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Das Wichtigste in Kürze

Die Berufsbildungssysteme in Deutschland und der Schweiz basieren auf einer unterschied-
lichen Verteilung der staatlichen Steuerungsmacht. In beiden Ländern wird jedoch eine in-
tensive Kooperation der staatlichen Akteure mit den Arbeitgebern sowie den Gewerkschaften 
gepflegt. Diese erlaubt und ermöglicht es, Impulse aus der Praxis für die Gestaltung und Um-
setzung der Systeme aufzunehmen, und sichert ein hohes Maß an Flexibilität, um wirtschaft-
liche, technologische und gesellschaftliche Veränderungen aufzugreifen und die Berufsbil-
dungssysteme entsprechend anzupassen. Dies gilt auch für die Herausforderungen durch die 
Digitalisierung. 

Kleinere Veränderungen in den jeweiligen Akteurskonstellationen scheinen ausreichend. 
Die nicht staatlichen Akteure entwickeln im Kontext der Digitalisierung eigene Initiativen, die 
durch mehr oder weniger koordinierte übergreifende staatliche bildungs-, arbeitsmarkt- und 
wirtschaftspolitische Initiativen gefördert, ergänzt oder auch initiiert werden. Das insgesamt 
flexible Gefüge, das durch die Beteiligung unterschiedlicher staatlicher und nicht staatlicher 
Akteure entsteht, scheint die Zukunftsfähigkeit und Attraktivität der Berufsbildungssysteme 
sicherstellen zu können und kann als eine besondere Stärke der beiden Systeme verstanden 
werden. Sowohl in der Schweiz als auch in Deutschland reagieren die Akteure der beruflichen 
Bildung mit zahlreichen Initiativen und Programmen auf die gravierenden technologischen 
Veränderungen durch die Digitalisierung. Allerdings machen sich die Unterschiede bei der 
Verteilung der staatlichen Steuerungsmacht, insbesondere wenn es um die Abstimmung von 
bildungspolitischen Entscheidungen geht, im Gesamtgefüge der Steuerung des Bildungssys-
tems deutlich bemerkbar.



8 WDP 224 1  Ausgangslage/Problemdarstellung/Ziel

1 Ausgangslage/Problemdarstellung/Ziel

„Die Digitalisierung ist zum Treiber in der beruflichen Bildung geworden.“ Dies betont der Prä-
sident des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB), Friedrich Hubert Esser, in seinem Vor-
wort zum BIBB-Jahresbericht 2018. „Wir stellen fest, dass die Digitalisierung auf allen Ebenen 
der beruflichen Bildung angekommen ist: Sie hat Auswirkungen auf nahezu alle Aus- und Fort-
bildungsberufe, sie verändert Aufgaben und verlangt neue Qualifikationen und Kompetenzen. 
Ihr Einfluss auf Lehr- und Lernmaterialien ist nicht zu übersehen, und sie geht auch an den 
Lernorten der beruflichen Bildung – den Betrieben, Berufsschulen und überbetrieblichen Bil-
dungszentren – nicht spurlos vorbei“ (Bundesinstitut für Berufsbildung 2019). Digitalisie-
rung betrifft die berufliche Bildung auf vielfältige Weise und auf unterschiedlichen Ebenen. 
Im vorliegenden Abschlussbericht zum Entwicklungsprojekt „Die Rolle der Akteure in den 
Berufsbildungssystemen in Zeiten der Digitalisierung – ein deutsch-schweizerischer Vergleich 
(RADigital)“ gehen wir der Frage nach, ob und inwiefern die Digitalisierung Auswirkungen auf 
die Governancestruktur der Berufsbildungssysteme hat. Dabei fokussieren wir unsere Unter-
suchungen auf die Akteure, ihre Rollen, ihr Rollenverständnis sowie auf ihre Kooperation mit-
einander bei der Gestaltung der Systeme in der Schweiz und Deutschland. 

Die Akteure der Berufsbildung beider Länder entwickeln Vorschläge und Empfehlungen, 
wie auf die Herausforderungen der Digitalisierung reagiert werden sollte. Diese werden von 
ihrer jeweiligen Rolle und Interessenlage bestimmt. Die Umsetzung der Vorschläge kann Fol-
gen für die bisherige Akteurskonstellation haben und zu Veränderungen im bislang etablier-
ten Zusammenspiel der Akteure eines Berufsbildungssystems führen. Zwar sind die Akteurs-
konstellationen nie ein starres Konstrukt, sondern stellen stets ein dynamisches System dar, in 
dem einzelne Akteure ihren Einfluss und ihre Rolle auszuweiten bzw. zu verändern trachten. 
Insofern ist eine Veränderung des Zusammenspiels kein rein aktuelles Phänomen. In der Re-
gel stehen Akteure in einem mehr oder weniger konflikthaften Aushandlungsprozess. Sie ko-
ordinieren sich und finden Lösungen, die die Berufsbildung formen und institutionalisieren 
(vgl. Wettstein/Schmid/Gonon 2014). Jedoch ist die Digitalisierung ein Beschleuniger von 
Veränderungen und dient somit im Rahmen des Projekts als Brennglas für die Untersuchung 
der Akteurskonstellation und möglicher Veränderungen im Zusammenspiel der Akteure in der 
Berufsbildung. 

Die Untersuchung von Governancestrukturen von Bildungssystemen und insbesondere 
deren Veränderungen ist keine rein akademische Übung. Da die Strukturen die Realität und 
das Praktischwerden von Bildung determinieren, haben die Untersuchungen einen konkreten 
Nutzen. Sie tragen dazu bei, unterschiedliche Entwicklungen in vergleichsweise ähnlichen Be-
rufsbildungssystemen sichtbar zu machen, zu erklären und das Handeln der Akteure besser 
einordnen zu können (vgl. Busemeyer 2009; Culpepper 2007; Ebner/Nikolai 2010; Thelen 
2007; Thelen/Busemeyer 2008; Trampusch/Busemeyer 2010). Hierdurch vertieft sich au-
ßerdem das Verständnis des eigenen nationalen Systems, wodurch sich Perspektiven für bil-
dungspolitische Initiativen eröffnen können. 

Auf dem dynamischen Feld der Akteurskonstellation kann sich die etablierte Konstellation 
zugunsten oder zulasten von Akteuren verschieben. Es können aber auch neue Akteure das 
Feld betreten und andere hingegen bedeutungslos werden (vgl. Kiener 2004). So wurde bei-
spielsweise in der Schweiz im Rahmen der Bundesverfassung im Jahr 2000 die Zuständigkeit 
für die Regelung der Bereiche Gesundheit, Soziales und Kunst für die berufliche Bildung von 
den Kantonen auf den Bund übertragen. Systemische Veränderungen können zunächst aber 
auch schleichend und damit weitgehend unbemerkt verlaufen. Die Kumulation von vermeint-
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lich kleinen bildungspolitischen Maßnahmen, die technologische und gesellschaftliche Ver-
änderungen zur Folge haben, können in ihrer Gesamtheit bedeutende Auswirkungen auf die 
Bildungssysteme und ihre Steuerungsmechanismen haben. Dabei machen globale Herausfor-
derungen nicht an nationalen Grenzen halt und wirken in einzelne Länder hinein. Die Digita-
lisierung und alles, was damit zusammenhängt wie die Frage der Veränderungen von Arbeit, 
Arbeitsprozessen, Tätigkeitsprofilen, Kompetenzen etc., betrifft die Bildungssysteme unmittel-
bar. Ob und wie die nationalen Bildungspolitiken reagieren, kann jedoch sehr unterschiedlich 
sein. Die Untersuchung der jeweiligen Governancestrukturen kann zur Erklärung beitragen. 
Das Projekt leistet darüber hinaus einen Beitrag für das bessere Verständnis der Steuerungs-
mechanismen in Berufsbildungssystemen und der Bedeutung der Akteurskonstellation in kol-
lektivistisch organisierten, betriebsbezogenen Systemen. 
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2 Methodische Hinweise

2.1 Begriffsklärung

Im Rahmen der Untersuchung stehen die Akteure im Mittelpunkt, die aufgrund einer gesetzli-
chen Regelung an der nationalen Steuerung des Berufsbildungssystems beteiligt sind. Dies sind 
in der Schweiz die Verbundpartner nach Art. 1 Berufsbildungsgesetz (BGG) und in Deutsch-
land nach § 92 Berufsbildungsgesetz (BBiG) die Akteure bzw. Akteursgruppen, die im Haupt-
ausschuss des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB) vertreten sind. Das sind der Bund, die 
Länder sowie die Arbeitgeber, inklusive der Kammerverbände und Arbeitnehmer. 

Neben diesen, das nationale Berufsbildungssystem politisch steuernden Akteuren, spielen 
in der Durchführung der beruflichen Bildung weitere Akteure tragende Rollen für das Gelin-
gen der Umsetzung. Sie haben jeweils auf ihrer Ebene bzw. in ihrem Zuständigkeitsbereich 
ebenfalls in unterschiedlichem Maße Gestaltungsspielräume. Dies sind insbesondere die Aus-
bildungsbetriebe und Bildungsanbieter wie Schulen oder Anbieter überbetrieblicher Kurse, 
aber auch das Bildungspersonal und nicht zuletzt die Lernenden bzw. zivilgesellschaftliche 
Gruppen selbst. Auch die Empfehlungen und Forderungen von diesen Akteuren werden in der 
vorliegenden Studie miteinbezogen. 

Da die Digitalisierung und ihre Folgen für das System der beruflichen Bildung vielfältig und 
vielschichtig sind, erscheint es in besonderem Maße notwendig, die Perspektive dieser Akteure 
ebenfalls einzubeziehen. Aspekte wie der Umgang mit neuen Medien, neuen didaktischen An-
sätzen, veränderte Aufgaben für das Bildungspersonal oder die wachsende Notwendigkeit von 
lebenslangem Lernen für die Beschäftigten tangieren in hohem Maße Akteure und Akteurs-
gruppen, die bisher nicht an der Steuerung beruflicher Bildung beteiligt sind. Aber gerade sie 
spielen für die Attraktivität der beruflichen Bildung in der Zukunft eine zentrale Rolle. Dies 
auch vor dem Hintergrund der Grenzen der Steuerungsfähigkeit von Berufsbildungssystemen, 
die beispielsweise im Zusammenhang mit der regional unterschiedlichen Ausbildungsbereit-
schaft der Betriebe (vgl. Kuhn/Schweri 2018) oder der Bedeutung der individuellen Bil-
dungsentscheidung der Jugendlichen und der Eltern sichtbar werden (vgl. Gonon u. a. 2016). 

Der Begriff der Akteurskonstellation umfasst im Rahmen des Projekts in Anlehnung an 
Scharpf 2000 die Beteiligten, ihre Strategieoptionen sowie die Präferenzen der beteiligten 
Akteure im Hinblick auf das zu erzielende Ergebnis ihrer Aktivitäten.

Governance wird als ein methodologisches Beschreibungs- und Analyseinstrument verstan-
den, um das Zusammenwirken von Akteuren und Akteursgruppen zu analysieren und zu ver-
stehen (vgl. Gonon 2016). 

Der Begriff Digitalisierung ist im Kontext des Projekts weit zu verstehen. Er steht stellver-
tretend für die sich zunehmend schneller verändernden Technologien und Arbeitsprozesse in 
Unternehmen und Betrieben, wo sie sich signifikant auf Tätigkeiten und Kompetenzbedarfe 
auswirken.
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2.2 Methodisches Vorgehen

Das Projekt sichtet und analysiert zunächst die Vorschläge der Akteure dahingehend, wie nach 
ihrer Auffassung die Berufsbildungssysteme auf die Herausforderungen der Digitalisierung re-
agieren sollen. Relevant im Kontext des Projekts ist dabei die Frage, inwieweit die Vorschläge 
und Empfehlungen Folgen für die Akteurskonstellation haben können, die für die Steuerungs-
prozesse der beruflichen Bildungssysteme prägend und bereits etabliert sind. 

Das Material für die Untersuchung im Rahmen des Projekts wurde aus zwei Quellen ge-
wonnen. Der Abschlussbericht basiert auf einer weitgehenden Sichtung und Auswertung der 
bestehenden Sekundärliteratur und nichtwissenschaftlichen Veröffentlichungen zum The-
ma Digitalisierung und deren Folgen für die Berufsbildungssysteme mit dem Fokus auf die 
Schweiz und Deutschland. Der Schwerpunkt der Auswertung liegt hierbei auf der Frage, ob 
und inwieweit sie die Rolle der Akteure oder das Zusammenspiel der Akteure in etablierten 
Prozessen bei der Steuerung der beruflichen Bildung tangieren. 

Daneben wurden 16 halbstandardisierte Experteninterviews mit Vertretern und Vertrete-
rinnen der Akteure in der Schweiz und in Deutschland durchgeführt, die an der Schnittstelle 
von Berufsbildung und Digitalisierung arbeiten (s. Anhang).



12 WDP 224 3  Ergebnisse

3 Ergebnisse

Ziel des Projekts ist es, die inhaltlichen Schwerpunktsetzungen der Empfehlungen und Forderun-
gen der Interviewpartner/-innen zu identifizieren und im Hinblick auf damit verbundene mög-
liche mittelbare oder unmittelbare Folgen für die Rolle der Akteure und somit für die Governance- 
strukturen herauszuarbeiten. Sie stellen deshalb nur einen Teil der veröffentlichten Vorschläge 
dar. Nicht berücksichtigt wurden die Empfehlungen, die von vorneherein nicht geeignet er-
schienen, Auswirkungen auf die Akteurskonstellation zu entfalten.

3.1 Schweiz

3.1.1 Die rechtliche Ausgangslage der Akteurskonstellation1

a.  Kurzer Überblick über die Governancestruktur und der zentralen Steuerungsmechanismen 
des Berufsbildungssystems der Schweiz

In der Schweiz fand in den 1990er-Jahren ein öffentlicher Diskurs über die Zukunft der beruf-
lichen Bildung statt. Er leitete die Integration der beruflichen Bildung in das Gesamtbildungs-
system ein. Dieser Paradigmenwechsel fand seinen rechtlichen Niederschlag in einer Ände-
rung der schweizerischen Verfassung im Jahr 1999. In Art. 61a der Bundesverfassung (BV) 
wird der Stellenwert von beruflicher Bildung betont: „Sie [Bund und Kantone] setzen sich bei 
der Erfüllung ihrer Aufgaben dafür ein, dass allgemeinbildende und berufsbezogene Bildungs-
wege eine gleichwertige gesellschaftliche Anerkennung finden.“

Durch die Verfassungsänderung ging die Zuständigkeit für sämtliche Berufsbereiche, mit 
Ausnahme des Hochschulbereichs, auf den Bund über, und zwar gleichgültig, ob schulisch, 
betrieblich oder überbetrieblich2, und definierte die Berufsbildung als Bestandteil des Gesamt-
bildungssystems. Auf dieser verfassungsrechtlichen Basis wurde in der Folge ein erneuertes 
Bundesgesetz über die Berufsbildung (BBG) entwickelt, das im Jahr 2004 in Kraft trat. Das 
BBG regelt neben der beruflichen Erstausbildung auch die berufliche Weiterbildung, insbe-
sondere die höhere Berufsbildung (auch Tertiär B genannt) als Äquivalent zur akademischen/
hochschulischen Bildung sowie die Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung. Darüber hinaus 
wurde die Berufsmatura eingeführt, d. h. die Verbindung der Fachhochschulreife mit einem 
eidgenössischen Fähigkeitszeugnis. Dies bedeutet die Möglichkeit zu einem doppelten Bil-
dungsabschluss im Sekundarbereich II. Auch öffnet das Gesetz die Möglichkeit für „andere 
Qualifikationsverfahren“ (Art. 2 Abs. 2d, Kap. 5 BBG). Die Zulassung zu Qualifikationsver-
fahren ist nicht vom Besuch bestimmter Bildungsgänge abhängig. Hierdurch sollen non-for-
mal oder informell erworbene Kompetenzen Anerkennung finden und zu einem formalen Ab-
schluss führen können.

Ein wichtiges Gestaltungsrecht für die Organisationen der Arbeitswelt (OdA)3 beinhaltet 
die Finanzierungsregelung des Gesetzes, die ihnen die Möglichkeit eröffnet, eigene spezielle 
Berufsbildungsfonds einzurichten, die neben die finanzielle Beteiligung des Bundes an der be-
ruflichen Bildung tritt. Grundsätzlich steht allerdings der Bund in der Pflicht, die Finanzierung 
des beruflichen Bildungssystems sicher zu stellen: „Die Maßnahmen des Bundes zielen darauf 

1 Zur Begriffserklärung s. Kapitel 2.
2 Inklusive der Gesundheitsberufe, der Berufe des Sozialwesens und der Kunst.
3  Träger der Berufsbildung in der Schweiz. Sie sind prägend für die Entwicklung der beruflichen Bildung.
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ab, die Initiative der Kantone und der OdA so weit als möglich mit finanziellen und anderen 
Mitteln zu fördern“ (Art. 1 Abs. 2 BBG). Im Zuge des neuen Berufsbildungsgesetzes kam es 
auch zu Änderungen von Begrifflichkeiten. So wurde aus der „Lehre“ die „berufliche Grund-
bildung“ und im Hinblick auf die Akteure der beruflichen Bildung aus den „Verbänden“ die 
„Organisationen der Arbeitswelt“. 

Über allem und ganz zu Anfang des Gesetzes ausformuliert steht jedoch das Verständnis, 
dass die berufliche Bildung eine gemeinsame Aufgabe ist. Der Einstieg in Art. 1 BBG regelt 
nicht den Zuständigkeitsbereich des Gesetzes, wie meist üblich, sondern beginnt mit diesem 
expliziten Grundsatz der Partnerschaft. Der Artikel definiert die Gestaltung der beruflichen 
Bildung als eine gemeinsame Aufgabe des Bundes, der Kantone sowie der OdA (Sozialpartner, 
Berufsverbände sowie andere Organisationen und Bildungsanbieter). Durch sie wird 
insbesondere auch der Einfluss des Arbeitsmarktes auf die Gestaltung der beruflichen Bildung 
sichergestellt. „Die Qualität der Berufsbildung ist immer nur so gut wie die Zusammenarbeit 
der Verbundpartner“, formuliert auch Couchepin (2004, S. 70). Diese Qualität in der Zusam-
menarbeit der Verbundpartnerschaft wird immer wieder hinterfragt (vgl. Schweizerische 
Eidgenossenschaft 2016). Die allgemeine Zufriedenheit der Verbundpartner mit der Go-
vernance des Berufsbildungssystems der Schweiz ist jedoch generell sehr hoch (vgl. Renold/ 
Caves/Oswald-Egg 2019; Schweizerische Eidgenossenschaft 2016). 

Die Geschäftsprüfungskommission des Schweizerischen Nationalrates stellt fest, dass die 
Akteure im Rahmen der Verbundpartnerschaft unterschiedliche Rollen haben. Sie sieht die 
strategischen Aufgaben auf der Ebene des Bundes, die operativen bzw. praktischen Aufgaben 
insbesondere bei den OdA und den Kantonen. Das BBG gebe ihnen dabei einen erheblichen 
Handlungsspielraum. Diese Handlungsspielräume erfordern jedoch Kompromissbereitschaft 
und den Willen zum Konsens. Fehle die Bereitschaft zur Zusammenarbeit auch nur eines Part-
ners, bestehe die Gefahr einer Blockade. Man sieht gerade in den offenen Formulierungen der 
gesetzlichen Grundlagen eine Erschwernis für die Zusammenarbeit, insbesondere sei die Rolle 
der OdA zu wenig geklärt. Für den Bund bedeute dies häufig eine Gratwanderung zwischen 
der Verantwortung für die strategische Steuerung und der bestmöglichen Berücksichtigung 
der teilweise divergierenden Interessen. Die Kommission spricht sich dafür aus, dass der Bund 
die strategische Steuerungsaufgabe in einigen Bereichen etwas stärker wahrnehmen sollte 
(vgl. Schweizerische Eidgenossenschaft 2016). Andere Stimmen bezeichnen das erreich-
te Gleichgewicht zwischen den Akteuren als „labil“ und erkennen Spannungen zwischen den 
Partnern (vgl. Bonoli/Berger/Lamamra 2018).

Dieses Prinzip der gemeinsamen oder abgestimmten Steuerung der beruflichen Bildung 
in der Schweiz prägt das System auf allen Ebenen und in allen thematischen Bereichen. Die 
Partner haben weitreichende eigene Gestaltungsmöglichkeiten, eine Verbindlichkeit entsteht 
weitgehend erst aus dem konkreten Zusammenwirken der Verbundpartner. Dies erlaubt fle-
xibles Agieren und Reagieren auf Veränderungen. So ist nach Auffassung von Backes-Gellner 
die Berufsbildung in der Schweiz auch ein wesentliches Element des Innovationssystems, „das 
über verschiedene Akteure und Mechanismen einen wichtigen Beitrag zur Innovationsfähig-
keit der Schweizer Wirtschaft leistet“ (vgl. Backes-Gellner/Pfister 2019, S. 70). Die einheit-
liche und umfassende gesetzliche Regelung der beruflichen Bildung in der Schweiz ist eine 
ideale Grundlage für eine gemeinsame strategische Entwicklung und Anpassung der berufli-
chen Bildung an gesellschaftliche und technologische Veränderungen. Greinert (2015) sieht 
hier den zentralen Unterschied zum deutschen Berufsbildungssystem, dem er ein ordnungs-
politisches „Kompetenzschisma“ attestiert.
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b. Fokus: Die rechtliche Organisation der Akteurskonstellation

Das in 2004 erneuerte Berufsbildungsgesetz hat zu einer Klärung der Rollen von Akteuren 
beigetragen (vgl. Gonon 2016). Das Gesetz wird von den politischen Akteuren als Antwort auf 
die wirtschaftlichen Veränderungen, die gesteigerten Bildungsbedürfnisse und nicht zuletzt 
als eine Maßnahme zur internationalen Anpassung des tertiären Bildungsbereichs mit der hö-
heren Berufsbildung betrachtet (vgl. ebd.).

Beim Bund wurden mit der Einrichtung des Staatssekretariates für Bildung, Innovation 
und Forschung (SBFI) die Bundeskompetenzen für den gesamten Bildungsbereich organisa-
torisch zusammengeführt. Ein wichtiger Hebel für die Steuerung des Bildungssystems durch 
den Bund ist die finanzielle Förderung. Dabei wird im Rahmen des Bildungs-, Forschungs- und 
Innovationssystems (BFI-System) die Bildungsförderung mit der Forschungs- und Innova-
tionsförderung verbunden, d. h., nicht nur wird die Finanzförderung aller Bildungsbereiche 
aufeinander abgestimmt, sondern auch in den Zusammenhang mit Forschung und Innovati-
on gebracht. Im Februar 2020 hat der Bundesrat das Konzept für eine neue Förderphase für 
die Jahre 2021 bis 2024 vorgeschlagen. Für den Bereich der beruflichen Bildung sollen ins-
besondere „innovative Projekte“ gefördert werden, „die die Berufsbildung für den digitalen 
Wandel und für das lebenslange Lernen fit machen“ (vgl. Schweizerischer Bundesrat 2020, 
S. 3684). Der Umgang mit den Folgen der Digitalisierung ist auch der inhaltliche Schwerpunkt 
für die Förderung der Weiterbildung. Im Hinblick auf die Zuständigkeiten der Akteure wird 
auch dabei gleich zu Beginn des Vorschlags auf die partnerschaftliche Zusammenarbeit hin-
gewiesen. Es wird klargestellt, dass die Regelung von Bildung, Forschung und Innovation Aus-
druck der föderalen Zuständigkeitsordnung ist und „auf allen Stufen Subsidiarität, Autonomie 
und partnerschaftliche Zusammenarbeit tragende Prinzipien sind“ (vgl. Schweizerischer 
Bundesrat 2020, S. 3694).

Den Kantonen ist die Verantwortung für Vollzug und Umsetzung zugewiesen (der soge-
nannte Vollzugsföderalismus). Zuständig sind hier jeweils die kantonalen Berufsbildungsäm-
ter.4

Hinsichtlich der Finanzierung übernehmen die Betriebe die Kosten und haben damit den 
Nutzen der praktischen Ausbildung, die öffentliche Finanzierung liegt beim Bund und den 
Kantonen. Die Finanzierung und Bereitstellung des schulischen Teils der beruflichen Bildung 
liegt insbesondere bei den Kantonen, spiegelbildlich zu ihrer Zuständigkeit.

Im Rahmen des Strategieprozesses Berufsbildung 2030 wurde auch die Frage nach den 
aktuellen Steuerungsmechanismen des schweizerischen Berufsbildungssystems gestellt. Ein 
entsprechendes Gutachten der Universität St. Gallen hat untersucht, inwieweit diese im Hin-
blick auf Megatrends wie Digitalisierung, Deindustrialisierung und Globalisierung eventuell 
optimiert werden und die Verbundpartnerschaft gestärkt werden müssen (vgl. Emmenegger/
Seitzl 2019). Ein zentrales Ergebnis ist, dass die grundsätzlich beim Bund liegende Strategie-
kompetenz aufgrund der gegenseitigen Abhängigkeiten nur durch die systematische Einbezie-
hung der anderen Verbundpartner überhaupt wahrgenommen werden kann. Trotz einer vor-
dergründig bestehenden, klar definierten Aufgabenteilung bestehe allerdings Klärungsbedarf. 
Der Bund müsse in der strategischen Steuerung die Rolle eines „Organisators und Moderators“ 
wahrnehmen und könne die Steuerungsfähigkeit des Berufsbildungssystems durch ein klares 
Bekenntnis zu der verbundpartnerschaftlichen Steuerung deutlich erhöhen (ebd., S. 1). 

Die Analyse macht des Weiteren deutlich, dass hierfür neben den bereits bestehenden ge-
meinsamen Organen auf den unterschiedlichen Steuerungsebenen auf der Ebene der fach-

4  Sie sind u. a. zuständig für die benötigte Bewilligung der Ausbildungsfähigkeit von Ausbildungsbe-
trieben, die in Deutschland durch die Kammern erfolgt.
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lich-strategischen Steuerung ein entsprechendes gemeinsames Gremium bislang fehlt. Auch 
der Schweizerische Gewerbeverband (sgv) sieht hier Justierbedarf und betont seinerseits, 
dass die Gestaltung der beruflichen Bildung eine gemeinsame Aufgabe von Bund, Kantonen 
und OdA sei und dass diese drei Partner immer gleichberechtigt einbezogen und respektiert 
werden müssen. Darüber hinaus stellt er klar: „Die Steuerung des Systems heißt nicht, dass der 
Bund den OdA vorschreiben darf, was und wie in einem Beruf gelehrt und gelernt werden soll. 
Die OdA entscheiden über die Inhalte und die prüfungsrelevanten Stoffe“ (Schweizerischer 
Gewerbeverband 2017b, S. 3/14). Ein Interviewpartner formuliert es so: Die Rolle des Bundes 
sei stark, auch deshalb, weil die anderen Partner sehr heterogen sind. Eine klare Organisation, 
finanzielle Ressourcen, die für den Erwerb von Expertise und Studien von Universitäten und 
Hochschulen, Forschungsergebnisse genutzt werden, gäben dem Bund naturgemäß eine be-
sondere Rolle. Das sei im Gesetz auch so angelegt. Der Bund könne im Zweifel eine entschei-
dende Rolle spielen, insbesondere wenn die anderen Partner nicht einig sind (vgl. Interview-
partner CH_K). 

In mehreren Interviews (vgl. Interviewpartner CH_K, CH_A), die im Rahmen des Projekts 
Anfang 2020 in der Schweiz durchgeführt worden sind, wurde bereits darauf hingewiesen, dass 
Mitte des Jahres 2020 ein neues tripartites Gremium (TBBK) etabliert werden soll, das sich mit 
fachlich-strategischen Fragen, insbesondere der Vor- und Nachbereitung zentraler Entschei-
dungen des nationalen Spitzentreffens, befassen wird. Auch in diesem neuen Gremium soll 
der Fokus auf der Gestaltung des gesamten Berufsbildungssystems liegen. Nach Auffassung 
eines Interviewpartners aus dem kantonalen Bereich könnte sich die starke Rolle des Bundes 
durch diese „neue“ Governancestruktur verändern. Hier könnte es positive Veränderungen ge-
ben (vgl. Interviewpartner CH_K, CH_A, CH_OdA1). Die Interviewpartner CH_A, CH_OdA1 
betonen, dass das Steuerungsgremium in Zukunft verstärkt institutionalisiert werden sollte. 
Die Hauptaufgabe bestehe in einer „branchenübergreifenden Vertretung der Arbeitgeberseite 
in den Gremien“. Das Interesse besteht insbesondere darin, eine möglichst arbeitsmarktnahe 
Entwicklung der Berufsbildung zu erreichen. CH_OdA1 weist darauf hin, dass die „Bildungs-
politik und die Arbeitsmarktpolitik (dabei) gleichermaßen berücksichtigt werden müssen“. In 
diesem Prozess wäre insbesondere darauf zu achten, dass eine große Auswahl an Ausbildungs-
möglichkeiten und eine hohe Qualität der Ausbildungsinhalte weiterhin gewährleistet wür-
de. In der Empfehlung von Emmenegger/Seitzl (2016, S. 35) würde die Steuerungsstruktur 
dann wie folgt aussehen. 

Lediglich für die Eidgenössische Berufsbildungskommission (EBBK) existiert im BBG eine 
gesetzliche Grundlage. Vertreten sind in der Regel Fachexpertinnen und -experten der Kanto-
ne, der Spitzenverbände, von Berufsverbänden, aus dem Weiterbildungsbereich und aus der 
Wissenschaft. Die EBBK hat eine beratende Funktion gegenüber den „Bundesbehörden in all-
gemeinen Fragen der Berufsbildung, in Fragen der Entwicklung und der Koordination und 
deren Abstimmung mit der allgemeinen Bildungspolitik“ (Art. 70 Abs. 1 a BBG). Der letzte 
Punkt ist eine weitere Stärke der schweizerischen Berufsbildung. Sie versteht sich immer als 
Teil des Bildungssystems. Strategische Entscheidungen sind möglichst immer mit Blick auf das 
Gesamtgefüge des Bildungssystems zu treffen (vgl. Hippach-Schneider 2018). So sind auch 
alle Bildungsbereiche in einem Staatssekretariat, d. h. in einem Ministerium, zusammenge-
fasst, was die Koordination und die Stärkung des Bildungssystems als Ganzes vereinfacht.

Im Jahr 2005 wurde das nationale Spitzentreffen (s. Abbildung) geschaffen, das ausschließ-
lich politisch legitimiert ist. Es sollte ein Gremium für die gemeinsame politisch-strategische 
Steuerung des Berufsbildungssystems sein, das die EBBK aufgrund ihrer beratenden Funktion 
nicht sein kann. 
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Abbildung: Empfehlungen zur systematischen Steuerung der Berufsbildung in der Schweiz

Quelle: nach Emmenegger/Seitzl 2019 mit eigener Hervorhebung

Die Teilnehmer des Spitzentreffens sind die drei Verbundpartner aus Art. 1 BBG, in Person 
des jeweiligen Spitzenpersonals. Das „Vakuum“ unterhalb des Spitzentreffens, im Bereich der 
fachlich-strategischen Steuerung, das die jeweilige fachliche Expertise der Verbundpartner er-
fordert, soll nun geschlossen und ein tripartites Organ (TBBK) geschaffen werden. Dessen Mit-
glieder werden durch die Spitzen der Verbundpartner delegiert. Dass die EBBK kein politisches 
Steuerungsgremium ist, wurde auch im Zuge des Strategieprozesses Berufsbildung 2030 sicht-
bar, in dem die EBBK keine Rolle spielt (vgl. Emmenegger/Seitzl 2019). Stattdessen wurde 
die Verantwortung an ein neu geschaffenes Gremium übertragen, das sich ausschließlich aus 
Fachexpertinnen und -experten von den Verbundpartnern zusammensetzt.

Die jeweils zweitägige Verbundpartnertagung (s. Abbildung) soll sicherstellen, dass die 
Masse der OdA und der Kantone erreicht wird. Sie wird geschätzt als Kommunikationsplatt-
form mit der Möglichkeit zur Vernetzung und aufgrund ihrer Breitenwirkung (vgl. ebd.). Ihre 
Funktion ist fachlich-operativer Art.

Über die Schaffung eines neuen Steuergremiums auf der fachlich-strategischen Ebene 
hinaus, schlägt die Studie weitere Veränderungen vor. So sollten Unternehmen, im Gegensatz 
zu den Unternehmensverbänden, ihr Expertenwissen besser einbringen können. Trotz ihrer 
wichtigen Rolle im Berufsbildungssystem hätten sie bislang keine Rolle in der Steuerung. Dies 
wäre im Rahmen einer außerparlamentarischen Expertenkommission möglich. Daneben wird 
die Idee eines sogenannten table ronde ins Spiel gebracht, dem neben den wichtigen Akteuren 
der verschiedenen Bildungsbereiche Vertreterinnen und Vertreter des Bundes und der Kanto-
ne angehören könnten. So soll ein Diskussionsforum, für die großen Herausforderungen der 
Bildungssysteme wie Digitalisierung, demografischer Wandel oder Migration entstehen. Aus 
Sicht von Emmenegger/Seitzl ist es zwar formal nicht opportun, die Gremien für weitere Ak-
teure, insbesondere die Bildungsanbieter, zu öffnen (vgl. S. 37f.). Es fehle sowohl an einer 
rechtlichen Grundlage als auch an einer entsprechenden Dachorganisation. Gleichwohl seien 
sie wichtige Akteure, insbesondere an den Schnittstellen verschiedener Bildungsbereiche, z. B. 
der Weiterbildung und der höheren Berufsbildung. Deshalb werden sogenannte Dialogforen 
oder Expertenkommissionen vorgeschlagen, die auf der fachlich-operativen Ebene für stärkere 
Vernetzung und inhaltliche Abstimmung, jedoch ohne Steuerungs- oder Entscheidungsfunk-
tion, formal geschaffen werden sollen, z. B. für die zahlreichen OdA oder für die Verbesserung 
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des Austauschs zwischen dem Bund und den Kantonen. Die Zusammenarbeit und Koordina-
tion der Kantone findet formal in der Schweizerischen Konferenz der kantonalen Erziehungs-
direktoren (EDK) statt (vgl. ebd.). 

Die folgende Darstellung der Zuständigkeiten der Verbundpartner greift ausgewählte Auf-
gabenbereiche heraus, die für die Fragestellungen des Projekts relevant sind. Sie ist keine um-
fassende Beschreibung der Verantwortungsbereiche der Akteure. Im Fokus stehen dabei Zu-
ständigkeiten, die gemeinsame Aktivitäten und Prozesse mit anderen Akteuren betreffen.

Überblick über die Zuständigkeit des Bundes und der Kantone sowie der Formen ihrer 
Zusammenarbeit

Die Zuständigkeit des Bundes bzw. des SBFI umfasst insbesondere die Bereiche Rechtsetzung, 
Qualitätssicherung, z. B. durch die Beteiligung in der Kommission Berufsentwicklung und 
Qualität (B&Q oder SKBQ), sowie Information und Dokumentation. Bedeutsam ist vor allem 
die Kompetenz, für den Bereich der beruflichen Grundbildung Bildungsverordnungen (BiVo) 
und Rahmenlehrpläne (z. B. für den allgemeinbildenden Unterricht in der beruflichen Grund-
bildung oder der Berufsmaturität) zu erlassen (vgl. Art. 19 BBG). Das SBFI hat die strategische 
Projektleitung bei der Entwicklung der Bildungsverordnung und des Bildungsplans (zur zen-
tralen Rolle der OdA s. u.). Die Bildungsverordnungen erlässt es auf Antrag der OdA oder, bei 
Bedarf, von sich aus.

Die jeweils für den Beruf einzurichtende Kommission Berufsentwicklung und Qualität 
(B&Q oder SKBQ) beaufsichtigt die Umsetzung der beruflichen Grundbildung und ist für die 
Überprüfung der Ziele und Anforderungen an die berufliche Grundbildung zuständig sowie 
für die Aktualität des Berufsbilds und der Qualität (vgl. Staatssekretariat für Bildung 
2014; Staatssekretariat für Bildung 2017b). Die B&Q sind verbundpartnerschaftliche Or-
gane. Neben den OdA sollen deshalb in den Kommissionen das SBFI, die Kantone, die Fach-
lehrerschaft sowie weitere Fachpersonen und eventuell Gäste (z. B. Expertinnen und Exper-
ten, pädagogische Begleitung) vertreten sein (vgl. Wettstein/Schmid/Gonon 2014, S. 136). 
Sind mehrere OdA für eine Bildungsverordnung verantwortlich, so müssen alle Parteien in der 
Kommission vertreten sein.

Im Gegensatz zum Prozess der Entwicklung der Ausbildungsordnungen für die berufliche 
Erstausbildung in Deutschland sind in der Schweiz die Gewerkschaften nicht automatisch in 
den Verfahren vertreten. Die Vertretung der Gewerkschaften ist nach Empfehlung des SBFI 
jedoch dann zu empfehlen, wenn ein Gesamtarbeitsvertrag vorhanden ist (vgl. Staatssekre-
tariat für Bildung 2014). 

Die jeweils fachlich zuständige B&Q führt auch die in den Bildungsverordnungen festge-
legte, periodische 5-Jahres-Überprüfung durch und überprüft die entsprechende berufliche 
Grundbildung auf Aktualität und Qualität (vgl. Der Schweizerische Bundesrat 2003). Der 
Start der 5-Jahres-Überprüfung richtet sich nach den Bedürfnissen der jeweiligen beruflichen 
Grundbildung und der Trägerschaft und kann in Absprache mit den Verbundpartnern zeitlich 
flexibel gestaltet werden. Es kann eine Total- oder Teilrevision empfohlen werden. Zu den bei 
der Umsetzung dieser Aufgabe entstehenden Herausforderungen, wie die zeitliche Belastung 
der Beteiligten und einer möglichen „Ämter- und Einflusskumulation“ s. Bürgi/Gonon 2019, 
S. 2. Nach ihrer Auffassung verfügen ressourcenstarke Verbände und Firmen über ein höheres 
Stimmengewicht bzw. über einen größeren Einfluss, da sie sich die Beteiligung an mehreren 
Gremien eher leisten könnten. Der Bund unterstützt die Arbeiten in Zusammenhang mit der 
Anpassung finanziell. Im Bereich der höheren Berufsbildung genehmigt das SBFI Prüfungs-
ordnungen für eidgenössische Berufs- und höherer Fachprüfungen und hat die Aufsicht über 
Prüfungen (vgl. Wettstein/Schmid/Gonon 2014).
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Die Kantone haben die schulische sowie die betriebliche Aufsicht über die berufliche 
Grundbildung und sind für den Vollzug des Berufsbildungsgesetztes und der Berufsbildungs-
verordnung verantwortlich (vgl. Art. 24 Abs. 1 BBG). Grundsätzlich besteht in der Schweiz 
ein verfassungsmäßiger Auftrag an die Kantone, ihre Bildungssysteme zu harmonisieren (vgl. 
Art. 62 der Bundesverfassung). Dieser Auftrag ist die Grundlage u. a. für eine interkantonale 
Vereinbarung aus dem Jahr 2007, in der man sich über bestimmte Eckwerte der obligatori-
schen Schulen verständigt hat. Zum Beispiel werden hier der Sprachenunterricht, die Vorga-
ben zur Einschulung oder zur Dauer der Schulstufen geregelt. Im Jahr 2011 wurden darüber 
hinaus nationale Bildungsstandards entwickelt, die seit dem Schuljahr 2015/2016 von den 
beigetretenen Kantonen angewendet werden. Es sind jedoch nicht alle Kantone dieser Inter-
kantonalen Vereinbarung über die Harmonisierung der obligatorischen Schule (HarmoS-Kon-
kordat)5 beigetreten. 

Für die Koordination zwischen den Kantonen gibt es die Schweizerische Konferenz der kan-
tonalen Erziehungsdirektoren und ihre Fachkonferenz, die Schweizerische Berufsbildungsäm-
ter-Konferenz (SBBK). Zu den Aufgaben der Kantone gehören insbesondere auch die Beratung 
und Begleitung der Lehrvertragsparteien und die Koordination zwischen den an der berufli-
chen Grundbildung Beteiligten. Organisatorisch ist die Zuständigkeit überwiegend Bildungs- 
oder Erziehungsdirektionen zugeordnet. In den Kantonen Bern und Zürich sind diesen Stellen 
auch die Zuständigkeiten für die Mittelschulen zugewiesen. In anderen Kantonen gehört die 
Zuständigkeit für die Hochschulen in den Bereich der Erziehungsämter, z. B. Solothurn.6 Sie 
erlassen die Schullehrpläne für die Allgemeinbildung in der beruflichen Grundbildung und 
ernennen Prüfungsexpertinnen und -experten. Aber nicht nur für den Vollzug der beruflichen 
Grundbildung sind die Berufsbildungsämter verantwortlich, sondern auch für die höhere Be-
rufsbildung. Die Organisation und die Aufsicht über die Berufsfachschulen und höheren Fach-
schulen liegen ebenfalls in ihrem Zuständigkeitsbereich. Dazu gehört die Sicherstellung des 
Unterrichts und die Einstellung der Schulleitung für die Schulen in kantonaler Trägerschaft. 

Die Kantone erlassen Vollzugsvorschriften. Sie erteilen Ausbildungsbewilligungen an Be-
triebe, genehmigen Lehrverträge zwischen Betrieben und Lernenden und üben die Aufsicht 
über die Lehrverhältnisse aus. Sie stehen dadurch in engem und direktem Kontakt mit Ausbil-
dungsbetrieben und den OdA, d. h. der täglichen Ausbildungspraxis. Auch auf kantonaler Ebe-
ne gibt es verbundpartnerschaftlich zusammengesetzte Gremien wie z. B. in Bern und Zürich. 
Sie beraten die Erziehungsdirektion in strategischen Fragen der Berufsbildung, der Weiterbil-
dung und der Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung. Dabei handelt es sich beispielsweise 
um Berufsbildungskommissionen der kantonalen Gewerbeverbände, die häufig auch Vertre-
terinnen und Vertretern anderer Verbundpartner mit einbeziehen. Mit ca. 75 Prozent tragen 
die Kantone die Kosten der öffentlichen Hand an der Berufsbildung (vgl. Wettstein/Schmid/
Gonon 2014).

Die Zusammenarbeit des Bundes mit den Kantonen im Bildungsbereich basiert für die Kan-
tone auf dem Schulkonkordat. Der Bund hat mit dem Bildungszusammenarbeitsgesetz (BiZG) 
von 2017 für sich eine gesetzliche Grundlage für die Zusammenarbeit geschaffen. Auf dieser 
Grundlage wiederum haben der Bund und die Kantone eine Vereinbarung über die Zusam-
menarbeit im Bildungsraum Schweiz (ZSAV) abgeschlossen.7 Sie sieht zur Operationalisie-
rung ein Steuerungsgremium vor, bestehend aus dem Leiter/der Leiterin des Departements 
für Wirtschaft, Bildung und Forschung (WBF) und dem Präsidium des EDK. Die operative  
Prozessleitung wird durch ein Mitglied der Direktion des SBFI und dem/der General- 

5 Weitere Informationen zum HarmoS-Konkordat s. URL: www.lehrplan21.ch (Stand: 09.03.2020).
6  Für einen Überblick über die Mitglieder s. URL: http://www.sbbk.ch/dyn/19622.php (Stand: 09.03.2020).
7  Vereinbarung s. URL: https://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2017/365.pdf (Stand: 22.04.2020).

http://www.lehrplan21.ch
http://www.sbbk.ch/dyn/19622.php
https://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2017/365.pdf
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sekretär/-in der EDK8 wahrgenommen. Die Prozessleitung kann sogenannte Koordinations-
ausschüsse einsetzen, die sich übergreifenden Themen annehmen und die die Zusammen-
arbeit vor besondere Herausforderungen stellen. Ein solcher Koordinationsausschuss (KoA) 
wurde für das Thema Bildungsmonitoring sowie Ende 2016 für das Thema Digitalisierung 
eingerichtet.9 Dem erweiterten Mitgliederkreis gehören u. a. auch Vertreter/-innen der Hoch-
schulen, der Berufsbildung (z. B. Eidgenössisches Hochschulinstitut für Berufsbildung – EHB), 
des Dachverbandes Lehrerinnen und Lehrer Schweiz (LCH), Dachverbände wie ICT Switzer-
land oder auch Großunternehmen an.

In einer gemeinsamen Erklärung von Bund und den Kantonen wird 2019 darüber hinaus 
u. a. festgestellt, dass die Behörden von Bund und Kantonen mit einer „Gesamtsicht auf das 
[Bildungs-]System“ handeln und sich für die gleichwertige Anerkennung allgemeinbildender 
und berufsbezogener Bildungswege einsetzen. Insgesamt werden acht gemeinsame Ziele ver-
einbart, u. a. Ziel 7, das festlegt, dass die Chancen der Digitalisierung vorausschauend durch 
Bund und Kantone aufgegriffen und die Herausforderungen angegangen werden. Ihre jewei-
ligen Strategien werden umgesetzt und, wo notwendig, bei der Umsetzung miteinander abge-
stimmt (vgl. Schweizerische Eidgenossenschaft 2019, S. 1). Die übergreifende inhaltliche 
Klammer dieser Reihe von Vereinbarungen ist es, die koordinierte und gemeinsame staatli-
che Steuerung der Bildung insgesamt und damit auch der Berufsbildung unter Einbeziehung 
größtmöglicher weiterer Expertise sicherzustellen.

Die Rolle der Organisationen der Arbeitswelt

Zentrale Akteure neben den staatlichen Stellen auf den unterschiedlichen Ebenen sind die 
OdA. Sie vertreten die Interessen der Betriebe, die sich wiederum in Berufsverbänden orga-
nisieren. In diesem Auftrag gestalten sie maßgeblich die Berufsbilder, definieren die Ausbil-
dungsstandards und prägen damit weitgehend die berufliche Bildung. Zwar liegt die strategi-
sche Projektleitung der Entwicklung der Berufsverordnungen beim Bund, jedoch bestimmen 
die OdA deren fachliche Inhalte und verfügen über das Initiativrecht (vgl. Art. 19 Abs. 1 BBG). 
Sie sind nicht nur auf nationaler, sondern auch auf kantonaler oder regionaler Ebene zu fin-
den, branchenspezifisch oder auch branchenübergreifend organisiert und können arbeitge-
ber- und/oder arbeitnehmerorientiert ausgerichtet sein (vgl. Staatssekretariat für Bildung 
2019).

Diese starke Stellung der OdA im Zusammenhang mit den BiVos wird auch in den Inter-
views deutlich (vgl. Interviewpartner CH_OdA1, CH_OdA2, CH_A, CH_OdA3). Sie sind die 
„Motoren der Berufsbildung“ (vgl. die gleichnamige Veröffentlichung Strebel/Emmenegger/
Graf 2019) und von traditionellen Unternehmensverbänden, Berufsverbänden und Arbeit-
nehmerverbänden zu unterscheiden. Allerdings hat sich nach Auffassung von Gonon 2016 der 
Einfluss der Kantone und des Bundes im Zuge der Maßnahmen zur Bekämpfung des Fachkräf-
temangels und der stärkeren Akzentuierung der Fachhochschulen im Rahmen der Verbund-
partnerschaft verstärkt. „Die OdA, als die klassischen Akteure hingegen seien „nolens volens in 
diese Reformdynamik eingebunden“ (ebd., S. 49).

In der Schweiz gibt es 146 OdA (Stand 2018). Strebel/Emmenegger/Graf (2019) diffe-
renzieren sie in vier wichtige Organisationstypen im Hinblick auf die Anzahl der Lernenden, 
der Ausbildungsbetriebe und der Aktivitäten. Das sind die traditionellen Unternehmensver-

8 Weitere Informationen zur EDK s. URL: www.edk.ch (Stand: 21.08.2020).
9  Weitere Informationen zum Koordinationsausschuss s. URL: https://www.educa.ch/de/ueber-uns/

kontext-bund-und-kantone (Stand: 22.04.2020).

http://www.edk.ch
https://www.educa.ch/de/ueber-uns/kontext-bund-und-kantone
https://www.educa.ch/de/ueber-uns/kontext-bund-und-kantone
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bände10, die Berufsverbände11, die und Arbeitnehmerverbände12 und die spezialisierten Be-
rufsbildungsorganisationen. Im Gegensatz zu den ersten drei Genannten sind die Berufsbil-
dungsorganisationen13 auf die Berufsbildung spezialisiert und verbinden einen heterogenen 
Kreis von Mitgliedern, z. B. ICT-Berufsbildung Schweiz. 59 Prozent der zwischen 2001 und 
2015 gegründeten OdA können dieser Gruppe der spezialisierten Berufsbildungsorganisatio-
nen zugeordnet werden und machen ca. 25 Prozent der OdA aus. Nur fünf OdA sind Arbeit-
nehmerorganisationen und teilen sich zudem noch die Verantwortung für die einschlägigen 
Berufe jeweils mit den Arbeitgeber-OdA.

Die Berufsbildungsorganisationen haben die höchste durchschnittliche Lernendenzahl 
(4.633; im Vergleich zu den Unternehmensverbänden (2.112), den Arbeitnehmerverbänden 
(2.041) und den Berufsverbänden (593). Sie sind häufig für teilnahmestarke Berufe zustän-
dig, z. B. der kaufmännischen Grundbildung, Gesundheit oder Soziales sowie Informatik (vgl. 
ebd.). Die OdA von drei der vier Organisationstypen engagieren sich in unterschiedlichem 
Maße und unterschiedlicher Form in politischen Prozessen. Über eine Mitgliedschaft in Dach-
verbänden findet dieses Engagement in der Eidgenössischen Kommission im Bereich der beruf-
lichen Bildung statt oder an nationalen, vom Bund regelmäßig organisierten Veranstaltungen. 
Auffallend sei, dass 41 Prozent der OdA keine dieser Kanäle nutzen und keine der fünf OdA 
aufseiten der Arbeitnehmenden in arbeitnehmerseitigen Dachverbänden vertreten seien (vgl. 
ebd.).

Die OdA regeln auch die Zulassungsbedingungen für die eidgenössischen Berufsprüfungen 
und die eidgenössischen höheren Fachprüfungen, die sogenannte höhere Berufsbildung oder 
der Tertiär B-Bereich, und entwickeln Lerninhalte, Qualifikationsverfahren, Ausweise und Ti-
tel. Insgesamt wird den OdA als sogenannte „intermediäre“ Organisationen eine bedeutende 
Rolle im schweizerischen Berufsbildungssystem zugeschrieben. Sie nehmen ihre Verantwor-
tung für den eigenen Nachwuchs wahr (vgl. Couchepin 2004, S. 70). 

3.1.2 Die zentralen Empfehlungen und Initiativen der beteiligten Akteure
Neben diesen Akteuren, die das nationale Berufsbildungssystem derzeit politisch formal steu-
ern, spielen weitere Akteure eine wichtige Rolle für das Gelingen der Umsetzung der beruf-
lichen Bildung. Sie haben jeweils auf ihrer Ebene bzw. in ihrem Zuständigkeitsbereich mehr 
oder weniger Gestaltungsspielräume. Das sind insbesondere die Ausbildungsbetriebe, die An-
bieter von überbetrieblichen Kursen (üK), die verschiedenen berufsbildenden Schulen (auch 
der höheren Berufsbildung), das Bildungspersonal und natürlich die Lernenden selbst. Akteu-
re können sowohl Einzelpersonen als auch Interessengruppen sein.14 Aus diesem Grund wur-
den auch Stellungnahmen und Empfehlungen im Kontext des Projektschwerpunkts aus diesen 
Akteursgruppen gesichtet und in die Auswertung einbezogen.

10  Zum Beispiel Schweizerischer Arbeitgeberverband; Schweizerischer Gewerbeverband, s. Übersicht der 
Interviewpartner im Anhang.

11  Zum Beispiel Swissmem, Schweizer Maschinen-, Metall- und Elektroindustrie; s. Übersicht der Inter-
viewpartner im Anhang.

12 Zum Beispiel. Travaille.Suisse, Schweizerischer Gewerkschaftsbund.
13  Zum Beispiel ICT-Berufsbildung Schweiz, s. URL: https://www.ict-berufsbildung.ch (Stand: 09.03.2020); 

Übersicht der Interviewpartner im Anhang.
14  Fasst den Begriff der Akteure recht weit und zählt beispielsweise u. a. die Fachhochschulen, aber auch 

die Gymnasien und Universitäten, die politischen Parteien, wissenschaftliche Akteure sowie Publizis-
ten  und Publizistinnen dazu. Gerade die Fachhochschulen haben sich seiner Auffassung in den ver-
gangenen Jahren als Akteure ins Spiel gebracht.

https://www.ict-berufsbildung.ch
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a. Bund

Die Schweizerische Regierung hat zahlreiche In-
itiativen, Maßnahmen und Förderlinien in Gang 
gesetzt, um das Bildungssystem insgesamt, aber 
auch die verschiedenen Bildungsbereiche, ange-
sichts der technologischen Veränderungen, im 
Einzelnen zu stärken. Bereits Anfang 2017 ist 
ein Weiterbildungsgesetz in Kraft getreten (We-
BiG). Zur Weiterbildung werden alle non-forma-
len Ausbildungen von Grundkompetenzen bis zu 
Weiterbildungen im Hochschulbereich gezählt. 
Darüber hinaus spielen die Weiterqualifizierung 
des Bildungspersonals eine zentrale Rolle sowie 
die Frage nach dem Einsatz moderner digita-
ler Lehr- und Lernmethoden und -materialien. 
Wichtige Stichworte in diesem Zusammenhang 
sind digitale Plattformen und Vernetzung. Aber auch die Frage nach der verbundpartner-
schaftlichen Organisation der Steuerung des Berufsbildungssystems wird adressiert. 

Aufgrund der Reichweite sowohl hinsichtlich der einbezogenen Akteure als auch der the-
matischen Fragestellungen ist die bereits erwähnte Strategie Berufsbildung 2030 von beson-
derer Bedeutung und hervorzuheben. In ihrem Rahmen werden u. a. Grundsatzfragen der 
schweizerischen Berufsbildung debattiert, die auch Struktur und Organisation der beruflichen 
Bildung betreffen. Von Beginn an wurde die Strategie gemeinsam mit den Verbundpartnern 
als partizipativer Prozess gestaltet, in den auch die Wissenschaft und die Gesellschaft mit ein-
bezogen wurden. 

In einer ersten Phase stand die Entwicklung eines gemeinsamen Leitbildes 2030 sowie die 
Erarbeitung gemeinsamer strategischer Leitlinien im Vordergrund. Auf einer Online-Plattform 
wurden die zentralen thematischen Diskurse kommuniziert, und alle Interessierten hatten die 
Möglichkeit, sich mit Kommentaren und Beiträgen zu beteiligen. Die Strategie ist auch das 
Dach für zahlreiche verbundpartnerschaftliche Aktivitäten und Projekte.15 Die Themen der 
Projekte sind vielfältig und reichen von der Allgemeinbildung in der beruflichen Grundbildung, 
über die Positionierung der höheren Fachschulen, Anrechnungsfragen und Berufsbildung für 
Erwachsene bis zur Stärkung der interkantonalen Zusammenarbeit und der Frage, wie die Go-
vernance verbessert werden kann. Das Ziel der Strategie ist, sicherzustellen, dass das „duale 
System weiterhin ein Erfolgsmodell bleibt“ (Staatssekretariat für Bildung 2017a, S. 3). 

Eine vergleichbare breit angelegte und umfassende Strategie zur Überprüfung und Weiter-
entwicklung der beruflichen Bildung gibt es in Deutschland nicht. Der Prozess der Novellie-
rung des BBiG und die Arbeit der Enquete-Kommission „Berufliche Bildung in der digitalen Ar-
beitswelt“ des Deutschen Bundestages decken im Vergleich lediglich einzelne und spezifische 
Fragestellungen ab. Fragen nach angemessenen Governancestrukturen werden nicht gestellt. 
Der verbundpartnerschaftliche Ansatz der Strategie Berufsbildung 2030 mit Bund, Kantonen 
und OdA an Bord ermöglicht hierzu grundsätzliche Überlegungen. Die Einbeziehung der Wis-
senschaft ergänzt die Expertise, die Beteiligung der Öffentlichkeit trägt zu einer zusätzlichen 
Verankerung der Bedeutung von beruflicher Bildung in der Gesellschaft bei. 

Ein Element zur Umsetzung und Implementierung der Strategie Berufsbildung 2030 in der 
Schweiz ist der Förderschwerpunkt zur digitalen Transformation „digitalinform.swiss“. Alle 

15  Weitere Informationen zur Strategie Berufsbildung 2030 s. URL: https://berufsbildung2030.ch/de/pro-
jekte (Stand: 04.05.2020).

Das Weiterbildungsgesetz (WeBiG) 
verlangt z. B. von Bund und Kanto-
nen, dass sie die „Voraussetzungen 
schaffen, die allen Personen die 
Teilnahme an Weiterbildung ermög-
lichen (Art. 4.b WeBiG), von Organi-
sationen der Weiterbildung verlangt 
es, dass sie u. a. ,Informations- und 
Koordinationsaufgaben‘ überneh-
men (Art. 12.1 WeBiG) und von 
öffentlichen und privaten Arbeit-
gebern, dass sie die Weiterbildung 
ihrer Mitarbeiter/-innen ,begünsti-
gen‘“ (Art. 5.2 WeBiG).

https://berufsbildung2030.ch/de/projekte
https://berufsbildung2030.ch/de/projekte
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Verbundpartner sind daran beteiligt, die Projektförderung läuft bis 2024. Wichtig dabei ist, 
dass ein Know-how-Transfer zwischen den Projekten sichergestellt werden soll. Die Akteure 
sollen miteinander vernetzt werden, um Synergien zu schaffen. Zur Unterstützung wurde das 
Webportal digitalinform.swiss eingerichtet.16

Die partizipative Gestaltung des Strategieprozesses erfordert es, unterschiedliche Interes-
sen auszubalancieren und die Frage der Steuerung auszutarieren. Gerade diese nicht immer 
einfachen Aushandlungsprozesse führen dazu, dass sich die Beteiligten mit ihren Partikularin-
teressen letztlich nicht uneingeschränkt durchsetzen können, sondern die verschiedenen Pers-
pektiven und Interessen aller Partner in Zusammenhang gesetzt werden müssen. Dies wird als 
positives Ergebnis der bisherigen Aktivitäten gewertet, als ein Zeichen für die Flexibilität des 
schweizerischen Berufsbildungssystems (vgl. Schweizerische Konferenz der kantonalen 
Erziehungsdirektoren 2019; Travail.Suisse 2017). „Das Schweizer Berufsbildungssystem 
funktioniert“ (Bosshard 2018, S. 31).

Einschätzung der Gesamtlage – Verbundpartnerschaft

Das SBFI wertet den strukturellen Wandel durch die Digitalisierung insgesamt als positive Ent-
wicklung, welche die Schweiz bisher zu ihren Gunsten nutzen konnte. Dennoch sind aus sei-
ner Sicht Optimierungen der Rahmenbedingungen sowie konkrete Maßnahmen hinsichtlich 
der Aus- und Weiterbildung vonnöten, um Herausforderungen infolge des Strukturwandels 
auch zukünftig erfolgreich meistern zu können (vgl. Schweizerische Eidgenossenschaft 
2017a). Ähnlich wie das SBFI lautet die Bewertung des EHB bezüglich der Herausforderungen 
im Zuge der Digitalisierung, dass sowohl der schweizerische Arbeitsmarkt als auch das Berufs-
bildungssystem auf diese gut vorbereitet seien. Eine Polarisierung des Arbeitsmarktes infolge 
von technologisch bedingten Entwicklungen sei in der Schweiz beispielsweise nicht feststell-
bar. Als Grund dafür wird das durchlässige Bildungssystem und der Ausbau der Berufsmaturi-
tät und Fachhochschulen genannt, denn insbesondere das Berufsbildungssystem „bereite die 
Absolventen gut auf den technologischen Wandel vor“; statt einer Ausbildung mit engem Tä-
tigkeitsspektrum liegt der Fokus auf den Erwerb von Handlungskompetenzen (vgl. Aepli u. a. 
2017, S. 11). Durch die Arbeitsmarktnähe, von der die Auszubildenden durch ihren Einsatz 
in den Lehrbetrieben profitieren, wird ein aktueller Stand ihrer beruflichen Kompetenzen ge-
währleistet (vgl. Aepli u. a. 2017; Eidgenössisches Hochschulinstitut für Berufsbildung 
2018a, 2018b). 

Grundsätzlich besteht der Eindruck, dass alle beteiligten Partner innerhalb ihres Aufga-
benrahmens agieren und durch diese Zuständigkeiten jeweils ihren Beitrag zur Entwicklung 
der Digitalisierung im Berufsbildungssystem beizusteuern haben; dabei wird betont, dass die 
auferlegten Strukturen des Bundes und der Kantone „intensiv genutzt werden müssen“ (vgl. 
Schweizerische Eidgenossenschaft 2017b, S. 4; Schweizerische Eidgenossenschaft 
2017c).

Zur Förderung der Digitalisierung in der Berufsbildung werden seitens des SBFI eine Viel-
zahl an Projekten durchgeführt. Im Rahmen des Aktionsplans „Digitalisierung im Bereich 
Bildung, Forschung und Innovation 2019–2020“ (vgl. Schweizerische Eidgenossenschaft 
2017b; Schweizerische Eidgenossenschaft 2017c) werden für das Bildungssystem vier Ak-
tionsfelder angesprochen. Dies sind die Verbesserung der digitalen Kompetenzen, der Nutzung 
der Informations- und Kommunikationstechnik (IKT) beim Lehren und Lernen, die rasche An-
passung des Bildungssystems an die Anforderungen des Marktes sowie die Koordination und 
Kommunikation in der Bildungszusammenarbeit. Daraus wurde in der Folge das nationale 

16 Webportal s. URL: https://digitalinform.swiss/de (Stand: 26.08.2020).

https://digitalinform.swiss/de
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Forschungsprogramm „Digitale Transformation“ entwickelt und mit einer Laufzeit von fünf 
Jahren lanciert. 

Im Rahmen des Programms werden Wirkungszusammenhänge sowie konkrete Auswir-
kung der digitalen Transformation auf das BFI-System in der Schweiz untersucht. Eines von 
drei Modulen des Forschungsprogramms fokussiert dabei auf Bildung, Lernen und digita-
len Wandel. Der Förderschwerpunkt „Digitaler Wandel in der Berufsbildung – digitalinform.
swiss“ zielt als Kommunikationsinstrument darauf ab, eine bessere Vernetzungsmöglichkeit 
für die Akteure der Berufsbildung zu bieten; diese Maßnahme soll einen aktiven Wissenstrans-
fer zwischen den Institutionen und deren Digitalisierungsprojekten ermöglichen. Ein weiterer 
Förderschwerpunkt sieht vor, die kantonale Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung (BSLB) 
in der BFI-Periode von 2021 bis 2024 zu unterstützen, da diese eine zentrale Rolle bei der Be-
rufsmobilität einnehmen.

Das EHB weist auf möglichen Handlungsbedarf hin: Entwicklungspotenzial erkennt das In-
stitut bei der Vermittlung von „digital literacy“, der ausgewogenen Kombination aus berufsspe-
zifischen und allgemeinbildenden Ausbildungsmöglichkeiten, der Curricula-Spezialisierung 
innerhalb der Bildungswege und der Weiterbildung sowie Umschulung von Erwerbstätigen 
(vgl. Kaiser/Lüthi 2018). Das EHB sieht darüber hinaus Herausforderungen in den veränder-
ten Tätigkeitsprofilen von Berufen als Folge der fortschreitenden Digitalisierung. In der Be-
rufsbildung gilt es, auf den Bedeutungswandel von manuellen und analytischen/interaktiven 
Tätigkeiten zu achten und zu berücksichtigen. Die raschen Entwicklungen erforderten eine 
ebenso rasche Anpassung der Curricula, sowohl auf allen Bildungsstufen als auch in der Aus- 
und Weiterbildung der Lehrpersonen. Zunehmende Vernetzungen durch die Digitalisierung 
bewirkten zudem neue Überlappungen zwischen bestimmten Berufsgruppen, sodass vermehrt 
Kooperationen zwischen ihnen entstünden. Dabei gelte es, die zunehmend komplexen Arbeits-
prozesse innerhalb dieser Schnittstellen entsprechend auszurichten; in der Berufsbildung habe 
dies einen entsprechenden Einfluss auf die Gestaltung der Lehrpläne. Konsequenzen habe der 
Wandel auch auf die Kompetenzanforderungen von Beschäftigten, welche folglich eine konti-
nuierliche Nachqualifizierung anzustreben haben; auch gelte dies für Personen, welche Kom-
petenzen mit geringer Nachfrage vorweisen und sich durch Umschulungen auf den Wandel des 
Arbeitsmarktes vorbereiten müssen (vgl. Aepli/Schweri 2018).

Kompetenzentwicklung/berufliche Weiterbildung

Im Zuge der fortschreitenden Digitalisierung nimmt das SBFI insbesondere bei der Verände-
rung von Kompetenzanforderungen Herausforderungen für das Bildungssystem wahr (vgl. 
auch Kaiser/Lüthi 2018). Die Schweizerische Eidgenossenschaft weist darauf hin, dass Bil-
dungsmaßnahmen im Bereich der Höherqualifizierung dem hohen Bedarf an IKT-Fachkräften 
entsprechend zukünftig verstärkt an Bedeutung gewinnen werden. Die sich stetig ändernden 
Kompetenzanforderungen auf dem Arbeitsmarkt haben zur Folge, dass die Bildungsgänge lau-
fend an diesen Wandel angepasst werden oder gar komplett neue Bildungsgänge geschaffen 
werden müssen. In diesem Zusammenhang wird auch das lebenslange Lernen an Bedeutung 
gewinnen: Weiterbildungen sollen zwar primär „in der Verantwortung jedes Einzelnen“ lie-
gen, doch Beteiligungen seitens der Sozialpartner und des Staates seien ebenso notwendig. 
Aus diesem Grund sollen Maßnahmen für Weiterbildungen auf Entscheid des Bundesamtes im 
Rahmen der Bundeskompetenzen gestärkt werden (vgl. Schweizerischer Bundesrat 2017, 
S. 5/18).

Seit 2018 beteiligt sich das SBFI finanziell an dem Förderschwerpunkt „Grundkompeten-
zen am Arbeitsplatz“. Die Unterstützung ist auf Maßnahmen beschränkt, welche für spezifi-
sche, „arbeitsbezogene Grundkompetenzen“ notwendig sind. Diese Maßnahmen müssen, um 
für eine SBFI-Förderung qualifiziert zu sein, entweder innerhalb eines Weiterbildungsange-
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bots von Branchenfonds oder OdA oder als unternehmensinterne Weiterbildung inbegriffen 
sein und sich unverkennbar auf den Arbeitsalltag und die entsprechenden Herausforderungen 
beziehen (vgl. Staatssekretariat für Bildung, Forschung und Innovation 2018a). Ferner 
förderte der Bund im Rahmen der BFI-Botschaft 2017–2020 Initiativen im MINT-Bereich, ins-
besondere außerschulische Aktivitäten, da Anpassungen des Systems und des Wissens- und 
Technologietransfers an die gestiegene Geschwindigkeit und Breite der Digitalisierung als gro-
ße Herausforderung identifiziert werden. Maßnahmen zur Stärkung der Kompetenzen sollen 
auf allen Bildungsstufen intensiviert werden, ebenso wie die Flexibilisierung der Berufsbil-
dung und somit schnellere Anpassungen der Bildungsangebote (vgl. WBF/SBFI 2017).

Das EHB merkt in diesem Zusammenhang an, dass die Veränderung der Bedeutung von 
Kompetenzen wie Soft Skills und Kreativität sinnvoll seien und dass für die beruflichen Kom-
petenzen die Kombination aus fachübergreifenden und fachlichen Kompetenzen einen ho-
hen Stellenwert hat (vgl. Eidgenössisches Hochschulinstitut für Berufsbildung 2018a). 
Um Lernende auf die sich wandelnden Anforderungen auf dem Arbeitsmarkt vorzubereiten, 
sollen Kompetenzen transversal nutzbar sein. Um dies zu ermöglichen, ist es notwendig, die 
Lerninhalte rasch an die aktuellen Entwicklungen anpassen zu können. Das EHB schlägt vor, 
die verbundpartnerschaftlichen Prozesse beizubehalten, jedoch die Bildungspläne gezielt 
technologieoffen zu formulieren, sodass die Ausbildungsorganisationen eine flexiblere Form 
annehmen können (vgl. Schweri/Trede/Dauner 2018). Im Rahmen des Aktionsplans Digi-
talisierung wurden dem EHB Zusatzmittel für die Integration digitaler Kompetenzen in die 
Grundausbildung und für bedarfsgerechte Weiterbildungen zur Verfügung gestellt. 

Digitale Lehr- und Lernmethoden und -materialien mit den Stichworten digitale Plattformen und 
Vernetzung

Die sinnvolle Nutzung verschiedener digitaler Technologien verlangt neben aktuell erforder-
lichen Kompetenzen auch eine entsprechend angepasste Didaktik, welche durch aktualisierte 
Medienkompetenzen der Lehrpersonen sowie den Leiterinnen und Leitern überbetrieblicher 
Kurse gewährleistet werden sollen. Das EHB weist darauf hin, dass ohne Maßnahmen im Be-
reich der Didaktik Technologien in der Berufsbildung keine nachhaltige Wirkung erzielen kön-
nen. Die Digitalisierung verlange demnach eine „kontinuierliche und langfristige Erneuerung“ 
der Berufsbildung (vgl. Eidgenössisches Hochschulinstitut für Berufsbildung 2018b, 
S. 19). Das Wissen über den Technologieeinsatz an den Berufsschulen wird als „lückenhaft“ 
bezeichnet. Der gezielt didaktische Einsatz von Technologien durch die Lehrpersonen setzt 
zunächst voraus, dass diese ihre Rolle als Lernexperten/-expertinnen neu definieren und die 
fachlichen Kompetenzen an die neuen Herausforderungen und Aufgaben infolge der digitalen 
Transformation in der Berufswelt anpassen (vgl. Schweri/Trede/Dauner 2018). Die Vermitt-
lung digitaler Kenntnisse durch die beruflichen Schulen liegt im Verantwortungsbereich der 
Kantone. Zahlreiche Kantone haben Informatikstrategien und Konzepte entwickelt, die sicher-
stellen sollen, dass sich Auszubildende, aber auch Lehrpersonen die notwenigen Kompetenzen 
aneignen können, z. B. über den Lehrplan 21 im Rahmen des HarmoS-Konkordats (s. o.). 

Lehrpersonal

Das EHB erhält vom Bund für die Förderung der digitalen Kompetenzen der Lehrpersonen 
und Schulleitungen in den Jahren 2019 und 2020 jährlich drei Millionen. Franken für diverse 
Unterstützungsmaßnahmen. Vorgesehen sind u. a. eine elektronische Plattform, ein Analyse-
tool für die Schulleitung sowie Kursangebote für verschiedene Zielgruppen. Das vorrangige 
Ziel besteht insbesondere darin, die Lehrpersonen mit den neuen Lerntechnologien vertraut 
zu machen (vgl. Staatsekretariat für Bildung, Forschung und Innovation 2018b).
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Nach Auffassung von Cattaneo 2018 sehen sich die Lehrpersonen insbesondere mit der 
Problematik konfrontiert, wie sie die Technologien gezielt einsetzen können, um die Eigenak-
tivität des Lernenden vermehrt zu unterstützen. Entsprechende Expertise und Kompetenzen 
sind von den Lehrpersonen dafür aufzubauen. Dabei muss beachtet werden, dass die Grund-
bildung an drei Lernorten stattfindet, die jeweils unterschiedliche Rollen mit spezifischen pä-
dagogischen Strategien von den Berufsschullehrern abverlangen. Es ist ein Überblick über die 
digitalen Kompetenzen der Lehrpersonen zu schaffen, durch den eine gezieltere Entwicklung 
und Umsetzung ihrer Aus- und Weiterbildung möglich sein soll. Darüber hinaus soll auch eine 
Übersicht über die eingesetzten Technologien in den Berufsfachschulen, Betrieben und über-
betrieblichen Kursen erstellt werden, mithilfe dieser der „Transfer und eine breitere Akzeptanz 
von Technologien“ gefördert werden soll (ebd., S. 21).

b. Kantone

Den Kantonen kommt insbesondere bei der Umsetzung der beruflichen Bildung eine Schlüssel-
rolle zu. Aufgrund ihrer Verantwortung u. a. für die beruflichen Schulen und die Entwicklung 
und Koordination des kantonalen Bildungsangebots sind sie im Zusammenhang mit der The-
matik Digitalisierung insbesondere für die mediale Ausstattung sowie die Qualifizierung des 
Bildungspersonals von entscheidender Bedeutung. In diesen Bereichen existiert eine Vielzahl 
von Aktivitäten (s. Kasten S. 26). 

Im Zusammenhang mit der Projektthematik, d. h. der Frage nach der Rolle der Akteure in 
den Berufsbildungssystemen und ihres Zusammenspiels, sind aus der großen Palette der Akti-
vitäten die Ansätze hervorzuheben, die eine verbesserte Kooperation zwischen den Kantonen 
(1) sowie zwischen den Akteuren innerhalb der Kantone anstreben (2). 

(1)   Trotz des verfassungsmäßigen Auftrags, ihre Bildungssysteme zu harmonisieren, gibt es 
sehr unterschiedliche Herangehensweisen und Strategien im Hinblick auf die Digitalisie-
rung. Es herrsche eine „digitale Disharmonie“ (vgl. Krummenacher 2019). Allerdings 
haben die kantonalen Bildungsdirektoren (EDK) im Sommer 2018 eine nationale Digita-
lisierungsstrategie für das Bildungswesen verabschiedet (vgl. Schweizerische Konferenz 
der kantonalen Erziehungsdirektoren 2018). Die EDK will dabei jene Aufgaben überneh-
men, die nach einer nationalen Koordination verlangen. Ein Beispiel hierfür ist das Projekt 
„Föderation der Identitätsdienste im Bildungsraum Schweiz“ (FIDES), das einen zentra-
len Zugang zu den Online-Diensten für Schüler/-innen und Lehrer/-innen sowie Verwal-
tungspersonal von Bildungsinstitutionen ermöglichen soll. 

Den Kantonen ist die Notwendigkeit einer stärkeren Vernetzung der kantonalen Aktivi-
täten z. T. auch selbst bewusst (vgl. Nydegger 2018). So müsse ein Unternehmen, das in 
sieben Kantonen tätig ist, sieben verschiedene Formulare für das Internetportal der Be-
rufsberatung ausfüllen (Stand Oktober 2018). Auch seien auf der Kantonsebene die OdA 
nicht immer ausreichend involviert, anders als auf der Bundesebene. Die Beschleunigung 
von Prozessen wird ebenfalls empfohlen. So wird vorgeschlagen, Berufe in sich schnell 
wandelnden Branchen wie der Informatik bei Bedarf häufiger als nur alle fünf Jahre zu 
revidieren. Als positives Beispiel wird der neue Beruf des Chemie- und Pharmapraktikers 
genannt, der innerhalb weniger Monate entwickelt worden ist (vgl. ebd.).

In diesem Kontext wird das Spannungsverhältnis zwischen den Kantonen und dem Bund sicht-
bar, in dem einerseits eine stärkere Rolle des Bundes im Hinblick auf Koordinierung, anderer-
seits aber auch eine Einmischung in die Bildungshoheit der Kantone abgelehnt wird.
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(2)   Zwei Beispiele für die Zusammenarbeit und Abstimmung zwischen den Akteuren inner-
halb der Kantone: 

a)  Um den Aufbau der Informations- und Kommunikationstechnologie an den Mittel- und 
Berufsfachschulen im Kanton Zürich zu vereinheitlichen, wurde eine entsprechende 
Strategie entwickelt. Diese Strategie betrifft die Sicherstellung der IKT-Grundversor-
gung an den entsprechenden Schulen, und es sollen neue Formen des Lehrens und 
Lernens mit digitalen Hilfsmitteln gefördert werden.17 Es soll dadurch ein einheitlicher 
technischer Standard für alle Schulen erreicht und sichergestellt werden. 

b)  Der Datenaustausch unter den Akteuren der Berufsbildung soll vereinfacht werden. 
Dazu wurde von der EDK und dem SBFI das Programm „optima“ ins Leben gerufen. Das 
Programm soll allen Akteuren der Berufsbildung auch als Plattform für die Koordina-
tion konkreter Projekte dienen. An ihnen beteiligen sich neben den Kantonen und dem 
Bund auch die OdA oder weitere Akteure.18

Beispiele für Ansätze, Projekte und Initiativen zur Digitalisierung der Kantone

Die Kantone Bern, Luzern und Zürich verfolgen unterschiedliche Ansätze zur Förderung der Digita-
lisierung in der Berufsbildung. Der Kanton Bern plant beispielsweise die Errichtung eines neuen 
Kompetenzzentrums und die Förderung digitaler Hilfsmittel im Unterricht, der Kanton Luzern führte 
das digitale Portal Berufsbildung19 als Unterstützung für Lehrbetriebe ein, und der Kanton Zürich 
legte eine Strategie zum digitalen Wandel an kantonalen Mittel- und Berufsfachschulen sowie die 
Digitalisierungsinitiative der Zürcher Hochschulen fest. 

Bern
Die Richtlinien der Regierungspolitik 2019-2022 des Kantons Bern sehen verschiedene Projekte und 
Ansätze vor, um die Digitalisierung in der Berufsbildung zu fördern. In Planung sei demnach bei-
spielsweise für das Jahr 2023 die Eröffnung des neuen Bildungs- und Technologiezentrums TecLab 
Burgdorf als führendes Kompetenzzentrum zur Förderung der MINT-Bildung auf allen Schulstufen, 
welches gemeinsam durch die Berner Fachhochschule und die Technische Fachschule Bern zusam-
men mit der Industrie- und der Pädagogischen Hochschule Bern aufgebaut wird. Weitere Projekt-
ideen, welche in den Richtlinien festgehalten wurden, sind die Förderung der digitalen Transfor-
mation an allen Berner Hochschulen und in der höheren Berufsbildung sowie die Schaffung eines 
oder mehrerer Kompetenzzentren für Digitalisierung und Public Management an den Hochschulen. 
Ein weiteres Ziel ist die Förderung digitaler Hilfsmittel als Unterstützung im Unterricht, was kon-
kret selbstständiges Lernen fördern, neue Unterrichtsformen ermöglichen und die Präsenzzeit im 
Unterricht reduzieren soll. Somit soll ein ortsunabhängiger Schulbetrieb als eine Möglichkeit des 
Unterrichts etabliert werden, was insbesondere bei höheren Fachschulen mit meist nur einem Aus-
bildungsstandort zu einem regionalen Ausgleich beitragen soll (vgl. Regierungsrat des Kantons 
Bern 2019). 

Luzern
Der Kanton Luzern hält in seinem Legislaturprogramm bis 2023 im Bereich der Bildung unter ande-
rem die Förderung von MINT-Fächern und digitalisierten Lernformen als Ziele fest. Darüber hinaus 
wurde im Jahr 2019 ein digitales Portal für die Berufsbildung eingeführt, welches besonders auf 
die Lehrbetriebe ausgerichtet ist.20 Neben Luzern sind sechs weitere Kantone und ein Fürstentum an 
dem Portal beteiligt; weitere Kantone seien interessiert, jedoch sei der Kanton Luzern bei der Ent-

17  Weitere Informationen zur Informations- und Kommunikationstechnologie s. URL: https://www.zh.ch/
de/news-uebersicht/medienmitteilungen/2019/03/zeitgemaesse-und-standardisierte-informati-
ons-und-kommunikationtechnologie.html (Stand: 22.04.2020).

18  Weitere Informationen zum Programm „optima“ s. URL: https://berufsbildung2030.ch/de/projek-
te/21-projekte-de/60-optima (Stand: 22.04.2020).

19 Webportal s. URL: https://beruf.lu.ch/grundbildung/Portal_Berufsbildung (Stand: 30.08.2019).
20  Portal Berufsbildung s. URL: https://beruf.lu.ch/grundbildung/Portal_Berufsbildung (Stand: 12.10.2020).

https://www.zh.ch/de/news-uebersicht/medienmitteilungen/2019/03/zeitgemaesse-und-standardisierte-informations-und-kommunikationtechnologie.html
https://www.zh.ch/de/news-uebersicht/medienmitteilungen/2019/03/zeitgemaesse-und-standardisierte-informations-und-kommunikationtechnologie.html
https://www.zh.ch/de/news-uebersicht/medienmitteilungen/2019/03/zeitgemaesse-und-standardisierte-informations-und-kommunikationtechnologie.html
https://berufsbildung2030.ch/de/projekte/21-projekte-de/60-optima
https://berufsbildung2030.ch/de/projekte/21-projekte-de/60-optima
https://beruf.lu.ch/grundbildung/Portal_Berufsbildung
https://beruf.lu.ch/grundbildung/Portal_Berufsbildung
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wicklung federführend gewesen. Mithilfe des Portals können Lehrbetriebe offene Lehrstellen selbst-
ständig verwalten, Lehrverträge digital erfassen sowie zur Genehmigung einreichen und verwalten. 
In Luzern nutzen 2216 (46 %) der Lehrbetriebe das Portal Berufsbildung21 (vgl. Kanton Luzern 
2019; Radio Luzern 2019; Stadler 2019).

Zürich
Der Regierungsrat Zürich legte 2019 eine Strategie zum digitalen Wandel an kantonalen Mittel- 
und Berufsfachschulen fest, welche vom Mittelschul- und Berufsbildungsamt im Auftrag der Bil-
dungsdirektion erarbeitet wurde. Die Strategie umfasst zwei Schwerpunkte: Zum einen soll sie zu 
einer zeitgemäßen und leistungsfähigen IKT-Grundversorgung an Mittel- und Berufsfachschulen 
beitragen, zum anderen wird eine Förderung von neuen Lehr- und Lernformen mit digitalen Hilfs-
mitteln vorgesehen. Ein weiterer Ansatz des Kantons Zürich besteht in der Digitalisierungsinitiative 
der Zürcher Hochschulen (DIZH), welche gemeinsam von der Universität Zürich, der Zürcher Hoch-
schule für Angewandte Wissenschaften, der Zürcher Hochschule der Künste und der Pädagogischen 
Hochschule Zürich entwickelt wurde. Die DIZH besteht aus einem Forschungscluster, einem Innova-
tionsprogramm und einer Bildungsförderung. Sie zielt darauf ab, im Bereich der Digitalisierung die 
Forschungskapazitäten auszubauen, die Zusammenarbeit zwischen Hochschulen und dem privaten 
und öffentlichen Sektor zu unterstützen und digitale Lerninhalte und innovative Formen der Berufs-
bildung zu entwickeln. Die Entwicklung digitaler Lehr- und Lerninhalte soll unter anderem dazu 
dienen, eine Brücke zwischen der Berufsmaturität und einem Fachhochschulstudium zu schlagen. 
Besonders die Bereiche Big Data, digitale Gesundheit, künstliche Intelligenz und maschinelles Ler-
nen sollen durch das Programm gefördert werden. Für die Umsetzung wurde ein Kostenrahmen von 
300 Millionen Franken für eine Dauer von zehn Jahren veranschlagt, wovon ca. 191,7 Millionen 
Franken von den Hochschulen stammen und die restlichen ca. 108,3 Millionen Franken von dem 
Kanton Zürich beigesteuert werden (vgl. Kanton Zürich Bildungsdirektion 2019; Kanton Zürich: 
Bildungsdirektion Mittelschul- und Berufsbildungsamt 2019; Schenkel 2019). 

St. Gallen
Im Kanton St. Gallen werden mit dem Projektauftrag IT-Bildungsoffensive: Schwerpunkt II „Bil-
dung“ Reformen in den Bereichen IT-Kompetenz, Vernetzung der Bildungspartner, Flexibilisierung 
der Ausbildung und Digitalisierung der Lerninhalte beabsichtigt. Für die Berufsbildung stehen dabei 
die Entwicklung und Erprobung moderner Lehr- und Lernformen zu Stärkung der digitalen Kom-
petenzen, die Etablierung eines Weiterbildungsprogramms für Lehrpersonen und ein Pilotprojekt 
für MEM-Berufe zur Erprobung neuer modular-flexibler Bildungskonzepte im Zentrum (vgl. Kanton 
St. Gallen Bildungsdepartement 2020). 

21  Weitere Informationen s. URL: https://newsletter.lu.ch/inxmail/html_mail.jsp?params=0MbEW-
LotGA9xBGBUVHMeKkBiMvBY13dNTDJ9RVULsWLLZwdZ1kAhaSFsv5dTK5%2BiojouHnPKFYuE7exEK4u-
plRAzW3xdQw9hs5SJ2i5sTSo%3D (Stand: Dezember 2019).

https://newsletter.lu.ch/inxmail/html_mail.jsp?params=0MbEWLotGA9xBGBUVHMeKkBiMvBY13dNTDJ9RVULsWLLZwdZ1kAhaSFsv5dTK5%2BiojouHnPKFYuE7exEK4uplRAzW3xdQw9hs5SJ2i5sTSo%3D
https://newsletter.lu.ch/inxmail/html_mail.jsp?params=0MbEWLotGA9xBGBUVHMeKkBiMvBY13dNTDJ9RVULsWLLZwdZ1kAhaSFsv5dTK5%2BiojouHnPKFYuE7exEK4uplRAzW3xdQw9hs5SJ2i5sTSo%3D
https://newsletter.lu.ch/inxmail/html_mail.jsp?params=0MbEWLotGA9xBGBUVHMeKkBiMvBY13dNTDJ9RVULsWLLZwdZ1kAhaSFsv5dTK5%2BiojouHnPKFYuE7exEK4uplRAzW3xdQw9hs5SJ2i5sTSo%3D
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c. Beispiele für die Haltungen der Arbeitgeberorganisationen

Die Arbeitgeberorganisationen fungieren als Filter, um gemeinsame Interessen zu kommuni-
zieren, sie sind meinungsbildend; ihre Aufgabe besteht u. a. auch in einem Interessenausgleich 
der Mitglieder (vgl. Wettstein/Schmid/Gonon 2014).

Dem Schweizerischen Gewerbeverband ge-
hören zahlreiche OdA an. Aus dieser einfluss-
reichen Position heraus wird für den Bereich der 
beruflichen Bildung angestrebt, die OdA in der 
Verbundpartnerschaft zu stärken und ihnen die 
„Themenführerschaft“ zu sichern (vgl. Schwei-
zerischer Gewerbeverband 2018c, S. 8). Es 
wird jedoch eine mangelnde Zusammenarbeit 
und fehlendes gegenseitiges Verständnis in der 
Verbundpartnerschaft festgestellt (vgl. ebd., 
S. 10). Bemängelt wird, dass „die Behörden“ die 
OdA, die für Ausbildung und Prüfung verant-
wortlich sind, in ihrer „Bedeutung, Kompetenz 
und Verantwortung immer weniger als gleich-
wertige Partner betrachten, sondern im Gegen-
teil zunehmend zu ihre „Ausführungsgehilfen“ 
oder degradieren“ würden. Man sei kein „Be-
fehlsempfänger“ (Schweizerischer Gewerbe-
verband 2016). Sie fordern mehr Flexibilität 
und eigenständige Gestaltungsmöglichkeit für 
die OdA. Die gesetzlichen Rahmenbedingungen 
dürften nicht durch starr formulierte Handbü-

cher oder Leittexte des SBFI, der zwangsweisen Hinzuziehung von „sogenannten Bildungs-
experten“ oder durch unterschiedliche Interpretationen durch die Kantone eingeengt wer-
den (vgl. Schweizerischer Gewerbeverband 2017b, S. 9/14). Es wird klargestellt, dass die 
Steuerung des Berufsbildungssystems nicht heißt, dass „der Bund den OdA vorschreiben darf, 
was und wie in einem Beruf gelehrt und gelernt werden soll“, sondern dass die OdA über die 
Inhalte und prüfungsrelevanten Stoffe entscheiden (ebd., S. 3/14). 

Gerade für die Bewältigung von technologischen Innovationen müsse das bildungspoliti-
sche Primat bei der Wirtschaft liegen (vgl. Schweizerischer Gewerbeverband 2018b). Be-
reits im Jahr 2017 wurde eingefordert, dass die OdA beim „Aktionsplan Digitalisierung“ des 
Bundes nicht übergangen, sondern von Beginn an einbezogen werden (vgl. Schweizerischer 
Gewerbeverband 2017a). Auch wird kritisiert, dass sich der Bund zwar immer wieder von der 
Stärkung der beruflichen Bildung spreche, vielfach jedoch die schulische Bildung bevorzugt 
würde, z. B. bei der Finanzierung. Der sgv setzt sich für eine Stärkung der MINT-Fächer bereits 
in der Pflichtschule ein und sieht angesichts des technologischen Wandels in der Förderung 
von lebenslangem Lernen eine dringende Notwendigkeit (vgl. Schweizerischer Gewerbe-
verband 2017b). 

Der Schweizerische Arbeitgeberverband sieht aufgrund des Strukturwandels auf dem 
Arbeitsmarkt Handlungsbedarf im Bereich der Kompetenzen der Arbeitnehmer/-innen (vgl. 
Foundation CH 2048 2018; Schweizerischer Arbeitgeberverband 2017). Die Umschulung 
von Arbeitnehmer/-innen in Berufen mit einem hohen Anteil an Routinetätigkeiten sowie die 
kontinuierliche Weiter- und Höherqualifizierung nach einer beruflichen Grundbildung sieht 
der Verband als zentrale Handlungsfelder für die Zukunft an. Die berufliche Weiterbildung 
wird gerade wegen neuer Technologien und sich stetig wandelnder Arbeitswelt als ein Schlüs-

Der Schweizerische Gewerbeverband 
(sgv) ist der größte Dachverband der 
Schweizer Wirtschaft. Er vertritt die 
Interessen der kleinen und mittleren 
Unternehmen (KMU) in der Schweiz. 
Er umfasst 230 Verbände und ca. 
500.000 Unternehmen. Mitglieder 
des sgv sind die kantonalen Gewer-
beverbände, Berufs- und Branchen-
verbände sowie die Organisatio-
nen der Gewerbeförderung. In der 
Schweiz sind 99 Prozent der Betriebe 
KMU, d. h., die Zahl ihrer Beschäftig-
ten liegt unter 250. Dabei stellen sie 
70 Prozent aller Arbeitsplätze und 
bilden 80 Prozent der Lernenden aus 
(vgl. Schweizerische Gewerbever-
band 2018a). Alle KMU zusammen 
sind für ca. 60 Prozent der Wert-
schöpfung der Schweizer Wirtschaft 
verantwortlich (Stand: August 2020).
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selfaktor für die Arbeitsmarktfähigkeit der ein-
zelnen Arbeitnehmenden und die Konkurrenz-
fähigkeit der Unternehmen bezeichnet (vgl. 
Schweizerischer Arbeitgeberverband 2016). 
Lebenslanges Lernen sei zwar in erster Linie die 
Verantwortung jedes Einzelnen, aber die Unter-
nehmen sollten die Arbeitnehmer/-innen dabei 
so gut wie möglich unterstützen. 

Mit seiner Internetplattform „lifelonglear-
ning“22 stellt der SAV gemeinsam mit der Organi-
sation digitalswitzerland23 nicht nur eine Über-
sicht über ein umfassendes Kursangebot für die 
Fortbildung digitaler Fähigkeiten zur Verfügung, 
sondern nutzt sie auch als Bestandteil der Kampagne für das lebenslange Lernen. Das duale 
Bildungssystem und die Sozialpartnerschaft müssten gefestigt und weiterentwickelt werden. 
Gerade das arbeitsmarktnahe Berufsbildungssystem sei ein wichtiger Pfeiler des wirtschaft-
lichen Erfolgs der Schweiz (vgl. ebd.) Aber auch die Durchlässigkeit zwischen beruflicher und 
akademischer Bildung müsse weiter sichergestellt werden. Handlungsbedarf sieht der SAV 
auch im Bereich der Berufs-, Laufbahn- und Studienberatung (BSLB) und schlägt eine natio-
nale Strategie vor (vgl. Schweizerischer Arbeitgeberverband 2019, S. 21). 

Auch die Akteurskonstellation wird angesprochen. Die Wissensvermittlung müsse laufend 
hinterfragt und an die Bedarfe der Wirtschaft angepasst werden. Es wird die Frage gestellt, ob 
sich der Einbezug von zahlreichen Akteuren wie den Berufsverbänden, den Bundesämtern, 
aber auch den Kantonen hier nicht reformhemmend auswirken könnte. Dadurch werde eine 
zeitnahe Reaktion auf die Herausforderungen der Digitalisierung erschwert. Etwas unpräzise 
wird formuliert, dass die Chancen der Digitalisierung nicht durch „unkluge Regulierungen im 
Keime erstickt“ werden dürften (vgl. Schweizerischer Arbeitgeberverband 2017, S. 8).

Die Maschinen-, Elektro- und Metallindus-
trie organisiert sich in der Schweiz im Verband 
Swissmem. Dieser sieht das duale Berufsbil-
dungssystem neben dem Hochschulbereich 
und weiteren drei Faktoren als das Fundament 
für den Erfolg der Schweiz. Im Zusammenhang 
mit Industrie 4.0 hat er fünf politische Baustei-
ne aufgeführt, die für den künftigen Erfolg der 
Schweiz wichtig erachtet werden. Einer davon 
bezieht sich auf den Bereich Bildung, Forschung 
und Innovation. Unter anderem wird darauf hin-
gewiesen, dass die duale Berufsbildung in ihrer 
Rolle gestärkt werden müsse und sie flexibler auf 
die Veränderungen reagieren können sollte. Eine 
direkte staatliche Förderung von Unternehmen, 
z. B. durch einen Staatsfonds, lehnt Swissmem 
jedoch ab (vgl. Swissmem 2019). Im Bereich der 
Weiterbildung und der Umschulung werden „innovative Modelle“ eingefordert. Die Sicher-
stellung der Arbeitsmarktfähigkeit sei allerdings eine gemeinsame Aufgabe von Arbeitgebern, 

22 Webportal s. URL: www.lifelonglearning.ch (Stand: 22.03.2020).
23 Weitere Informationen zu digitalswitzerland s. URL: www.digitalswitzerland.com (Stand: 22.03.2020).

Der Schweizerische Arbeitgeberver-
band (SAV) vereint als Spitzenver-
band der Schweizer Wirtschaft ca. 
90 regionale und branchenspezifische 
Arbeitgeberorganisationen sowie 
Einzelunternehmen. Er repräsentiert 
ca. 100.000 Unternehmen mit knapp 
zwei Millionen Arbeitnehmer/-innen 
aus allen Wirtschaftssektoren (Stand: 
August 2020).

Siehe URL: https://www.arbeitgeber.
ch (Stand: 28.08.2020)

Swissmem ist der führende Verband 
für KMU und Großfirmen der schwei-
zerischen Maschinen-, Elektro- und 
Metallindustrie sowie verwandter 
technologieorientierter Branchen mit 
ca. 1.100 Mitgliedsunternehmen. 

Der Geschäftsbereich Swissmem 
Berufsbildung ist nach eigenen An-
gaben die größte Organisation in der 
Schweiz, die sich ausschließlich der 
Entwicklung von Berufsbildern, Lehr-
mitteln und Dienstleistungen für die 
Berufsbildung widmet (Stand: August 
2020). 

URL: https://www.swissmem.ch/de/
index.html (Stand: 04.05.2020)

http://www.lifelonglearning.ch
http://www.digitalswitzerland.com
https://www.arbeitgeber.ch
https://www.arbeitgeber.ch
https://www.swissmem.ch/de/index.html
https://www.swissmem.ch/de/index.html
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Arbeitnehmern/-nehmerinnen und dem Bund. Gemeinschaftlich von den Sozialpartnern und 
der öffentlichen Hand müssten neue Instrumente entwickelt werden.

Swissmem hat eine eigene Umschulungsinitiative entwickelt. Ziel ist, die Berufsmobili-
tät zu erleichtern und die Nutzung des inländischen Fachkräftepotenzials zu verbessern. Das 
Bildungssystem sei auf die Qualifizierung in einem angestammten Berufsfeld zwar gut ein-
gestellt, aber nicht auf einen radikalen Wechsel des Berufsfeldes (vgl. ebd.). Das Konzept von 
Swissmem fokussiert auf den Erwerb von Zweitabschlüssen von Erwachsenen in einem neuen 
Berufsfeld. Es schließt auch Hochqualifizierte (d. h. Personen mit Tertiärabschluss) mit ein. Es 
orientiert sich an bereits vorhandenen Bildungsmöglichkeiten, die aber eventuell „erwachse-
nengerecht“ ausgestaltet werden müssten, oder es müssten möglicherweise auch neue Ange-
bote geschaffen werden. Die Kurse sollten berufsbegleitend, praxisorientiert und modular ge-
staltet sein und führen zu Teilabschlüssen mit Branchenzertifikat. Diese könnten angerechnet 
und akkumuliert werden und zu einem eidgenössischen Abschluss auf der Stufe der Grund-
bildung, der höheren Berufsbildung, der Hochschule oder einem branchenanerkannten Ab-
schluss führen (vgl. ebd.).

Konkretisiert wird das Ziel im Rahmen eines Experteninterviews, in dem festgestellt wird, 
dass diese Form der Modularisierung in erster Linie dabei helfen soll, Berufe zu flexibilisieren. 
Entsprechend müsse auch die Berufsbildung organisiert sein, sodass Flexibilität durch notwen-
dige schnellere Anpassungsmöglichkeiten im System garantiert werden kann (CH_OdA_1). 
Die Finanzierung richte sich nach den Prinzipien der dualen Berufsausbildung und erfordere 
Beiträge der umschulungsbereiten Person, des Bundes, der Kantone sowie der Betriebe, die je 
nach Fall variieren können. Die Initiative wurde mit Fachleuten diskutiert, was gezeigt habe, 
dass nur ein partnerschaftliches Vorgehen zwischen Wirtschaft, Bildungsinstitutionen und 
staatlichen Organisationen das Umschulungsmodell erfolgreich machen kann. Der strukturel-
le Wandel fordere alle Akteure (Swissmem 2018).

Der Berufsverband ICT-Berufsbildung Schweiz hat die von ihm entwickelten Bildungsver-
ordnungen vollständig modularisiert, z. B. für den/die Mediamatiker/-in.24 Die Bildungsinhal-
te sollen damit laufend aktualisiert und angepasst werden können. Dies gibt nach Auffassung 
des Verbandes den Auszubildenden inhaltlich, aber auch zeitlich eine größere Flexibilität. 
Denn Bildungsinhalte können so auch nach einem Abschluss im Rahmen von Fort- und Wei-
terbildungsaktivitäten jederzeit neu oder ergänzend angewendet werden. Auch können sie 

in andere Bildungsverordnungen anderer OdA 
integriert werden (vgl. ICT-Berufsbildung 
Schweiz 2018). Einen großen Hinderungs-
grund für notwendige Veränderungen wird in 
den starren Rahmenbedingungen bei den öffent-
lichen Schulen gesehen. Es sei heute „de facto 
unmöglich, an einer öffentlichen Berufsfach-
schule die Prozesse komplett neu zu gestalten“  
(Aebischer 2016).

24  Weitere Informationen zur Bildungsverordnung Mediamatiker/-in s. URL: https://www.ict-berufsbil-
dung.ch/berufsbildung/ict-weiterbildung/mediamatikerin-efa (Stand: 14.04.2020).

ICT-Berufsbildung Schweiz ist die 
landesweit tätige OdA für das Berufs-
feld der Informations- und Kom-
munikationstechnologie und wurde 
2010 gegründet. Der Verband entwi-
ckelt die ICT-Berufsbildungsabschlüs-
se und führt eidgenössische Berufs- 
und höhere Fachprüfungen durch. 

Siehe URL: https://www.ict-berufs-
bildung.ch (Stand: 14.04.2020)

https://www.ict-berufsbildung.ch/berufsbildung/ict-weiterbildung/mediamatikerin-efa
https://www.ict-berufsbildung.ch/berufsbildung/ict-weiterbildung/mediamatikerin-efa
https://www.ict-berufsbildung.ch
https://www.ict-berufsbildung.ch
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d.  Gewerkschaften

Der Themenbereich Bildung und Berufsbildung 
spielt bei Travaille.Suisse eine wichtige Rolle. 
Dies wird sowohl in der Organisation als auch 
im selbst definierten Aufgabenbereich sichtbar. 
Der Verband ist in Gruppen von Expertinnen und 
Experten und außerparlamentarischen Kommis-
sionen vertreten und nimmt im Rahmen von so-
genannten Vernehmlassungsverfahren zu allen 
arbeitnehmerrelevanten Gesetzesänderungen 
Stellung. Travaille.Suisse hat die Möglichkeit, In-
itiativen und Referenden zu lancieren, was ihren 
politischen Einfluss sicherstellt. Zentrale Kritik-
punkte von Travaille.Suisse sind die Finanzie-
rung im Bildungsbereich und die Umsetzung des 
Weiterbildungsgesetzes von 2017. Umfang und 
Bemessung der Finanzierung des Bundes an die 
Kantone sei zu niedrig bzw. nicht angemessen (vgl. Weber-Gobet 2016; Weber-Gobet 2019). 

Durch das verkleinerte Berufsbildungsbudget in Verbindung mit den kantonalen Sparmaß-
nahmen wird ein Abwärtstrend in der Berufsbildung befürchtet. Auch wird vorgeschlagen, den 
Finanztransfer des Bundes auf die Länder nicht mehr nur an die Anzahl der Personen in der be-
ruflichen Bildung zu koppeln, sondern auch stärker ihre Aktivitäten im Weiterbildungsbereich 
zu berücksichtigen. Im Zusammenhang mit dem Weiterbildungsgesetz von 2017 mahnt Tra-
vaille.Suisse an, sicherzustellen, dass insbesondere Geringqualifizierte erreicht werden. Auch 
liege die Verantwortung für den Erhalt der Arbeitsmarktfähigkeit nach Auffassung des Ver-
bandes sehr stark bis ausschließlich bei den einzelnen Arbeitnehmern/-nehmerinnen. In einer 
Untersuchung des Verbandes wird festgestellt, dass sich beinahe die Hälfte der Arbeitnehmer/ 
-innen in ihren Weiterbildungsbemühungen nicht ausreichend von ihren Betrieben unterstützt 
fühlen (vgl. Travail.Suisse 2019; Weber-Gobet 2013; Interviewpartner CH_Gew). Angesichts 
des technologischen Wandels wird auch eine Aufwertung der BSLB gefordert, gerade auch im 
Hinblick auf die Weiterbildungsplanung. Dazu soll die Verantwortung zentral beim Bund lie-
gen und nicht bei den Kantonen, um einen Flickenteppich von Maßnahmen und Regelungen 
zu vermeiden. Es brauche vermehrt national abgestimmte Dienstleistungen für Erwachsenen 
und Betriebe (vgl. Weber-Gobet 2018).

Die größte Arbeitnehmerorganisation in der 
Schweiz ist der Schweizerische Gewerkschafts-
bund. Auch er fordert eine stärkere Aktivität 
der Kantone und der Arbeitgeber im Bereich der 
Weiterbildung, insbesondere die Schaffung von 
Angeboten.25

e. Weitere Akteure

Neben den Verbundpartnern, deren Steuerungsverantwortung grundsätzlich gesetzlich gere-
gelt ist, auch wenn über die konkrete Ausgestaltung der spezifischen Rolle immer wieder Dis-
kurse entstehen, spielen in der Umsetzung der Berufsbildung weitere Akteure ebenfalls eine 
wichtige Rolle. Zwar werden über die Zuständigkeit und die Verantwortung der Kantone im 

25  Vgl. URL: https://www.sgb.ch/themen/arbeit/detail/die-digitalisierung-muss-den-berufstaetigen-
nuetzen (Stand: 02.10.2020).

Travaille.Suisse ist der unabhängige 
Dachverband der Arbeitnehmer/-in-
nen. Ihm gehören zehn Verbände an. 
Diese Verbände vertreten 150.000 
Mitglieder aus verschiedenen Bran-
chen und Bereichen der Privatwirt-
schaft und des öffentlichen Dienstes 
(Stand: August 2020). Er entstand 
2003 aus bestehenden Vereinigun-
gen. Es sollte eine Alternative zum 
Schweizerischen Gewerkschaftsbund 
(SGB) entstehen und eine Einheitsge-
werkschaft verhindern.

Siehe URL: www.travailsuisse.ch 
(Stand: 22.03.2020)

Im Schweizerischen Gewerkschafts-
bund (SGB) sind 19 Einzelgewerk-
schaften zusammengeschlossen, die 
ca. 370.000 Mitglieder vertreten 
(Stand: August 2020). 

Siehe URL: https://www.sgb.ch 
(Stand: 28.08.2020)

https://www.sgb.ch/themen/arbeit/detail/die-digitalisierung-muss-den-berufstaetigen-nuetzen
https://www.sgb.ch/themen/arbeit/detail/die-digitalisierung-muss-den-berufstaetigen-nuetzen
http://www.travailsuisse.ch
https://www.sgb.ch
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Kreise der Verbundpartner die Interessen der beruflichen Schulen und des Bildungspersonals 
quasi mitvertreten, allerdings haben die beruflichen Schulen sowie das Bildungs- und Lehr-
personal aber auch die Lernenden/Auszubildenden ihre eigene Perspektive. Wie aus den bis-
her dargestellten Stellungnahmen der Akteure erkennbar, wird gerade im Bereich der Schulen 
Handlungsbedarf im Hinblick auf Ausstattung gesehen, besonders aber wird eine damit ein-
hergehende, angemessene und verantwortliche Didaktik und Pädagogik adressiert. 

Auf die Auszubildenden kommen ebenfalls neue Herausforderungen zu. Diese liegen in ei-
ner zunehmenden persönlichen Distanz zu den Lehrpersonen aufgrund veränderter digitaler 
Kommunikations-/Plattformen. Sie entstehen aber auch aus der sich verändernden Rolle der 
Ausbilder/-innen, die zu einer größeren Selbstverantwortung und -organisation für das Ler-
nen führt. Die Notwendigkeit für eine kontinuierliche Weiter- und Anpassungsqualifizierung 
erhöht die Erwartung an Beschäftigte, sich selbst um den Erhalt der Beschäftigungsfähigkeit 
zu kümmern, die entsprechenden Weiterbildungsmöglichkeiten zu kennen und evtl. auch zu 
finanzieren.

Im Folgenden werden aus diesen Gründen Empfehlungen und Forderungen des Bildungs- 
und Lehrpersonals in einem Überblick dargestellt sowie die Frage nach der Rolle der Lernen-
den gestellt. 

Das Bildungs- und Lehrpersonal

Aus Sicht des Lehrpersonals an beruflichen 
Schulen gibt es insbesondere zwei besondere He-
rausforderungen; dies sind zum einen die neuen 
digitalen Lehr- und Lernmittel, die auch Aus-
wirkung auf die Gestaltung des Unterrichts und 
des Kompetenzerwerbs haben, sowie, damit aufs 
engste verknüpft, die Weiterqualifizierung des 
Bildungspersonals (vgl. Thomann 2019). Nach 
Auffassung des Schweizerischen Dachverbands 
BCH-FPS bedarf es dringend einer fachdidakti-
schen Weiterbildung der Lehrpersonen, gerade 
im Zusammenhang mit der Digitalisierung. Dar-
über hinaus schlägt der BCH eine stärkere Modu-

larisierung der Bildungspläne vor. Für den Unterricht an Schulen und an üK könnten dadurch 
die dringend notwendigen Synergien geschaffen werden, wenn die Lehrinhalte aller Berufe 
nicht mehr parallel entwickelt würden. Ein berufsübergreifender Unterricht wäre leichter 
möglich. Dies gelte insbesondere für Fachgebiete, die von der Digitalisierung betroffen sind. 
Einen positiven Effekt hätte dies auch für die Verwendbarkeit von Lehrmitteln. Gerade moder-
ne, digitale Lehrmittel seien sehr aufwendig zu entwickeln und herzustellen (vgl. ebd.). 

Der Dachverband der Lehrerschaft (LCH)26 fordert eine koordinierte Umsetzung digitaler 
Strategien der Kantone (vgl. Dachverband Lehrerinnen und Lehrer Schweiz 2018). Er ist über-
zeugt, dass die einzelnen Kantone die Umsetzung der Digitalisierung in den Schulen nicht al-
lein meistern können. Diese Einschätzung wird teilweise auch auf politischer Ebene geteilt, 
so hat die Fraktion der CVP im Juni 2018 eine Motion im Nationalrat eingereicht, in dem ein 
Impulsprogramm des Bundes verlangt wird, um die digitalen Anstrengungen zu bündeln und 
zu koordinieren (vgl. Die Bundesversammlung – Das Schweizer Parlament 2018).

26 Weitere Informationen zum LCH s. URL: https://www.lch.ch (Stand: 28.08.2020).

Der BCH-FPS (Berufsbildung Schweiz) 
ist ein Dachverband für die Organi-
sationen der Lehrpersonen in der 
Berufsbildung. Er ist als Stufenver-
band mit dem LCH verbunden, dem 
Dachverband der Schweizer Lehre-
rinnen und Lehrer. Der LCH vertritt 
die Lehrerschaft in allgemeinen 
bildungspolitischen Fragen. 

Siehe URL: https://www.bch-fps.ch 
(Stand: 28.08.2020)

https://www.lch.ch
https://www.bch-fps.ch
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Auch der Schweizerische Verband des 
Personals öffentlicher Dienste (VPOD) äußert 
sich aus der Sicht der Lehrer/-innen. Hierbei 
geht es insbesondere um die Fragen, welche 
Kompetenzen künftig vermittelt werden sollen, 
und welche Unterrichtsformen künftig denkbar 
sind (vgl. VPOD Bildungspolitik 2018). Sie ist 
der Meinung, dass ein sinnvoller Ausbau von di-
gitalen Kompetenzen keinesfalls auf Kosten von 
Allgemeinbildung und Sozialkompetenzen erfol-
gen darf. Ebenfalls fordert VPOD, dass es für die Vermittlung digitaler Kompetenzen an Schu-
len und Hochschulen neue Konzepte erforderlich sind. Diese Aufgabe dürfe nicht den Lehrper-
sonen aufgebürdet werden. Die Gewerkschaft kündigt daher ein entsprechendes Thesenpapier 
an. Es werden zusätzliche Mittel für schulische Infrastruktur und Weiterbildung der Lehrper-
sonen eingefordert. Ebenso wie Travaille.Suisse legt die VPOD Wert darauf, dass die Verant-
wortung für Weiterbildung nicht allein von jedem/jeder Einzelnen getragen werden sollte und 
kritisiert die Tendenz zu einer Selbstfinanzierung (vgl. ebd.).

Aus Sicht der Lehrpersonen der Berufsfach-
schulen des Kantons Zürich (LKBZH) sind neben 
einem Weiterbildungsangebot auch faire Rah-
menbedingungen notwendig. So müsste es einen 
zeitlich verfügbaren Rahmen geben, um die Wei-
terbildung nicht in der Freizeit oder auf Kosten 
des Lehrpersonals machen zu müssen. Die noch 
fehlende technische Infrastruktur in den Schu-
len wie beispielsweise fehlende Steckdosen, aber 
auch die Abhängigkeit von Lieferanten von Soft-
ware wird ebenfalls von der LKBZH thematisiert. Darüber hinaus wird explizit ein Mitsprache-
recht eingefordert, damit die „Basis, die direkt betroffenen Lehrpersonen“ ihre Expertise und 
Anliegen in künftigen Projektgruppen, insbesondere auf der Ebene der Kantone, einbringen 
könnten (vgl. Lehrpersonen Konferenz Berufsfachschulen Kanton Zürich 2018, S. 2). 

Die Auszubildenden/die Lernenden

In Artikel 10 BBG wird ausdrücklich das Mitspracherechte der Lernenden angesprochen. Es 
sieht vor, dass die Bildungsanbieter in der beruflichen Praxis und schulischen Bildung den 
Lernenden ein angemessenes Mitspracherecht einräumen. Allerdings gibt es auf Ebene der 
Lernenden keine formalen Gremien oder Institutionen, die dieses Recht einfordern würden 
(vgl. Wettstein/Schmid/Gonon 2014). In einigen Stellungnahmen anderer Akteure wird al-
lerdings darauf Bezug genommen, dass die Perspektive der Lernenden fehle, z. B. in der Kom-
mentierung des LKBZH (in der Fassung vom 18.03.2018) zum Projekt „Digitaler Wandel in 
den Schulen der Sekundarstufe II“. So werde in dieser Strategie weder das Bedürfnis der Ler-
nenden nach persönlichen Beziehungen thematisiert noch die „Schwächsten“ erwähnt, für die 
„Selbststeuerung“, „Selbstverantwortung“ und „Selbstmotivation“ nur durch eine enge Betreu-
ung mit den Lehrpersonen zu erarbeiten sei. Auch der Präsident des BCH sieht eine mangelnde 
Berücksichtigung der Lernenden. Die Visionen der Strategie Berufsbildung 2030 fokussiere 
vornehmlich auf die Arbeitswelt und den entsprechenden Rahmenbedingungen. Der Kernbe-
reich, der Lernprozess der Lernenden, käme eindeutig zu kurz (vgl. Thomann 2019). 

Bestätigt wird diese Sichtweise auch im Interview mit einem Vorstandsmitglied des Dach-
verbands für die Organisationen der Lehrpersonen in der Berufsbildung (vgl. Interviewpartner 

Die Gewerkschaft VPOD vertritt das 
Personal öffentlicher Dienste, darun-
ter u. a. das Lehrpersonal an Schulen 
und Hochschulen. Sie ist als Verein 
organisiert und hat ca. 34.000 Mit-
glieder (Stand: August 2020). 

Siehe URL: https://vpod.ch  
(Stand: 28.08.2020)

Die LKBZH ist die Vertretung der 
Lehrpersonen, die an staatlichen 
oder staatlich anerkannten Berufs-
fachschulen, an Lehrwerkstätten 
oder an Heim- und Sonderschulen 
unterrichten. 

Siehe URL: https://www.lkbzh.ch 
(Stand: 28.08.2020)

https://vpod.ch
https://www.lkbzh.ch
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CH_BP). Es vermisst in der Diskussion um die Folgen der Digitalisierung für die Ausbildung 
und die sich verändernden Kompetenzen die „menschliche Kompetenz“, die für die Lehrkräfte 
von zentraler Bedeutung bleibe. Auch weist es auf die zentrale Problematik der Sparmaßnah-
men hin, aufgrund derer die Weiterbildungsmaßnahmen der Lehrpersonen auf Eigeninitiative 
stattfinden müssten. Das interviewte Vorstandsmitglied plädiert für eine automatische Weiter-
qualifizierung der Lehrpersonen in Form eines Berufsauftrages. Die Bedeutung von direkter 
Ansprache, das individuelle Motivieren von Lernenden dürfe trotz neuer Lehr-und Lernmetho-
den nicht vergessen werden. Die Schulen reagierten aus Sicht des Interviewpartners etwas zu 
träge. So schlägt diese vor, dass Lehrpersonen regelmäßig betriebliche Praktika machen soll-
ten. Insgesamt sei die Möglichkeit der Mitsprache der beruflichen Schulen in den kantonalen 
Prozessen und Gremien nicht ausreichend.

Neue gesellschaftliche Organisationen

Im Zuge der technologischen Entwicklung entsteht insgesamt ein höherer Bedarf an Abstim-
mung und Koordination, z. B. bei der Entwicklung von Lehr- und Lernkonzepten, der Aus-
stattung von Schulen etc. Hier entsteht Raum für neue gesellschaftliche Organisationen, die 
sich in das Thema einbringen, wie beispielsweise die Metropolitankonferenz Zürich, die als 
Teilprojekt des vom Bund unterstützten Modellvorhabens „Strukturen für eine bessere Zu-
sammenarbeit im Wirtschaftsraum Zürich“ ins Leben gerufen wurde.27 Sie umfasst mehrere 
Kantone sowie ca. 120 Städte und Gemeinden der Region. Die Metropolitankonferenz Zürich 
ist das oberste Organ des 2009 gegründeten Vereins Metropolitanraum Zürich. Das Hauptziel 
ist, die Lebensqualität in der Region weiter zu verbessern und sie als Wirtschaftsstandort zu 
fördern. Im Auftrag des Vereins hat die Hochschule Luzern im Jahr 2017 eine Online-Platt-
form für Berufsbildung entwickelt und Handlungsempfehlungen erarbeitet, damit die Berufs-
bildung die Veränderungen in den Berufsbildern besser vorhersehen und neue technologische 
Entwicklungen schneller und koordinierter aufgreifen kann (vgl. Metropolitankonferenz 
Zürich 2017). 

Unter Einbeziehung von Bildungseinrichtungen, OdA, Fachhochschulen und auch Lehr-
betrieben wurden im Rahmen des Projekts Digitalisierung in der Berufsbildung Berufsbilder 
nach dem Einfluss durch Digitalisierung systematisiert und in zehn Cluster sortiert. Die be-
stehenden Bildungspläne wurden dabei nach ihrem Potenzial zur Verbesserung der digitalen 
Kompetenzen überprüft, anschließend wurden clusterspezifische Handlungsempfehlungen 
entwickelt. Die Ergebnisse werden sind auf einer interaktiven Plattform28 zur Verfügung ge-
stellt.29

3.1.3 Zusammenfassung und Auswertung

a. Thematische Schwerpunkte der Empfehlungen und Forderungen

Die von den verschiedenen Akteuren adressierten Themenbereiche im Zusammenhang mit der 
technologischen Entwicklung und ihre Folgen auf die Berufsbildung zeigen ein hohes Maß 
an Übereinstimmung. So wird beispielsweise die Wichtigkeit der verbundpartnerschaftlichen 
Zusammenarbeit als Garant für die Flexibilität der Berufsbildung in diesem Zusammenhang 

27  Weitere Informationen zur Metropolitankonferenz Zürich s. URL: https://www.metropolitanraum-zu-
erich.ch/ueber-uns/ (Stand: 28.08.2020).

28 Webportal s. URL: www.berufsbildungdigital.ch (Stand: 27.08.2020).
29  Im Rahmen des Projekts war es leider nicht möglich, einen umfassenden Überblick über vergleichbare 

Initiativen, die außerhalb des formalen Rahmens des Berufsbildungssystems entstehen bzw. entstan-
den sind, zu erstellen.

https://www.metropolitanraum-zuerich.ch/ueber-uns/
https://www.metropolitanraum-zuerich.ch/ueber-uns/
http://www.berufsbildungdigital.ch
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von allen Akteuren betont. Die Frage der Passung der Bildungsverordnungen mit den sich ver-
ändernden Anforderungen des Arbeitsmarktes wird ebenso gestellt, wie die nach ausreichen-
der Flexibilität der Prozesse. Die Ausstattung der beruflichen Schulen, die digitalen Lehr- und 
Lernmittel, der angemessene und sinnvolle Umgang damit sowie dadurch ermöglichte neue 
didaktische Ansätze werden thematisiert, auch die künftige Rolle des Lehr- und Bildungsper-
sonals wird angesprochen. Der Bereich der beruflichen Weiterbildung der Beschäftigten all-
gemein und des Bildungspersonals im Besonderen spielen ebenfalls eine zentrale Rolle auf 
dem Thementableau. In unterschiedlichem Maße werden die Themen mit der Frage nach der 
entsprechenden Finanzierung verknüpft.

b. Bezug zur Akteurskonstellation und Rolle der Akteure

Zwar gibt es eine große Übereinstimmung der verschiedenen Akteure in Bezug auf die The-
menbereiche, allerdings spiegeln sich die ihre jeweiligen Perspektiven und Interessenlagen in 
Bezug auf die konkreten Handlungs- und Lösungsvorschläge in einer teilweise unterschied-
lichen Akzentuierung wider.

So sehr sich die Verbundpartner im Grundsatz über die zentrale Bedeutung der partner-
schaftlichen Steuerung der beruflichen Bildung einig sind, und dies auch in den Gesprächen 
von beinahe alle Interviewpartnern bestätigt worden ist, bedeutet das keineswegs, dass es kei-
ne gegenseitige Kritik an Partnern gibt, wie sie ihre Rolle wahrnehmen und das Verhältnis zu 
den anderen Partnern gestalten. Dies gilt sowohl für das Verhältnis von Bund und den Kanto-
nen sowie auch der OdA gegenüber dem Bund und den Kantonen. Das Miteinander bei der Ge-
staltung des Berufsbildungssystems wird immer wieder hinterfragt, diskutiert und überprüft, 
und zwar durchaus auch bezogen auf die Ebene der politisch-strategischen Zusammenarbeit. 
Die bereits feingliedrige Struktur der gemeinsamen Gremien und Abstimmungsprozesse auf 
den verschiedenen Steuerungsebenen ist dabei auch Gegenstand von Auftragsforschung und 
eine Fragestellung im Rahmen der gemeinsamen Strategie Berufsbildung 2030. Bei Bedarf 
wird diese Struktur verändert, wie zuletzt im Sinne einer Erweiterung. Ein wichtiger Punkt 
in diesem Zusammenhang ist die Einrichtung eines neuen Steuerungsgremiums auf der fach-
lich-strategischen Ebene, wo Optimierungsvorschläge aufgegriffen und gemeinsam umgesetzt 
werden.

Diese Bereitschaft zur Kommunikation und Kooperation ist die Grundlage der Flexibilität 
des schweizerischen Berufsbildungssystems. Davon profitiert nicht nur die Grundbildung, son-
dern das gesamte Berufsbildungssystem mit der höheren Berufsbildung, den Fachhochschu-
len und der beruflichen Weiterbildung im breiteren Sinne. Sehr gut sichtbar wird der gesamte 
Steuerungshorizont in den zahlreichen und diversen Projektthemen von Berufsbildung 2030. 
Eine im Hinblick auf die Akteurskonstellation etwas kontroverse Frage ist die Rolle und Ver-
tretung der beruflichen Schulen in diesen Prozessen. Einerseits wird die Forderung erhoben, 
dass es künftig ein größeres Mitspracherecht der beruflichen Schulen und des Bildungsper-
sonals auch bei strategischen Entscheidungen geben soll, andererseits wird davon abgeraten, 
weitere Akteure in die Steuerungsgremien aufzunehmen. Gerade Bildungsanbieter sehen al-
lerdings die Bedeutung der Einbeziehung und schlagen die Einrichtung von Dialogforen oder 
Expertenkommissionen auf fachlich-operativer Ebene vor. Auch im Kontext der Frage nach 
der Einbeziehung von Akteuren in die Gestaltungsprozesse der BiVo wird seitens der Arbeit-
geber eher Zurückhaltung vor der Einbeziehung weiterer Akteure angemahnt. Es seien hier 
bereits zu viele Akteure involviert, was zu Verzögerungen bei der Aktualisierung führe. Die 
Rolle der Unternehmen wird aus dem Bereich der Wissenschaft thematisiert, und es wird vor-
geschlagen, dass insbesondere forschungsnahe und innovative Unternehmen verstärkt in den 
Gestaltungsprozess der BiVos einbezogen werden sollten, um dort ihre Expertise einbringen 
zu können (vgl. Renold/Caves/Oswald-Egg 2019). Für eine Stärkung der Stimme der Unter-
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nehmen auch in der Steuerung der Berufsbildung sprechen sich (vgl. Emmenegger/Seitzl 
2019) aus, und schlagen vor, dies im Rahmen einer außerparlamentarischen Expertenkom-
mission zu ermöglichen.

Die Initiative des Unternehmensverbandes Swissmem ist bemerkenswert, weil hier ein 
Akteur sein klassisches Betätigungsfeld ausweitet. In der Initiative werden die bestehenden 
Qualifizierungsmöglichkeiten des Berufsbildungssystems genutzt und daraus passgenaue 
Qualifizierungswege für die Deckung des eigenen Fachkräftebedarfs entwickelt. Sie sollen den 
Erwerb formaler beruflicher Zweitabschlüsse für Erwachsene erleichtern. Mit dieser Initiative 
erweitert Swissmem den Aktionsradius hinein in das Berufsbildungssystem, indem er neue 
Qualifizierungswege eröffnet. In gewisser Hinsicht tut dies auch ICT-Berufsbildung. Die OdA 
hat ihre BiVos modularisiert und ergreift dadurch die Initiative, die BiVos anders als bisher 
auszugestalten, und setzt insofern neue Maßstäbe für die Gestaltung der BiVos. Sie sieht darin 
einen Beitrag der Flexibilisierung der Ordnungsmittel (zu diversen Ansätzen einer Modulari-
sierung und Flexibilisierung s. auch Seufert 2018). 

Kritisch wird die Unterstützung der Weiterbildungsaktivitäten von Beschäftigten gesehen. 
Hier fordern insbesondere die Gewerkschaften größere Anstrengungen seitens der Unterneh-
men. Dasselbe gilt für das Lehr- und Bildungspersonal. Auch wird seitens der Lehrergewerk-
schaft die Finanzierung der Weiterbildung thematisiert. Aufgrund des zunehmenden berufli-
chen Weiterbildungsbedarfs werden sich die unterschiedlichen Perspektiven der Sozialpartner 
verstärkt bemerkbar machen und die Interessen der potenziellen Weiterbildungsteilnehmer/ 
-innen stärker in den Blick rücken.

Bemerkenswert ist das Engagement neuer Akteure, z. B. gesellschaftlicher Gruppen auf 
regionaler oder lokaler Ebene, etwa die bereits angesprochene Metropolitankonferenz Zürich. 
Sie engagiert sich im Kontext des Bildungs- bzw. Qualifizierungssystems, um die Umsetzung 
von beruflicher Bildung und Qualifizierung zu optimieren oder Interessen zu bündeln. Auch 
außerhalb des „formalen politisch-administrativen Apparats“ (vgl. Gonon u. a. 2016, S. 16) 
melden sich neue Akteure oder Interessenverbände, die aus ihrem jeweiligen Einflussbereich 
heraus Impulse für Veränderungen im beruflichen Bildungssystem geben. 

3.2 Deutschland

3.2.1 Die rechtliche Ausgangslage der Akteurskonstellation

a. Staatliche Zuständigkeit für die Steuerung des Bildungssystems

Ein zentraler Unterschied im Hinblick auf die politische Steuerung der Berufsbildungssyste-
me zwischen der Schweiz und Deutschland ist die grundgesetzlich bzw. verfassungsmäßig ge-
regelte Zuständigkeit. Während in der Schweiz die Zuständigkeit für die berufliche Bildung 
beim Bund liegt (vgl. Kapitel 4.1), sieht in Deutschland das Grundgesetz (GG) vor, dass die 
staatlichen Aufgaben und Kompetenzen für die Kultur- und Bildungspolitik in den Händen der 
16 Bundesländer liegen (vgl. Art. 30 GG). Sie sind zuständig und verantwortlich für die Steue-
rung des Schul- und Hochschulwesens. Man spricht vom Grundsatz des Bildungsföderalismus. 

Mit der Föderalismusreform I (in Kraft getreten am 01.09.2006) wurde der Bildungsfö-
deralismus in Deutschland sogar noch durch das sogenannte Kooperationsverbot verstärkt. 
Es bedeutet, dass es dem Bund auch untersagt ist, den Ländern dauerhaft Geld für bestimmte 
bildungspolitische Maßnahmen zur Verfügung zu stellen. Lediglich darf er sich an der Finan-
zierung bestimmter Projekte im Wissenschaftsbereich beteiligen. Auch wurde durch die Fö-
deralismusreform I u. a. der damalige Art. 91 b GG aufgehoben, der die Bildungsplanung als 
eine Gemeinschaftsaufgabe des Bundes und der Länder regelte. Diese Gemeinschaftsaufgabe 
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hatte sämtliche Einrichtungen und Stufen des Bildungswesens zum Gegenstand, von der vor-
schulischen Erziehung über das gesamte allgemeinbildende Schulwesen, das Hochschulwesen 
bis zur Fort-, Weiter- und Erwachsenenbildung. Damit waren die Vorbereitung, die Datenerfas-
sung, die Vorausschau sowie die Evaluation von Maßnahmen des gesamten Bildungssystems 
gemeint (vgl. Deutscher Bundestag – Wissenschaftliche Dienste 2009).

Von Beginn an stand das Kooperationsverbot in der Kritik und wurde im Jahr 2014 gelo-
ckert. Die Hochschulen dürfen seitdem vom Bund institutionell und zeitlich unbegrenzt un-
terstützt werden. Im Jahr 2019 wurde dann schließlich zusätzlich das Grundgesetz, genauer 
Art. 104c GG, geändert und dadurch die Möglichkeit geschaffen, dass der Bund gemeinsam 
mit den Ländern den sogenannten DigitalPakt Schule vereinbart und über einen Zeitraum von 
fünf Jahren fünf Milliarden Euro Finanzhilfen zur Verfügung stellt.30 Die Länder und Kommu-
nen erbringen ergänzend einen finanziellen Eigenanteil von zehn Prozent der Fördersumme. 
Mit diesen Finanzmitteln sollen die Schulen mit der notwendigen digitalen Infrastruktur aus-
gestattet werden. 

Die grundgesetzliche Entscheidung, die Bildungshoheit den Ländern zu übertragen, hat 
prägende Auswirkungen auf die Steuerung der beruflichen Bildung und die Rolle der Akteure. 
Das Rückgrat der beruflichen Bildung in Deutschland ist wie in der Schweiz die duale Ausbil-
dung. Sie ist das zentrale System der beruflichen Qualifizierung, das Lernen in Betrieben mit 
dem Lernen in den Berufsschulen verbindet. Dabei liegt der Schwerpunkt beim betrieblichen 
Lernen, das ca. 70 Prozent der Lernzeit ausmacht. Für diesen betrieblichen Teil liegt die Re-
gelungskompetenz beim Bund. Nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG besitzt der Bund die Kompetenz 
nicht nur zu wirtschaftsregelnden Gesetzen im engeren Sinn, sondern auch zu berufsregeln-
den Gesetzen mit wirtschaftspolitischer Orientierung. Diese Gesetzgebungszuständigkeit ist 
die verfassungsrechtliche Grundlage des nationalen Berufsbildungsgesetzes (BBiG). Darüber 
hinaus hat der Bund die Regelungszuständigkeit für die Weiterbildung sowie eine sogenannte 
konkurrierende Gesetzgebungskompetenz für den Bereich der Hochschulzulassung und der 
Hochschulabschlüsse, z. B. für das Hochschulrahmengesetz.

Diese Aufteilung der Zuständigkeit erschwert zwangsläufig eine übergreifende Steuerung 
des Bildungssystems bzw. würde eine intensive Kooperation und Abstimmung zwischen den 
beiden staatlichen Akteuren, dem Bund einerseits und den 16 Bundesländern andererseits, 
erfordern. Zwar mag die Steuerung der beruflichen Bildung aufgrund langjährig eingeübter 
Prozesse, z. B. bei der Entwicklung der Ausbildungsordnungen als Ordnungsgrundlage für die 
duale Ausbildung, vergleichsweise reibungslos funktionieren, jedoch werden die Schwierig-
keiten der Abstimmung an den Rändern der verschiedenen Bildungsbereiche sichtbar. Sobald 
es beispielsweise um die Entwicklung von hybriden Qualifikationen geht oder um Durchlässig-
keit, Anerkennung und Anrechnung zwischen allgemeiner, hochschulischer und beruflicher 
Bildung stellen sich Fragen nach den Zuständigkeiten. Entscheidungen und Entwicklungen 
innerhalb eines Bildungsbereichs, z. B. die Politik der Steigerung der Abiturienten-/Abiturien-
tinnenzahlen mit dem Signal der Befähigung zum Hochschulstudium oder die Einführung von 
praxisorientierten Studiengängen, haben Auswirkungen auf die Bildungsentscheidungen der 
jungen Menschen und somit auf die Attraktivität der beruflichen Bildung im Gesamtsetting 
des Bildungssystems (vgl. Hippach-Schneider 2018; Hippach-Schneider/Schneider 2018; 
Hippach-Schneider u. a. 2017). Das starke Wachstum der Fachhochschulen und dort insbe-
sondere der dualen Studiengänge, in denen teilweise sowohl eine berufliche Qualifikation als 
auch ein Bachelorabschluss erworben wird, macht die Herausforderungen einer koordinierten 
Steuerung deutlich (vgl. Bundesinstitut für Berufsbildung 2017c). 

30  Weitere Informationen zum DigitalPakt Schule s. URL: https://www.bmbf.de/files/VV_DigitalPaktSchu-
le_Web.pdf (Stand: 28.08.2020).

https://www.bmbf.de/files/VV_DigitalPaktSchule_Web.pdf
https://www.bmbf.de/files/VV_DigitalPaktSchule_Web.pdf
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Es gibt kein formales Gremium auf Ministerebene in Deutschland, das die Aufgabe einer 
Koordination bildungsübergreifender Fragen hat und eine institutionalisierte Abstimmung 
zwischen Bund und den Ländern sicherstellt. Die Tätigkeit einer Bund-Länder-Kommission für 
Bildungsplanung und Forschungsförderung (BLK) wurde zum 31.12.2007 beendet und die 
Kommission aufgelöst. Sie war 1970 durch ein Verwaltungsabkommen zwischen Bund und 
Ländern gegründet worden. Die BLK war eine Regierungskommission auf Ministerebene, in 
der eng mit den Fachministerien der Länder zusammengearbeitet wurde. Gerade für den Be-
reich der beruflichen Bildung fungierte die BLK als ein wichtiger Impulsgeber und Initiator von 
Modellversuchen31. Als Nachfolgeorganisation wird die Gemeinsame Wissenschaftskonferenz 
(GWK) betrachtet, deren Aufgabe jedoch ausschließlich die Stärkung von Wissenschaft, For-
schung und Lehre ist.32

Ein Problembewusstsein gibt es auf bundespolitischer Ebene durchaus. Nicht ohne Grund 
hat die derzeitige große Koalition im Koalitionsvertrag von 2018 die Schaffung eines natio-
nalen Bildungsrates beschlossen (vgl. CDU/CSU/SPD 2018). Transparenz, Qualität und Ver-
gleichbarkeit im Bildungswesen sollten dadurch verbessert, eine Verständigung über künftige 
Ziele und Entwicklungen im Bildungswesen und die Zusammenarbeit der beteiligten politi-
schen Ebenen bei der Gestaltung der Bildungsangebote gefördert werden. Die Einrichtung 
eines nationalen Bildungsrates wurde von den Gewerkschaften begrüßt (vgl. Deutscher Ge-
werkschaftsbund 2019b; Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) 2018), 
aber auch die Arbeitgeberseite sieht gute Gründe für eine nationale Koordination des Bil-
dungsbereichs (vgl. Bundesvereinigung der deutschen Arbeitgeberverbände 2018b). Der 
Grund für Unstimmigkeiten, die dann letztlich in der Ablehnung eines Bildungsrates durch 
die Länder Bayern und Baden-Württemberg mündete, war das Abitur. Man befürchtete ein 
Zentralabitur „aus Berlin“, so Markus Söder, Ministerpräsident von Bayern (vgl. Süddeutsche 
Zeitung 2019). Der Ministerpräsident von Baden-Württemberg, Der Ministerpräsident von 
Baden-Württemberg, Winfried Kretschmann, hält das Gremium für überflüssig „wie ein[en] 
Kropf“ (SWR 2019) und verweist auf die grundgesetzliche Zuständigkeit der Länder für Bil-
dungsfragen und die Koordinationsfunktion der Kultusministerkonferenz (KMK) (s. u.). Im 
Gespräch bleibt wohl allerdings ein Länderstaatsvertrag. Durch einen solchen Staatsvertrag 
sollen die Schulsysteme der Länder besser vergleichbar werden. Er könnte die Grundlage für 
die Entwicklung gemeinsamer Standards für Schulabschlüsse oder für einheitliche und ver-
bindliche Regelungen für die Lehrerbildung sein (vgl. ebd.). 

Tatsächlich koordinieren sich die für die Schulen, inkl. der beruflichen Schulen, zuständi-
gen Länder derzeit über die KMK33. Insbesondere die Einheitlichkeit und Vergleichbarkeit von 
Zeugnissen und Abschlüssen als Voraussetzung für die gegenseitige Anerkennung, die Siche-
rung von Qualitätsstandards und die Kooperation von Bildungseinrichtungen sind ihre Auf-
gaben. Gegründet wurde sie bereits 1948 auf der Grundlage des Grundgesetzes, abgeleitet aus 
Art. 30 GG.34 Für gemeinsam abgestimmte Initiativen und Förderprogramme des Bundes und 
der Länder behilft man sich insbesondere durch Bund-Länder-Vereinbarungen auf der Grund-

31 Vgl. URL: http://www.blk-bonn.de/ueber_uns.htm (Stand: 27.02.2020).
32 Weitere Informationen zur GWK s. URL: www.gwk-bonn.de (Stand: 27.03.2020).
33 Weitere Informationen zur KMK s. URL: www.kmk.org (Stand: 27.03.2020).
34  Ein weiteres Abstimmungsgremium für den Bereich der beruflichen Bildung ist der Bund-Länder-Koor-

dinierungsausschuss (KoA) für berufliche Bildung, s. URL: https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Artikel/
Ausbildung-und-Beruf/beschluesse-bund-laender-ausschuss-10-2007.html (Stand: 01.04.2020). 
Er ist ebenfalls kein gesetzliches Gremium, sondern beruht auf einer Bund-Länder-Vereinbarung. 
Er besteht aus Vertretern und Vertreterinnen der für den Berufsschulunterricht zuständigen Ministe-
rien aller 16 Bundesländer, des BMBF und den für die jeweiligen Ausbildungsordnungen zuständigen 
Fachministerien (i. d. R. Bundesministerium für Wirtschaft und Energie – BMWi).

http://www.blk-bonn.de/ueber_uns.htm
http://www.gwk-bonn.de
http://www.kmk.org
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Artikel/Ausbildung-und-Beruf/beschluesse-bund-laender-ausschuss-10-2007.html
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Artikel/Ausbildung-und-Beruf/beschluesse-bund-laender-ausschuss-10-2007.html
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lage von Art. 91b GG (vgl. Deutscher Bundestag – wissenschaftliche Dienste 2016). Er er-
möglicht, dass der Bund und die Länder Vereinbarungen über die Zusammenarbeit in den dort 
genannten Bereichen der Bildungsplanung und Forschungsförderung abschließen können. 
Ein Beispiel ist die Förderung der Qualifikation des Bildungspersonals, u. a. auch der Lehrer-
bildung für die beruflichen Schulen.

Eine andere Form der Zusammenarbeit stellt die Allianz für Aus- und Weiterbildung dar. 
In ihr haben sich die vier zentralen Akteure für die Steuerung der beruflichen Bildung, d. h. 
der Bund, die Länder und die beiden Sozialpartner, im Rahmen einer Vereinbarung zusam-
mengeschlossen.35 Bereits im Jahr 2004 wurde der sogenannte Nationale Pakt für Ausbildung 
und Fachkräftenachwuchs geschaffen, damals jedoch mit einer völlig anderen Zielsetzung und 
ohne die Gewerkschaften. Grund hierfür war damals der Mangel an Ausbildungsplätzen36, die 
Gewerkschaften hatten eine Ausbildungsplatzabgabe gefordert. Der Fokus der Allianz richtete 
sich stattdessen auf die Sicherung der Attraktivität des beruflichen Bildungsweges und in der 
Folge auf die Bekämpfung eines Fachkräftemangels in einigen Branchen.37 Im August 2019 
wurde die neue Vereinbarung der Allianz für Aus- und Weiterbildung mit einer Laufzeit bis 
Ende 2021 unterzeichnet. 

Die Allianz für Aus- und Weiterbildung hat den Charakter einer politischen Plattform, um 
alle relevanten Akteure der Berufsbildung auf der Bundesebene zusammenzuführen und ge-
meinsame Lösungsansätze für die zentralen berufsbildungspolitischen Herausforderungen zu 
entwickeln. Bis 2023 möchte man insbesondere die folgenden Ziele erreichen (vgl. Allianz 
für Aus- und Weiterbildung 2019): 

 ▶ mehr Betriebe und Jugendliche zusammenbringen und in der Ausbildung halten,
 ▶  Attraktivität und Qualität der dualen Ausbildung weiter steigern; gemeinsam für berufliche 

Bildung werben,
 ▶  berufliche Fortbildung stärken und Höhere/Höherqualifizierende Berufsbildung voranbrin-

gen.

Unterfüttert wird diese nationale Vereinbarung durch einzelne Vereinbarungen und Initiati-
ven auf Länderebene.

Ein weiteres Beispiel für eine Form der Zusammenarbeit zwischen Bund und den Ländern 
ist der sogenannte Bund-Länder-Wettbewerb „Aufstieg durch Bildung: offene Hochschulen“38. 
Das Ziel des Wettbewerbs ist, Konzepte für berufsbegleitendes Studieren und lebenslanges, 
wissenschaftliches Lernen besonders für Berufstätige, Personen mit Familienpflichten und 
Berufsrückkehrer/-innen zu fördern. Es soll beruflich qualifizierten Fachkräften im Rahmen 
des lebenslangen Lernens der Weg an die Hochschulen geöffnet und eine engere Verzahnung 
von beruflicher und akademischer Bildung erreicht werden.39 Jedoch gerade im Hinblick auf 
sich auflösende Grenzen zwischen den verschiedenen Bildungsbereichen (Beispiele s. o.), die 

35  Partner der Allianz für Aus- und Weiterbildung s. URL: https://www.aus-und-weiterbildungsallianz.
de/AAW/Navigation/DE/Partner/partner.html (Stand: 28.08.2020).

36  Der Pakt wurde mehrfach verlängert, s. URL: https://www.kmk.org/fileadmin/Dateien/veroeffentli-
chungen_beschluesse/2010/2010_10_26-Ausbildungspakt-2010-2014.pdf (Stand: 14.04.2020), al-
lerdings verbunden mit einer Änderung der Zielsetzungen und einer Anpassung an die Veränderungen 
auf den Ausbildungsstellenmarkt.

37  Weitere Informationen zur Allianz für Aus- und Weiterbildung s. URL: https://www.aus-und-weiter-
bildungsallianz.de (Stand: 08.04.2020).

38  Dieser Wettbewerb wurde 2011 ins Leben gerufen und befindet sich in der 2. Förderrunde, die bis 
Mitte 2020 läuft.

39  Weitere Informationen zum Bund-Länder-Wettbewerb s. URL: https://www.wettbewerb-offene-
hochschulen-bmbf.de (Stand: 02.04.2020).

https://www.aus-und-weiterbildungsallianz.de/AAW/Navigation/DE/Partner/partner.html
https://www.aus-und-weiterbildungsallianz.de/AAW/Navigation/DE/Partner/partner.html
https://www.kmk.org/fileadmin/Dateien/veroeffentlichungen_beschluesse/2010/2010_10_26-Ausbildungspakt-2010-2014.pdf
https://www.kmk.org/fileadmin/Dateien/veroeffentlichungen_beschluesse/2010/2010_10_26-Ausbildungspakt-2010-2014.pdf
https://www.aus-und-weiterbildungsallianz.de
https://www.aus-und-weiterbildungsallianz.de
https://www.wettbewerb-offene-hochschulen-bmbf.de
https://www.wettbewerb-offene-hochschulen-bmbf.de
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auch bildungspolitisch gewollt sind, Stichworte sind Durchlässigkeit und lebenslanges Lernen, 
stellt sich die Frage, ob diese Formen der Abstimmung und Kooperation künftig ausreichen 
werden, um das Bildungssystem insgesamt zu stärken und gleichzeitig die Folgen innovativer 
Weiterentwicklungen der verschiedenen Bildungsbereiche auszutarieren und aufeinander zu 
beziehen. 

b. Rechtliche Grundlagen für die Akteurskonstellation in der Berufsbildung

Die rechtliche Grundlage für die Steuerung des betrieblichen Teils der Berufsbildung ist das 
BBIG. Im Gegensatz zum BBG der Schweiz werden die an der nationalen Gestaltung des Be-
rufsbildungssystems beteiligten Akteure nicht als solche explizit aufgezählt, auch gibt es kei-
nen ausdrücklichen Hinweis auf eine gemeinsame Verantwortung für die Berufsbildung. Erst 
in § 71 BBiG werden die sogenannten Zuständigen Stellen erwähnt, die in der Regel die jewei-
ligen Kammern sind, zu deren Zuständigkeitsbereich die einzelnen Berufe bzw. Berufsgruppen 
gehören. Dies sind insbesondere die Handwerkskammern und die Industrie- und Handelskam-
mern. Diese Zuständigen Stellen haben spezifische Überwachungs-, Qualitätssicherungs- und 
Beratungsaufgaben (vgl. §76 Abs. 1 BBiG).

Die Einbeziehung der sogenannten Sozialpartner, damit sind Arbeitgeber- und Arbeitneh-
mervertreter gemeint, wird an einzelnen Stellen des Gesetzes vorgeschrieben. So müssen sie 
beispielsweise einbezogen werden in den Berufsbildungsausschüssen, die die Zuständigen 
Stellen/Kammern einzurichten haben (vgl. §77 BBiG). Diese Ausschüsse beschließen über 
Rechtsvorschriften, die die Durchführung der beruflichen Bildung betreffen. In diesen Gremi-
en sind auch Lehrkräfte von beruflichen Schulen vertreten, allerdings nur mit beratender Stim-
me (vgl. §77 Abs. 1 BBiG). Des Weiteren sind Vertreter der Sozialpartner und der beruflichen 
Schulen in den Prüfungsausschüssen der Kammern (s. u.) zu beteiligen (vgl. § 40 Abs. 2 BBiG).

Die Aufgaben der Kammern sind teilweise 
hoheitlicher Natur, d. h., der Staat hat Aufgaben 
an die Kammern delegiert. Hierzu gehört vor al-
lem der Erlass von Satzungen sowie von Verwal-
tungsakten. Im Bereich der Berufsbildung führen 
sie beispielsweise die beruflichen Abschlussprü-
fungen durch. Hierfür errichten sie die entspre-
chenden Prüfungsausschüsse (vgl. §39 BBiG, 
s. o.). 

Darüber hinaus überwachen die Kammern 
die Eignung der Ausbildungsstätten sowie die 
persönliche und fachliche Eignung des Aus-
bildungspersonals im Rahmen der dualen Aus-
bildung (vgl. §32 Abs. 1 BBiG). Sie erfassen die 
Zahl der Ausbildungsverhältnisse, d. h. der Ver-

träge zwischen den Auszubildenden und den Ausbildungsbetrieben und andere Daten für die 
statistische Erfassung der Ausbildungsaktivitäten (vgl. §34 BBiG). Gleichzeitig agieren sie als 
Wirtschaftsunternehmen. So bieten sie beispielsweise Vorbereitungskurse im Rahmen der be-
ruflichen Fortbildung an, die kostenpflichtig sind, aber auch weitere zahlreiche, unterschied-
liche Weiterbildungsprogramme. 

Die Kammern sind sogenannte 
Körperschaften des öffentlichen 
Rechts, d. h., sie können nur durch 
den Staat, durch Gesetz oder eine 
Rechtsverordnung gegründet wer-
den; anders als Vereine, die jeder-
zeit von Bürgern und Bürgerinnen 
gegründet werden können. Sie sind 
regional und branchenübergreifend 
organisiert. Es besteht eine Pflicht-
mitgliedschaft aller Personen bzw. 
Organisationen, die einen bestimm-
ten Beruf ausüben. Die Mitglied-
schaft ist beitragspflichtig. 
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Das BBIG40 ist auch die rechtliche Grundla-
ge für die Ausbildungsordnungen (AO). Sie sind 
in Deutschland die Grundlage für die betrieb-
liche Ausbildung im dualen System.41 Das BBiG 
schreibt vor, dass entsprechend der grundge-
setzlichen Entscheidung (s. o.), der Bund, oder 
genauer, das für eine Branche zuständige Fach-
ministerium für deren Entwicklung verantwort-
lich ist (vgl. § 4 Abs. 1 BBiG). Für die Handwerks-
berufe ist dies beispielsweise das BMWi.42 Das 
zuständige Fachministerium soll frühzeitig die 
Länder über Neuordnungspläne von AO infor-
mieren. Diese Abstimmung zwischen Bund und 
den Ländern, die den gesamten Entwicklungs-
prozess von AO durchzieht und in allen Stufen 
des Prozesses vorgesehen ist (vgl. Bundesinstitut 
für Berufsbildung 2017b), ist entscheidend für 
die Entwicklung von passenden Rahmenlehr-
plänen für die beruflichen Schulen, den zweiten 
Lernort in der dualen Ausbildung. 

Inhaltlich und von Beginn des Prozesses an 
sind die Initiativen und Vorschläge der Sozial-
partner allerdings von entscheidender Bedeu-
tung. In der Regel setzten sie die Entwicklung 
neuer oder die Aktualisierung bestehender AO 
auch in Gang, sobald sie Bedarf für Neuentwick-
lungen oder Überarbeitung von Berufen identi-
fizieren. Sie sind für die Festlegung von wesent-
lichen bildungspolitischen Eckwerten für eine 
Ordnungsmaßnahme verantwortlich. Dabei findet bereits im Entstehungsprozess von Ausbil-
dungsordnungen die Zusammenarbeit der staatlichen Seite mit den Sozialpartnern in Rahmen 
eines sogenannten Konsensverfahren statt. Die Sozialpartner gestalten den gesamten Prozess 
der Be- bzw. Erarbeitung von AO maßgeblich mit. 

Ebenfalls im BBiG vorgesehen ist die Errichtung eines Berufsbildungsinstituts, dem Bun-
desinstitut für Berufsbildung (vgl. §§ 89 ff. BBiG). Im Unterschied zum EBH43 (Art. 48 BBG) 
ist es allerdings nicht in erster Linie für die Bildung und Weiterbildung von Lehrkräften der 
beruflichen Bildung zuständig ist, sondern u. a. für Vorbereitung der AO, des Berufsbildungs-
berichts sowie weiterer Aufgaben. Beiden Instituten gemeinsam sind die Aufgabe der Berufs-
bildungsforschung sowie der Durchführung von Modell- bzw. Pilotversuchen.

40 Für den Handwerksbereich auch die Handwerksordnung (HwO).
41  Die AO sind nicht vollständig das Pendant zu den BiVo der Schweiz. So enthalten die BiVo u. a. auch 

die Anforderungen der schulischen Bildung (vgl. Art. 29 Abs. 2 BBG).
42  Das BMWi ist gem. § 25 HWO zuständig, im Einvernehmen mit dem BMBF Ausbildungsordnungen für 

den Handwerksbereich zu erlassen.
43  Im November 2019 hat der Schweizerische Bundesrat den Entwurf eines Gesetzes über eine neue Ge-

setzesgrundlage für das EHB vorgelegt. Unter anderem soll das EHB dadurch den Status einer Hochschu-
le erhalten. Weitere Informationen s. URL: https://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2020/661.
pdf (Stand: 28.08.2020).

Die formale politische Verantwor-
tung für die AO – die Rolle des 
Bundes und der Länder

Die Länder vereinbaren zusam-
men mit dem Bund zunächst die 
Dauer der Verfahren (meist auf ein 
Jahr begrenzt). Neben der Erarbei-
tungs- und Abstimmungsphase, in 
denen Sachverständige der Länder 
mit Sachverständigen des Bundes 
Entwürfe für Rahmenlehrpläne ent-
wickeln, sind die Länder auch im 
Erlassprozess von Ausbildungsord-
nungen involviert: Der sogenannte 
Bund-Länder-Koordinierungsaus-
schuss „Ausbildungsordnungen/
Rahmenlehrpläne“, dem neben dem 
BMBF sowie den zuständigen Fach-
ministerien für die jeweilige Ausbil-
dungsordnung auch Vertreter/ 
-innen der für den Berufsschulun-
terricht zuständigen Ministerien aller 
16 Länder zugehörig sind, stimmt in 
dieser Phase neuen Ausbildungsord-
nungen und den Rahmenlehrplänen 
zu. Die Bundesländer übernehmen 
entweder unmittelbar den Rah-
menlehrplan oder setzen diesen in 
länderspezifischen Lehrplänen um.

https://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2020/661.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2020/661.pdf
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Für die Frage der Steuerung des Berufsbil-
dungssystems ist im Hinblick auf die Regelun-
gen des BBiG allerdings insbesondere die Ein-
richtung des Organs eines Hauptausschusses 
im BIBB (vgl. §§ 91f BBiG) relevant. Der Haupt-
ausschuss gibt nicht nur die Richtlinien für die 
Arbeit des BIBB vor, sondern „berät die Bundes-
regierung in grundsätzlichen Fragen der Berufs-
bildung“ (§ 92 Abs. 1, Satz 2 BBiG). Auf diesem 
Weg erhalten die Sozialpartner in Deutschland 
einen formalen Einfluss auf die Gestaltung der 
beruflichen Bildung. Dem Gremium gehören je-
weils acht Beauftragte der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer/-innen an. Darüber hinaus sind 
ebenfalls acht Vertreter der Länder und fünf des 
Bundes, die acht Stimmen haben, Mitglieder des 
Hauptausschusses. Dadurch entsteht ein Gremi-
um, das die zentralen Akteure bei der Gestaltung 
der beruflichen Bildung in Deutschland vereint, 
die sogenannten „vier Bänke“ (Bundesinstitut 
für Berufsbildung 2020). Schaut man sich die 
Liste der Mitgliedsorganisationen an, ist festzu-
stellen, dass über ihre Dachverbände auch die 
Kammern auf Arbeitgeberseite vertreten sind. 
Das ist der Zentralverband des Deutschen Hand-
werks (ZDH) für die Handwerkskammern und 
der Deutsche Industrie- und Handelskammertag 
(DIHK) für die Industrie- und Handelskammern 

(vgl. ebd.). Der Hauptausschuss unterliegt bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben keinen Wei-
sungen (vgl. § 92 Abs. 10 BBiG).

Der Hauptausschuss kann Empfehlungen beschließen oder Stellungnahmen abgeben, al-
lerdings keine bildungspolitischen Entscheidungen treffen. Insofern ist er mit der EBBK der 
Schweiz auf nationaler Ebene vergleichbar, die ebenfalls eine beratende Funktion hat. Aller-
dings geht der Auftrag der EBBK insoweit inhaltlich über den des Hauptausschusses hinaus, in-
dem auch ausdrücklich die Koordination und die Abstimmung mit der allgemeinen Bildungs-
politik gesetzlich vorgesehen ist (vgl. Art. 70 Abs. 1 a BBG).

Ganz vereinzelt hat aber auch der Hauptausschuss Empfehlungen ausgesprochen, die über 
den unmittelbaren Bereich der beruflichen Bildung hinausgeht. Zwei Beispiele sollen genannt 
werden: Zum einen kritisiert er scharf in seiner Stellungnahme vom November 2011 den Be-
schluss der KMK vom Oktober 2011, das Abitur dem DQR-Niveau 5 (Deutscher Qualifikations-
rahmen und Äquivalentniveau zum Europäischen Qualifikationsrahmen – EQR) zuzuordnen 
und somit ein Niveau über dem Abschluss der Mehrzahl der beruflichen Abschlüsse im dualen 
Ausbildungssystem (vgl. Bundesinstitut für Berufsbildung 2011). Dies stelle das Bestre-
ben um eine Beförderung der Gleichwertigkeit der Bildungsbereiche innerhalb des Bildungs-
systems infrage. Das zweite Beispiel bezieht sich auf die dualen Studiengänge, die sich durch 
eine Verbindung von beruflichen und akademischen Bildungsinhalten auszeichnen und teil-
weise auch zu doppelten Qualifikationen führen, einem Berufsabschluss und einem Bachelor 
(s. o.). In der Empfehlung des Hauptausschusses des BIBB vom Juni 2017 zum dualen Stu-
dium begrüßt er als „Akteur in der beruflichen Bildung“ (Anm. d. Verf.: so kennzeichnet sich 
der Hauptausschuss selbst in dieser Empfehlung) die Entwicklung von dualen Studiengängen. 

Die inhaltliche Gestaltung der AO – 
die Rolle der Sozialpartner 

In der Erarbeitungs- und Abstim-
mungsphase der Ausbildungs-
ordnung werden die Ausbildungs-
ordnung für die Betriebe sowie die 
Rahmenlehrpläne für die Berufs-
schulen bearbeitet. Auf Aufforderung 
des BIBB benennen die Spitzen-
organisationen der Sozialpartner 
Sachverständige des Bundes, die in 
Zusammenarbeit mit dem BIBB den 
Paragrafen und den Ausbildungsrah-
menlehrplan erarbeiten. Im nächs-
ten Schritt entwickeln die von den 
Sozialpartnern festgelegten Sach-
verständigen des Bundes zusammen 
mit Sachverständigen der Länder 
einen Rahmenlehrplanentwurf für 
den Berufsschulunterricht. Dieser 
Entwurf wird dem Hauptausschuss 
des BIBB (s. u.) vorgelegt, welcher 
eine zustimmende Stellungnahme 
an die Bundesregierung zukom-
men lässt. Die Stellungnahme stellt 
gleichzeitig eine Empfehlung dar, die 
Ausbildungsordnung in der vorge-
schlagenen Form zu erlassen.
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Allerdings sehe man einen Bedarf an einer „Orientierungshilfe“ für die an den dualen Stu-
diengängen involvierten Akteure wie den kooperierenden Hochschulen, den beteiligten Un-
ternehmen und Praxispartnern (vgl. Bundesinstitut für Berufsbildung 2011). Das eigene 
Verständnis von Dualität wird dargelegt, bezogen auf die duale Berufsbildung, und es wird 
empfohlen, „studienbegleitende Formate (berufsbegleitend, ausbildungsbegleitend, praxisbe-
gleitend) zukünftig nicht mehr als „dual“ zu bezeichnen oder zu bewerben“ (ebd.).

Unterfüttert wird die Arbeit des Hauptausschusses durch eine Vielzahl von Gremien, Aus-
schüssen und Arbeitsgruppen, in denen die „vier Bänke“ (s. o.) des Hauptausschusses ver-
treten sind. Für Abstimmungen im Zusammenhang mit dem DQR wurde beispielsweise die 
Bund-Länder-Koordinierungsstelle (B-L-KS DQR) gegründet. Sie hat die Funktion einer Natio-
nalen Koordinierungsstelle zur Umsetzung des EQR in Deutschland und wurde auf Basis eines 
Gemeinsamen Beschlusses von Bund und Ländern vom im Mai 2013 eingerichtet. Darunter 
wurde ein Arbeitskreis DQR (AG DQR) gebildet und der Kreis der Beteiligten insbesondere um 
die Sozialpartner erweitert. Es sind neben den Mitgliedern der B-L-KG und den Sozialpartnern 
auch die Hochschulen und weitere Expertinnen und Experten und somit alle Bildungsbereiche 
vertreten. Grundlage der Zusammenarbeit im Arbeitskreis ist das Konsensprinzip. Die Mitglie-
der sollen die Arbeitsergebnisse an ihre jeweiligen Institutionen/Gremien rückkoppeln. „Ziel 
ist es, bildungsbereichsübergreifend zu einer gemeinsamen Begrifflichkeit und einem praxis-
tauglichen DQR zu gelangen“ (Deutscher Bildungsserver 2014). Auch der Hauptausschuss 
des BIBB hat zu diesem Themenkomplex eine eigene Arbeitsgruppe gebildet.44 Diese beiden 
Beispiele, duale Studiengänge und DQR, sind Handlungsfelder, die sich sozusagen an den 
„Rändern der Berufsbildung“ bzw. in einer Schnittmenge verschiedener Bildungsbereiche be-
finden. Sie erzeugen bildungsbereichsübergreifende Abstimmungsbedarfe. Es gibt hierfür kein 
gemeinsames formales Gremium für Abstimmungen auf nationaler und länderübergreifender 
Ministerebene. 

Kritisch sieht dies u. a. die Bundesvereinigung der deutschen Arbeitgeber (BDA). „Für die 
Herausforderungen, die die demografische Entwicklung und die sich immer schneller verän-
dernde Arbeits- und Lebenswelt zukünftig an uns stellen, braucht Deutschland eine zwischen 
Bund, Ländern und Kommunen abgestimmte Bildungsstrategie – von der Kita, über Schule 
und Ausbildung bis zur Hochschule und Weiterbildung“ (Bundesvereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände 2020). Ein gezieltes Zusammenwirken aller staatlicher Ebenen, das 
die notwendigen gesamtstaatlichen Belange des Bildungssystems respektiert, sei notwendig, 
damit das föderale System seine positive Kraft entfalten könne (vgl. ebd.). Mit der bildungs-
politischen Grundsatzposition „Bildung 2030 im Blick“ fordern die Arbeitgeber in Deutschland 
Bund, Länder und Kommunen auf, eine Bildungsstrategie inklusive gemeinsamer Aktionsplä-
ne abzustimmen und zügig umzusetzen (vgl. ebd. 2017). Die Arbeitgeber selbst seien bereit, 
dazu ihren Beitrag zu leisten. 

3.2.2 Die zentralen Empfehlungen und Initiativen der beteiligten Akteure
Wie bereits für die Schweiz werden im Folgenden Vorschläge und Handlungsempfehlungen 
der einzelnen Akteure im Zusammenhang mit der Digitalisierung vorgestellt, die sich auf ihre 
Rolle, die bisher etablierte Rollenverteilung oder auf eingeübte Abstimmungsprozesse explizit 
auswirken oder auswirken können. Aus diesem Grund werden nur am Rande, wenn es die Dar-
stellung von Zusammenhängen erfordert, auf einzelne der zahlreichen und thematisch viel-
fältigen Handlungsvorschläge der Akteure eingegangen. 

44  Übersicht über die Ausschüsse des BIBB s. URL: https://www.bibb.de/dokumente/pdf/gremienliste.pdf 
(Stand 01.04.2020).

https://www.bibb.de/dokumente/pdf/gremienliste.pdf
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a. Bund

Der Bund hat zahlreiche Programme und Initiativen gestartet, um den Bereich Bildung allge-
mein und die Berufsbildung im Besonderen für die Digitalisierung nachhaltig gut aufzustellen 
(vgl. Bundesministerium für Bildung und Forschung 2019; 2020; Huismann 2020). Ins-
besondere das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) beschäftigt sich damit, 
aber auch das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) sieht Handlungsfelder in 
seinem Zuständigkeitsbereich, der die Bildung bzw. Berufsbildung zumindest mittelbar be-
trifft. Für das BMAS steht u. a. die Frage im Fokus, welche Kompetenz- und Qualifizierungsbe-
darfe künftig aufgrund der technologischen Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt erforderlich 
sind (vgl. Bundesministerium für Arbeit und Soziales 2017; 2019; Zika u. a. 2019b). Diese 
Fragestellung hat eine große Schnittmenge mit der Frage nach den Folgen für berufliche Bil-
dung und danach, welche Kompetenzen und Qualifikationen dort vermittelt werden müssen 
bzw. inwiefern sich Berufsbilder verändern werden. Eventuelle Passungsprobleme zwischen 
Arbeitsmarkt und Berufsbildungssystem werden untersucht. Aufgrund dessen arbeiten hier 
das dem BMAS zugeordnete Institut für Arbeitsmarkt-und Berufsforschung (IAB) mit dem 
BIBB, das zum Zuständigkeitsbereich des BMBF gehört, zusammen (vgl. Zika u. a. 2019a; Zika 
u. a. 2019b). 

Das BMBF deckt in seinen Empfehlungen, Initiativen und Programmen eine ganze Reihe 
von Aspekten ab. Diese reichen von der Qualifizierung von Ausbildern und Ausbilderinnen, 
der gemeinsamen Initiative mit dem BIBB zum Thema Berufsbildung 4.0, die nach den Fach-
kräftekompetenzen von morgen fragt, einer Strategie für die Ausbildung in KMU in Zeiten des 
digitalen Wandels, der Digitalisierung der Lernorte und hier insbesondere in den überbetrieb-
lichen Bildungsstätten (ÜBS), der Veränderungen im beruflichen Lernen u. a. in Hinblick auf 
die Einbeziehung von digitalen Medien, der Implementierung neuer Lehr- und Lernformen 
und schließlich der Rolle der Künstlichen Intelligenz (KI) beim Lernen ganz allgemein.

Insbesondere der Bereich der Weiterbildung ist Gegenstand einiger zentraler und umfang-
reicher Initiativen des Bundes. So trat im Januar 2019 das Gesetz zur Stärkung der Chancen 
für Qualifizierung und für mehr Schutz in der Arbeitslosenversicherung (Qualifizierungschan-
cengesetz – QCG) in Kraft, das den Kern der Qualifizierungsoffensive des Bundes darstellt. 
Unter anderem erhalten Beschäftigte grundsätzlich Zugang zur Weiterbildungsförderung, un-
abhängig von Qualifikation, Lebensalter und Betriebsgröße, wenn sie als Folge des digitalen 
Strukturwandels Weiterbildungsbedarf haben oder in sonstiger Weise von Strukturwandel 
betroffen sind. Des Weiteren wurde die finanzielle Förderung der beruflichen Aufstiegsfort-
bildung ausgebaut (Änderung des bestehenden Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetzes – 
AFBG, in Kraft seit März 2020). Ziel dieses Bundesgesetzes ist eine Erweiterung und Erleichte-
rung von beruflicher Höherqualifizierung. Teilnehmerinnen und Teilnehmer an Maßnahmen 
der beruflichen Aufstiegsfortbildung45 sollen noch besser durch Beiträge zu den Kosten der 
Bildungsmaßnahme und zum Lebensunterhalt finanziell unterstützt werden. Auch wurde die 
Nationale Weiterbildungsstrategie (NWS) lanciert. Diese wird im Folgenden kurz vorgestellt, 
weil sie keine bundesrechtliche Regelung ist, sondern eine Vereinbarung, die die Sozialpartner 
miteinbezieht. Sie ist ein Beispiel für eine Public-private-Partnership im Bereich der berufli-
chen Bildung und zeigt erneut wie auch bei der Allianz für Aus- und Weiterbildung (s. o.) die 
Relevanz der Sozialpartner bei strategischen Lösungsansätzen.

Die Nationale Weiterbildungsstrategie – Bund, Länder und Sozialpartner

Bereits im Koalitionsvertrag von 2018 wurde die Lancierung einer nationalen Weiterbildungs-
strategie vereinbart (vgl. CDU/CSU/SPD 2018). Das Ziel ist die Stärkung der beruflichen 

45 Berufliche Aufstiegsfortbildung schließt sich an die berufliche Erstausbildung an.
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Bildung.46 In der NWS haben sich der Bund, die Länder und die Sozialpartner zusammen-
geschlossen und gemeinsam zehn Handlungsziele vereinbart, die u. a. die Verbesserung der 
Transparenz von Weiterbildungsmöglichkeiten, die Schließung von Förderlücken, die Vernet-
zung von Weiterbildungsberatung und die Prüfung von Qualitätssicherung vorsehen. Hierfür 
ist ein Bund-Länder-Gremium zur Abstimmung von Förder- und Beratungsmaßnahmen ein-
gerichtet worden. Die skizzierten Handlungsziele werden jeweils mit Vorschlägen und Projek-
ten der beteiligten Partner konkretisiert. Die zahlreichen und unterschiedlichen Ansätze und 
Aktivitäten der beteiligten Akteure werden unter einem Dach zusammengefasst. Ein eigenes 
Handlungsziel ist, die „Verantwortung der Sozialpartner [zu] stärken“ (Bundesministerium 
für Bildung und Forschung 2020b). Dieser Aspekt ist der Bedeutung der betrieblichen Wei-
terbildung geschuldet, der eine zentrale Rolle im Kontext der beruflichen Fort- und Weiterbil-
dung zukommt und entscheidend für die Deckung des Qualifikationsbedarfs in den Betrieben 
ist. 

Beinahe ausschließlich wird die Rolle der Gewerkschaften und der Betriebsräte hervor-
gehoben und die Bedeutung der Sozialpartnerschaft sowie des „bewährten Konsensprinzips“ 
betont. Nachdem die Bedeutung der Unternehmen in diesem Zusammenhang naheliegt, denn 
bei ihnen liegt die unternehmerische Verantwortung für die betriebliche Weiterbildung (vgl. 
Bundesvereinigung der deutschen Arbeitgeberverbände 2018a, S. 17), scheint es für not-
wendig erachtet worden zu sein, auch an dieser Stelle die Rolle des anderen Sozialpartners 
hervorzuheben. Es ist allerdings auch nicht überraschend, dass hier Konfliktlinien zwischen 
den Partnern der NWS auftauchen. Gerade im Hinblick auf die Beteiligung von Betriebsräten 
besteht explizit kein Konsens zwischen den Sozialpartnern (vgl. ebd., S. 13). 

DigitalPakt Schule – eine Kompetenzverschiebung zugunsten des Bundes

Im Hinblick auf die Frage, ob und inwiefern sich die Rolle der Akteure vor dem Hintergrund 
der tiefgreifenden technologischen Entwicklungen verändern, ist insbesondere der Digital-
Pakt Schule interessant. Damit der Bund sich an den Kosten für den Ausbau der technolo-
gisch/digitalen Infrastruktur der Schulen inklusive der beruflichen Schulen beteiligen durfte, 
war aufgrund des bereits erwähnten Kooperationsverbotes eine Änderung des Grundgesetzes 
notwendig. Zu den dringend notwendigen Investitionen in die Ausstattung der Schulen sollte 
auch der Bund beitragen können. In der Debatte um den DigitalPakt war insbesondere die 
Frage umstritten, inwieweit der Bund die Verwendung der Mittel steuern und kontrollieren 
darf (vgl. Bundesrat 2018). In der zwischen dem Bund und den Ländern getroffenen Verwal-
tungsvereinbarung wurde dazu ein Kompromiss gefunden, der es dem Bund lediglich erlaubt, 
für die Gewährleistung der zweckentsprechenden Mittelverwendung Berichte und die anlass-
bezogene Vorlage von Akten zu verlangen. Einen „Durchgriff“ auf die Entscheidung über die 
konkreten Investitionsfelder hat der Bund für seine Finanzmittel nicht erhalten (vgl. Bund/
Länder 2019). Der DigitalPakt Schule mit seiner verfassungsrechtlichen Implikation verdeut-
licht die außerordentlichen Belastungen des Bildungsbereichs durch die Digitalisierung, die 
zu Veränderungen der formalen Zuständigkeiten führen können, auch wenn es sich in diesem 
Fall „nur“ um die Ausweitung der Finanzierungsmöglichkeit des Bundes handelt.47

Die Legislative – Enquete-Kommission „Berufliche Bildung in der digitalen Arbeitswelt“

Die Frage nach der Gestaltung der beruflichen Bildung in Zeiten der Digitalisierung beschäf-
tigt auch die Legislative. Im Juni 2018 konstituierte der Deutsche Bundestag eine Enquete-
Kommission „Berufliche Bildung in der digitalen Arbeitswelt“. Die Einsetzung der Kommission 

46 Die Laufzeit der Strategie ist Juni 2019 bis Dezember 2023.
47 Die Verwaltungsvereinbarung DigitalPakt Schule ist gültig von 2019 bis 2024.
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kam auf Antrag der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP und Die Linke zustande, also auf der 
Grundlage einer großen Mehrheit des Bundestages. Ziel der Kommission ist, Entwicklungs-
perspektiven in der beruflichen Aus- und Weiterbildung vor dem Hintergrund der Digitalisie-
rung zu analysieren. Darüber hinaus sollen die ökonomischen und sozialen Potenziale einer 
Modernisierung geprüft und konkrete Handlungsempfehlungen für die Politik entwickelt wer-
den. Außerdem soll die Gleichwertigkeit von beruflicher und akademischer Bildung gestärkt 
werden (vgl. Deutscher Bundestag – Wissenschaftliche Dienste 2019b). Dazu untersucht 
die Kommission, an welchen Stellen die berufliche Bildung an die Anforderungen der digitalen 
Arbeitswelt angepasst werden muss, und überprüft, wie die Stärken des Systems weiter aus-
gebaut und mögliche Zugangshürden abgebaut werden können. 

Mitglieder der Kommission sind 19 Abgeord-
nete des Deutschen Bundestages aus allen im 
Bundestag vertretenen Parteien und 19 Sach-
verständige aus der Praxis, von Verbänden und 
der Wissenschaft. So sind u. a. auch die Akteure 
des Hauptausschusses des BIBB, d. h. die Arbeit-
geber und Gewerkschaften (s. o.), aber auch aus 
dem Bereich der Lehrerbildung und der Schulen 
Sachverständige in der Kommission vertreten. 
In insgesamt sieben Projektgruppen werden ver-
schiedene Bereiche der beruflichen Bildung erör-
tert und diskutiert, dazu entsprechende weitere 
externe Expertinnen und Experten befragt sowie 
auch die Öffentlichkeit miteinbezogen. Über eine 
Online-Plattform sollten Informationen über die 
Erwartungen und Erfahrungen der Auszubilden-
den gewonnen werden.48 Interessierte konnten 
ihre Meinung zu verschiedenen Fragestellungen 
abgeben. Diese sollen ausgewertet werden und 
in die Arbeit der Kommission einfließen, auch 
eine Teilnahme von zwei Auszubildenden an 

einer Ausschusssitzung fand bereits statt. Die Vorlage eines Abschlussberichts inklusive Hand-
lungsempfehlungen ist bis zum Ende der 19. Wahlperiode (Sommer 2021) vorgesehen (vgl. 
Deutscher Bundestag – Wissenschaftliche Dienste 2019b).

Das 1969 in der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages verankerte Institut der 
Einrichtung von Enquete-Kommissionen ermöglicht es den Abgeordneten, mit externen Sach-
verständigen komplexe und politisch bedeutsame Themen systematisch aufzuarbeiten. Der 
Vergleich mit den Themen der Enquete-Kommissionen des Deutschen Bundestages seit 1990 
macht deutlich, welche große Bedeutung dem Thema berufliche Bildung und Digitalisierung 
aus Sicht der Parlamentarier zukommt (vgl. Deutscher Bundestag 2018).

Die Initiative spiegelt auch das Interesse der politischen Parteien an der beruflichen Bildung 
und den Herausforderungen durch die Veränderungen der Arbeitswelt durch Digitalisierung 
wider. Dies wird beispielsweise auch in einem Antrag der FDP-Fraktion des Deutschen Bundes-
tages vom 06.11.2019 (vgl. Deutscher Bundestag 2019a) deutlich, in dem eine gesetzliche 
Regelung für die Schaffung eines „zweiten Bildungssystems“ gefordert wird (vgl. Deutscher 
Bundestag 2019a). Ein solches zweite Bildungssystem soll sich an die berufliche Ausbildung 
bzw. das Studium anschließen und „Qualifizierungen in der allgemeinen und beruflichen Bil-

48 Webportal s. URL: https://www.zukunftsdialog-ausbildung.de (Stand: 15.04.2020).

Projektgruppen gibt es zu folgenden 
Themenbereichen: 

 ▶  Herausforderungen der Digitalisie-
rung in der beruflichen Bildung, 

 ▶  Anforderungen an die Ausbildung 
im Betrieb, 

 ▶  Anforderungen an berufsbildende 
Schulen,

 ▶  Weiterbildung, duales Studium 
und lebensbegleitendes Lernen,

 ▶  Attraktivitätssteigerung der beruf-
lichen Bildung - Gleichwertigkeit 
und Durchlässigkeit,

 ▶  Zu- und Übergänge – Passung, 
Berufsorientierung, Fachkräfte-
sicherung, Integration besonderer 
Gruppen,

 ▶  Aus- und Weiterbildungsfinanzie-
rung.

https://www.zukunftsdialog-ausbildung.de
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dung vereinfacht und unabhängig von Bildungsstand und Arbeitserfahrung“ (ebd.) ermögli-
chen. Der Arbeitskreis „Zukunft der Arbeit“ der CDU/CSU-Fraktion des Deutschen Bundestags 
wiederum hat eine digitale Plattform für die gesamte Weiterbildung vorgeschlagen.49

b. Arbeitgeber

Die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeit-
geberverbände (BDA) äußert sich zu allen Bil-
dungsbereichen (vgl. Bundesvereinigung der 
deutschen Arbeitgeberverbände 2017). Da-
bei fordert sie übergreifend die Vermittlung von 
digitalen Methodenkompetenzen, bezogen auf 
die Allgemeinbildung, die fächerübergreifen-
de Integration von entsprechenden Lehr- und 
Lernmethoden mit entsprechendem pädagogi-
schem Konzept, die Einführung von Informatik 
als Wahl- oder Profilfach in allen Schulen, die 
gezielte Weiterbildung des Lehrpersonals sowie 
die Ausstattung der Schulen mit entsprechen-
dem technischen Personal. Aus diesem Grund 
unterstützt die BDA den DigitalPakt Schule, der 
die zusätzliche Finanzierung durch den Bund er-
möglicht (s. o.) (vgl. Bundesvereinigung der 
deutschen Arbeitnehmer 2018a).

An die Adresse der Länder, aber auch des Bundes wird betont, dass die Berufsschulen in 
gleicher Weise an den Investitions- und Förderprogrammen beteiligt werden müssen wie die 
allgemeinbildenden Schulen. Die Berufsschulen seien eine unverzichtbare Säule im System 
der dualen Ausbildung und für die Betriebe wichtige Partner. Des halb müsse ihre personelle, 
materielle und finanzielle Ausstattung – auch zur Vermittlung digitaler Bildung – für jedes 
Bundesland und für jede einzelne Kommune hohe bis höchste Priorität haben (vgl. ebd., S. 15). 

In Bezug auf die Aktualität der AO bestehe insgesamt Zufriedenheit, so der BDA. Sie seien 
flexibel und definierten einen Mindeststandard, der ausreichend Raum lasse für die Anpas-
sung an unterschiedliche betriebliche Erfordernisse und technologische Entwicklungen. Ein 
Aktualisierungsbedarf könne über die enge Einbindung der Sozialpartner schnell realisiert 
werden (vgl. ebd., S. 14f.). Unterstrichen werden die Flexibilität und die Fähigkeit zur zügigen 
Reaktion mit dem Hinweis auf die Entwicklung eines ganz neuen Ausbildungsberufs im Be-
reich des Handels. So wurde im Jahr 2018 die AO zum/zur Kaufmann/-frau im E-Commerce 
neu entwickelt.50 Gleichzeitig wird die Schaffung von technischen Zusatzqualifikationen oder 
Qualifizierungsbausteinen im Bereich der Digitalisierung gefordert (vgl. Bundesvereinigung 
der deutschen Arbeitgeberverbände 2017, S. 34), die zu einer weiteren Flexibilisierung 
der Ausbildung beitragen könnten. Auch die Rolle der Ausbilder/-innen in den Betrieben wird 
angesprochen. So wird aufgrund der Nutzung von digitalen, vernetzten und virtuellen Lern-
möglichkeiten die Notwendigkeit für eine verstärkte Konzentration ihrer Rolle auf die Unter-
stützung und Begleitung des Lernprozesses gesehen.

49  Lernplattform s. URL: https://www.cducsu.de/video/milla-die-digitale-lernplattform (Stand: 
14.04.2020).

50  Zur Einführung des neuen dualen Ausbildungsberufs „Kaufmann/Kauffrau im E-Commerce“ s. Presse-
mitteilung URL: https://www.bibb.de/de/pressemitteilung_73772.php (Stand: 02.03.2020).

Die Bundesvereinigung der Deut-
schen Arbeitgeberverbände (BDA) 
organisiert als Spitzenverband die 
sozial- und wirtschaftspolitischen 
Interessen der gesamten deutschen 
Wirtschaft. Die Mitgliederverbände 
vertreten zahlreiche Branchen und 
Bereiche, u. a. Industrie, Handel, 
Finanzwirtschaft, Verkehr, Dienst-
leistungen; insgesamt sind es 48 
Bundesfachverbände und 14 Lan-
desvereinigungen (Stand: Februar 
2020).

Siehe URL: https://www.arbeitgeber.
de (Stand: 28.08.2020)

https://www.cducsu.de/video/milla-die-digitale-lernplattform
https://www.bibb.de/de/pressemitteilung_73772.php
https://www.arbeitgeber.de
https://www.arbeitgeber.de
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Im Zusammenhang mit der betrieblichen Weiterbildung wird das Engagement der Unter-
nehmen unterstrichen, aber auch dasjenige der Beschäftigten eingefordert, die gegebenenfalls 
einen größeren Teil ihrer Freizeit einzubringen hätten, als derzeit üblich (vgl. ebd., S. 17). 
Nach Auffassung der Arbeitgeber findet Weiterbildung in geteilter Verantwortung von Beschäf-
tigten und Unternehmen statt. Bis zu 10 Prozent sollten Beschäftigte ihren Einsatz an Freizeit 
für Weiterbildungen erhöhen (vgl. ebd. S. 62; Weiterbildung s. u.).

Betont wird auch die Notwendigkeit einer gezielten Verzahnung der Bildungsbereiche. Es 
sollen u. a. gemeinsame Angebote von beruflicher und akademischer Bildung erprobt51 und 
implementiert, eine gegenseitige Anrechenbarkeit von erworbenen Kompetenzen erleichtert 
und der Hochschulzugang für beruflich Qualifizierte ohne Abitur vorangetrieben werden. In 
Hinblick auf die Bereiche Berufsausbildung und allgemeine Bildung wird gefordert, die An-

gebote des ausbildungsbegleitenden Erwerbs der 
Hochschulreife auszubauen (vgl. Bundesverei-
nigung der deutschen Arbeitgeberverbände 
2017, S. 40). 

Der Zentralverband des deutschen Hand-
werks (ZDH) formuliert für eine bestmögliche 
Realisierung der Digitalisierungspotenziale in 
Handwerksunternehmen verschiedene Hand-
lungsbedarfe. Zum einen fordert der Verband 
ein ganzheitliches Digitalisierungsverständnis 
und merkt an, dass der Digitalisierungsprozess 
im mittelständischen Handwerk über die von der 
Politik bezeichnete „Industrie 4.0“ hinausgreift. 
Im Bereich der Entwicklung von Aus- und Fort-
bildungsordnungen sollen digitale Kompetenzen 
zeitnah berücksichtigt werden und die digitale 
Ausstattung von Bildungs- und Kompetenzzent-
ren des Handwerks dem aktuellen Technikstand 
entsprechen. Weiteren Handlungsbedarf er-

kennt der ZDH in einem flächendeckenden Breitbandausbau und Netzneutralität, ebenso wie 
der Finanzierung betrieblicher Digitalisierungsstrategien, im Hinblick auf die Digitalisierung 
staatlicher Verwaltung und der Fortentwicklung des europäischen digitalen Binnenmarktes. 

Über das Kompetenzzentrum Digitales Handwerk soll der handwerkliche Mittelstand bei 
der Erschließung technischer und wirtschaftlicher Potenziale unterstützt werden. Es ist Teil der 
Förderinitiative Mittelstand 4.0 – Digitale Produktions- und Arbeitsprozesse, die im Rahmen 
des Förderschwerpunkts „Mittelstand-Digital – Strategien zur digitalen Transformation der 
Unternehmensprozesse“ vom BMWi gefördert wird. Handwerksbetriebe werden sowohl über 
die Chancen der Digitalisierung als auch über Möglichkeiten zur Überwindung der Herausforde-
rungen informiert. Das Kompetenzzentrum hilft Handwerksbetrieben bei der Neustrukturie-
rung von Unternehmensabläufen und Entwicklung von onlinebasierten Dienstleistungsange-
boten und Geschäftsmodellen. Dies hat für die berufliche Bildung insofern Bedeutung, weil ca. 
28 Prozent der Auszubildenden in einem Betrieb des Handwerks eine Ausbildung absolvieren 
(vgl. Zentralverband des Deutschen Handwerks 2020). 

51  Stichworte sind hier studienintegrierende Ausbildung oder duale Studiengänge (vgl. Bundesvereini-
gung der deutschen Arbeitgeberverbände 2017, S. 42).

Im Zentralverband des Deutschen 
Handwerks e. V. (ZDH) sind die 53 
Handwerkskammern, 52 Fachver-
bände des Handwerks auf Bundes-
ebene sowie weitere wirtschaftliche 
und sonstige Einrichtungen des 
Handwerks in Deutschland zu-
sammengeschlossen. Die rund eine 
Million Handwerksbetriebe beschäf-
tigen etwa 5,5 Millionen Mitarbei-
ter/-innen; etwa 370.000 Lehrlinge 
erhalten dort eine Ausbildung. Es 
sind ca. zwölf Prozent aller Erwerbs-
tätigen und ca. 28 Prozent aller 
Auszubildenden in Deutschland im 
Handwerk tätig (Stand April 2020).

Siehe URL: https://www.zdh.de 
(Stand: 28.08.2020)

https://www.zdh.de
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Der Deutsche Industrie- und Handelskam-
mertag (DIHK) stellt ähnliche Forderungen wie 
der ZDH. Unter anderem hat der DIHK zwölf 
Kernpunkte für die Digitalisierung als Forde-
rungen für die Bundesregierung zusammenge-
stellt. Das Vorantreiben eines flächendeckenden 
Ausbaus der digitalen Infrastruktur, bei der Ge-
werbe- und Industrieflächen priorisiert werden, 
eine verbesserte Vermittlung digitaler Kom-
petenzen, eine Überarbeitung der rechtlichen 
Rahmenbedingungen für die Datenökonomie, 
die Ermöglichung eines sicheren elektronischen 
Geschäftsverkehrs sowie die Schaffung von 
Rechtssicherheit und einem Innovationsklima 
für die breite Nutzung von Künstlicher Intelligenz 
treten als Hauptforderungen hervor. Hinsichtlich 
der Nutzung von Big-Data-Technologien in Un-
ternehmen beteiligen sich IHK-Organisationen 
an einer Untersuchung für die Anpassung der IT-
Ausbildungsberufe, der Schulcurricula und den entsprechenden Aus- und Fortbildungen für 
Lehrer/-innen- und Berufsschullehrer/-innen. 

Die DIHK-Bildungs-GmbH, das privatwirtschaftlich organisierte Bildungsunternehmen des 
DIHK, entwickelt in diesem Zusammenhang Praxistrainings als Fortbildungsmöglichkeiten für 
Beschäftigte. In Veranstaltungen und Initiativen vermitteln die IHKs zudem kleinen und mitt-
leren Unternehmen Anwendungserfahrungen und Möglichkeiten für die Entwicklung neuer 
Geschäftsmodelle und sensibilisieren sie für die Veränderungen durch die digitale Transfor-
mation (vgl. Deutscher Industrie- und Handelskammertag 2018; 2019; Zentralverband 
des deutschen Handwerks 2016).

c. Gewerkschaften

In die Gestaltung der beruflichen Bildung sind unterschiedliche Gewerkschaften involviert  
(s. Mitglieder des Hauptausschusses). Die Bereiche Ausstattung der beruflichen Schulen, Wei-
terqualifizierung des Bildungspersonals und Vermittlung von digitalen Kompetenzen bzw. 
Medienkompetenzen stehen im Fokus zahlreicher Veröffentlichungen von Gewerkschaftsseite, 
z. B. des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DBG)52, der Industriegewerkschaft Metall (IG-Me-
tall), der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di)53 sowie der Gewerkschaft für Erzie-
hung und Wissenschaft (GEW)54. Aber auch in den Ausbildungsbetrieben gäbe es noch „viel 
Luft nach oben“ (Deutscher Gewerkschaftsbund 2019a, S. 4); ähnlich auch die IG-Metall 
(vgl. IG Metall 2016). Der DGB hebt weiter hervor, dass Ausbildung 4.0 mehr als technologi-
scher Wandel und Digitalisierung sei, sondern dass es auch um Bildungsgerechtigkeit gehe. Es 
wird gefordert, dass der Zugang zu Bildungs- und Ausbildungsangeboten verbessert werden 
müsse, u. a. durch eine höhere Ausbildungsbereitschaft der Betriebe (vgl. ebd., S. 4).

52 Weitere Informationen zum DGB s. URL: https://www.dgb.de (Stand: 28.08.2020).
53 Weitere Informationen zu ver.di s. URL: https://www.verdi.de (Stand: 28.08.2020).
54 Weitere Informationen zur GEW s. URL: https://www.gew.de (Stand: 28.08.2020).

Die Mitglieder des Deutschen In-
dustrie- und Handelskammertags 
(DIHK) sind im Wesentlichen die 79 
deutschen Industrie- und Handels-
kammern (IHKs). Im Auftrag und in 
Abstimmung mit den IHKs vertritt 
der DIHK das Interesse der gewerb-
lichen deutschen Wirtschaft gegen-
über Bundespolitik, Verwaltung und 
Öffentlichkeit.

Im Jahr 2019 absolvierten ca. 
770.000 junge Menschen in 
Deutschland eine betriebliche Aus-
bildung in Industrie, Handel und 
Dienstleistungen (Stand April 2020).

Siehe URL: https://www.dihk.de 
(Stand: 28.08.2020)

https://www.dgb.de
https://www.verdi.de
https://www.gew.de
https://www.dihk.de
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Es wird klargestellt, dass grundsätzlich die 
Verantwortung für berufliche Weiterbildung 
ihrer Beschäftigten bei den Arbeitgebern liege, 
die die Beschäftigten bezahlt freizustellen und 
die Maßnahmen zu finanzieren hätten (s. u. Ab-
schnitt zur Weiterbildung). Ein Rechtsanspruch 
auf staatliche Finanzierung der Weiterbildung 
bzw. des Lohnausfalls sollte ergänzend eingrei-
fen, wenn auf Wunsch der Beschäftigten die Ar-
beitszeit zugunsten einer Weiterbildung genutzt 
werden soll (vgl. Deutscher Gewerkschafts-
bund 2019c, S. 3). Im Zusammenhang mit der 
Novellierung des BBiG wird allerdings auch vor-
geschlagen, die Beteiligung der Sozialpartner an 
der Ordnungsarbeit, d. h. der Neugestaltung von 
Aus- und Fortbildungsberufen, im BBiG verbind-
lich festzuschreiben (vgl. Patuzzi 2018).

Die IG-Metall betont die Notwendigkeit der Verbesserung und Intensivierung der Weiter-
bildung des Bildungspersonals sowohl in den beruflichen Schulen als auch in den Betrieben 
(vgl. IG Metall 2017). Sie hält auch eine Neuausrichtung der beruflichen Schulen für wichtig, 
bei der die berufliche Fort- und Weiterbildung wesentliche Elemente sind, und argumentiert, 
dass die Berufsschulen ihre Aufgaben in diese Richtung erweitern müssten (vgl. ebd.). Die 
Gewerkschaft äußert sich ebenfalls zu den neuen Lehr- und Lernformen sowie die sich da-
durch verändernde Rolle des Bildungspersonals. Im Zusammenhang mit dem Hinweis auf die 

künftig stark wachsende Relevanz von Weiterbil-
dung wird auch darauf hingewiesen, dass die Be-
reiche Aus- und Weiterbildung in den Betrieben 
zunehmend zusammenwachsen (vgl. IG Metall 
2016). Im Hinblick auf die Flexibilität der AO 
sieht die IG-Metall ausreichend Raum für die An-
passung an die betriebliche Ausbildungspraxis. 
Allerdings könnte ein Bedarf an zusätzlichen IT-
Kompetenzen und Inhalten zur Datensicherheit 
in der Ausbildung bestehen (vgl. ebd., S. 9).

Die IG-Metall äußert sich aber auch ganz ex-
plizit zur Frage der Rolle von Akteuren. Aus ihrer 
Sicht ist es im Zusammenhang mit den techno-
logischen Veränderungen wichtig, dass es den 
Betriebsräten und den Jugend- und Ausbildungs-
vertretern/-vertreterinnen gelingt, sich als „zen-
trale Akteure für Industrie und Berufsbildung 
4.0“ aufzustellen (ebd. S. 54). Damit sollen „Hu-
manisierungspotenziale“ durchgesetzt werden 
(ebd. S. 3). 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund 
(DGB) ist der Zusammenschluss 
von acht Mitgliedsgewerkschaften 
mit insgesamt rund sechs Millio-
nen Mitgliedern (Stand April 2020). 
Unter anderem verhandeln die 
Mitgliedsgewerkschaften mit den 
Arbeitgebern über tarifpolitische 
Verbesserungen und vertreten ihre 
Mitglieder in den Betrieben. Der DGB 
bezeichnet Bildung und berufliche 
Bildung als eines seiner zentralen 
Politikfelder.

Mitgliederverzeichnis s. URL: https://
www.bibb.de/dokumente/pdf/
ha_mitgliedsverzeichnis.pdf (Stand: 
06.04.2020)

Die IG-Metall ist mit mehr als 2,2 
Millionen Mitgliedern die größte Ein-
zelgewerkschaft in der Bundesrepu-
blik Deutschland (Stand April 2020). 
Sie vertritt die in ihr organisierten 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer der Branchen Metall/Elektro, 
Stahl, Textil/Bekleidung, Holz/Kunst-
stoff und Informations- und Kom-
munikationstechnologiebranche. Sie 
ist Mitglied im DGB.

Die Vereinte Dienstleistungsgewerk-
schaft (ver.di) ist Mitglied im Deut-
schen Gewerkschaftsbund (DGB). 
Mit etwa zwei Millionen Mitgliedern 
ist sie nach der IG Metall die zweit-
größte deutsche Gewerkschaft (Stand 
April 2020).

https://www.bibb.de/dokumente/pdf/ha_mitgliedsverzeichnis.pdf
https://www.bibb.de/dokumente/pdf/ha_mitgliedsverzeichnis.pdf
https://www.bibb.de/dokumente/pdf/ha_mitgliedsverzeichnis.pdf
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Auch die Gewerkschaft Erziehung und Wis-
senschaft (GEW) nimmt sich der Frage nach 
notwendigen Schritten für eine Stärkung der be-
ruflichen Bildung an. Sie hat u. a. eine Initiative 
lanciert, die sich für bessere Lern- und Arbeits-
bedingungen sowie mehr Geld für Bildung ein-
setzt.55 Im Rahmen der Aktion „Bildung. Weiter 
denken!“ ist insbesondere die digitale Ausstat-
tung der beruflichen Schulen ein Themen-
schwerpunkt. Es wird dabei auf die Notwendig-
keit umfangreicher Investitionen hingewiesen, 
wie sie der DigitalPakt Schule leisten soll, als 
auch auf die in der Koalitionsvereinbarung 2018 
aufgeführte „Ausstattungsoffensive für berufli-
che Schulen“ (vgl. CDU/CSU/SPD 2018). 

Gemeinsam haben sich GEW, IG-Metall und ver.di in Bezug auf die Weiterbildung mit 
der konkreten Forderung nach einem entsprechenden Bundesgesetz positioniert. Ein solches 
Weiterbildungs  bzw. Bildungsförderungsgesetz unterstreiche den Systemzusammenhang zwi-
schen den unterschiedlichen Segmenten der Weiterbildung. Darin soll u. a. die Einrichtung 
eines Weitbildungsfonds für die Finanzierung der betrieblichen Weiterbildung vorgeschrieben 
werden, ein Anspruch auf Freistellung von der Arbeit zu Bildungszwecken, die Sicherung von 
bundeseinheitlichen Mindeststandards für die Qualität der Weiterbildung, der Schaffung eines 
flächendeckenden Beratungsnetzes, eine Erleichterung der Zertifizierung von Kompetenzen 
sowie die Einrichtung von regionalen Regelungsinstanzen. Allerdings wird Kompromissbereit-
schaft signalisiert und auch „kleinere Lösungen“ und die Einführung einzelner Instrumente 
werden begrüßt. Offensichtlich sieht man auch einen Koordinationsbedarf auf nationaler Ebe-
ne und schlägt die Schaffung eines nationalen Weiterbildungsrates vor, der eine Reihe von 
Aufgaben, insbesondere aber eine Beratungsfunktion für Bund und Länder wahrnehmen soll 
(vgl. GEW/IG Metall/ver.di 2017).

d. Länder

Gemeinsam haben die Länder im Rahmen der KMK im Jahr 2016 eine Strategie für die „Bil-
dung in der digitalen Welt“ entwickelt (vgl. Kultusministerkonferenz 2016).56 Digitalisie-
rung wird für den Bildungsbereich sowohl als Chance als auch als Herausforderung zugleich 
gesehen. Die Länder sehen insgesamt sechs funktionale Handlungsfelder, die unterschiedliche 
Antworten in den verschiedenen Bildungsbereichen erfordern. Dies sind die Bereiche der Bil-
dungspläne, der Aus- und Fortbildung des Lehrpersonals, der Infrastruktur und Ausstattung, 
der Bildungsmedien, des E-Governments mit Schulverwaltungsprogrammen und schließlich 
die rechtlichen und funktionalen Rahmenbedingungen. 

Für den Bereich der beruflichen Bildung und ihrer engen Verzahnung mit den Veränderun-
gen in den Arbeits- und Organisationsprozessen der Betriebe sieht die KMK die Notwendigkeit, 
in den beruflichen Schulen an den in der Arbeitswelt ausgelösten Entwicklungen anzuknüp-
fen. Aufgrund dessen sieht man insbesondere für die beruflichen Schulen die Notwendigkeit 
einer Ausstattung mit „realen und berufstypischen technischen Geräten und Anlagen“ (ebd., 

55  Weitere Informationen zur Initiative „Bildung. Weiter denken!“ s. URL: https://www.gew.de/weiter-
denken (Stand: 08.04.2020).

56  Weitere Informationen über die Empfehlungen der KMK im Zusammenhang mit Digitalisierung s. URL: 
https://www.kmk.org/themen/bildung-in-der-digitalen-welt.html (Stand: 08.04.2020).

Die Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft (GEW) ist die größte 
Bildungsgewerkschaft Deutsch-
lands mit ca. 280.000 Mitgliedern. 
Sie ist ebenfalls Mitglied im DGB. 
Die Mitglieder der GEW arbeiten in 
pädagogischen, sozialpädagogischen 
und wissenschaftlichen Berufen an 
den unterschiedlichsten Schularten, 
in Kindertagesstätten und Jugend-
heimen, an Hochschulen, wissen-
schaftlichen Instituten etc. (Stand 
April 2020).

Siehe URL: https://www.gew.de 
(Stand: 28.08.2020)
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S. 36) sowie branchenspezifischer Software. Die Bundesländer haben jedoch ihre eigenen län-
derspezifischen Konzepte für die Stärkung der beruflichen Schulen entwickelt, wie z. B. in Bay-
ern die Exzellenzzentren57 oder die Smart-Factory-Modelle in Niedersachsen.58 

Hinsichtlich Umfang und akteursübergreifendem Ansatz, die beruflichen Schulen an die 
Digitalisierung heranzuführen, stellen die sogenannten Lernfabriken 4.0 in Baden-Württem-
berg ein besonders innovatives Modell dar, bei dem die regionale Wirtschaft jeweils eng ein-
gebunden wird. Im Dezember 2018 wurden bereits 21 Lernfabriken an beruflichen Schulen 
gefördert.59

Lernfabriken 4.0 ist ein Labor, das im Aufbau und in der Ausstattung industriellen Auto-
matisierungslösungen gleicht und Grundlagen für anwendungsnahe Prozesse vermittelt. Bei-
spielsweise werden Maschinenbau und Elektrotechnik dabei durch professionelle Produkti-
onssteuerungssysteme verknüpft. Neben dem Nutzen für die Ausbildung künftiger Fachkräfte 
sieht man dadurch auch umgekehrt die Chance, für die regionalen Unternehmen und Hoch-
schulen, Informationen, Fortbildungs- und Forschungsmöglichkeiten anzubieten. Zielgruppe 
der Lernfabriken 4.0 sind deshalb nicht ausschließlich Auszubildende in dualen Ausbildungs-
gängen, sondern auch Teilnehmerinnen und Teilnehmer an Fort- und Weiterbildungsschu-
lungen mittelständischer Unternehmen. Außerdem sollen die Lernfabriken eine Plattform für 
individuelle Projekte sein. Die Orientierung in der Berufswahl im gewerblich-technischen Be-
reich und speziell der Industrie 4.0 soll mit ihnen greifbarer und visuell unterstützt werden.

Die unterschiedlichen Maßnahmen werden von den Fördervereinen der beruflichen Schulen 
und von Kooperationen mit Wirtschaftsorganisationen, angewandten Hochschulen und der Al-
lianz Industrie 4.0 Baden-Württemberg angeboten. Bei diesem Ansatz wird der Nutzen einer ak-
teursübergreifenden Strategie auch im berufsschulischen Teil der beruflichen Bildung deutlich. 
Die Notwendigkeit, auf die technologischen Veränderungen zu reagieren, haben Auswirkungen 
auf die lokale, kommunale und regionale Kooperation zwischen den Schulen und den Unterneh-
men. Unter Einbeziehung von Fachhochschulen erhält diese Form der Kooperation ein zusätzli-
ches akademisches Element und stellt insofern eine Art von neuem Akteur dar, der den Wissens- 
und Kompetenztransfer zwischen mehreren etablierten Akteuren organisiert und sicherstellt.60

Ebenfalls in Baden-Württemberg wurde bereits im Jahr 2011 die Weiterbildungsplattform 
„Netzwerk Fortbildung“ ins Leben gerufen. Im „Netzwerk Fortbildung“ sind in 31 regionalen 
Netzwerken insgesamt 1.450 öffentliche und private Bildungsanbieter aus ganz Baden-Würt-
temberg organisiert.61 Sie werden vom baden-württembergischen Ministerium für Wirtschaft, 
Arbeit und Wohnungsbau betreut und finanziell unterstützt. Das Weiterbildungsangebot deckt 
alle Branchen und Berufe ab.62 Mit dieser Initiative soll der Zugang zu Weiterbildung erleich-

57  Pressemitteilung zum Programm „Exzellenzzentren an Berufsschulen“ s. URL: https://www.km.bayern.
de/pressemitteilung/11441/nr-189-vom-14-09-2018.html (Stand: 08.04.2020).

58  Pressemitteilung zum Startschuss für vier „smart factories“ s. URL: https://www.mk.niedersachsen.
de/startseite/aktuelles/presseinformationen/bbs-fit-fuer-40--kultusministerium-und-wirtschafts-
ministerium-geben-startschuss-fuer-vier-smart-factories-an-berufsbildenden-schulen-in-nieder-
sachsen-148362.html (Stand: 08.04.2020).

59  Liste der geförderten Lernfabriken mit den voraussichtlichen Fördersummen s. URL: https://wm.ba-
den-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-wm/intern/Dateien_Downloads/Innovation/Lernfabri-
ken_4.0_Neue_Foerderperiode.pdf (Stand: 08.04.2020).

60  Weitere Informationen zu Lernfabriken in Baden-Württemberg s. URL: https://wm.baden-wuerttem-
berg.de/de/innovation/schluesseltechnologien/industrie-40/lernfabrik-40 (Stand: 31.08.2020).

61  In der Datenbank sind 27.300 Bildungsangebote von 1.480 Anbietern, 490 Referenten/Referentinnen 
und Dozenten/Dozentinnen und 860 redaktionelle Inhalte enthalten (Stand: Mai 2020).

62  Weitere Informationen zu Weiterbildung in Baden-Württemberg s. URL: www.fortbildung-bw.de 
(Stand: 12.05.2020).

https://www.km.bayern.de/pressemitteilung/11441/nr-189-vom-14-09-2018.html
https://www.km.bayern.de/pressemitteilung/11441/nr-189-vom-14-09-2018.html
https://www.mk.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/presseinformationen/bbs-fit-fuer-40--kultusministerium-und-wirtschaftsministerium-geben-startschuss-fuer-vier-smart-factories-an-berufsbildenden-schulen-in-niedersachsen-148362.html
https://www.mk.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/presseinformationen/bbs-fit-fuer-40--kultusministerium-und-wirtschaftsministerium-geben-startschuss-fuer-vier-smart-factories-an-berufsbildenden-schulen-in-niedersachsen-148362.html
https://www.mk.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/presseinformationen/bbs-fit-fuer-40--kultusministerium-und-wirtschaftsministerium-geben-startschuss-fuer-vier-smart-factories-an-berufsbildenden-schulen-in-niedersachsen-148362.html
https://www.mk.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/presseinformationen/bbs-fit-fuer-40--kultusministerium-und-wirtschaftsministerium-geben-startschuss-fuer-vier-smart-factories-an-berufsbildenden-schulen-in-niedersachsen-148362.html
https://wm.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-wm/intern/Dateien_Downloads/Innovation/Lernfabriken_4.0_Neue_Foerderperiode.pdf
https://wm.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-wm/intern/Dateien_Downloads/Innovation/Lernfabriken_4.0_Neue_Foerderperiode.pdf
https://wm.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-wm/intern/Dateien_Downloads/Innovation/Lernfabriken_4.0_Neue_Foerderperiode.pdf
https://wm.baden-wuerttemberg.de/de/innovation/schluesseltechnologien/industrie-40/lernfabrik-40
https://wm.baden-wuerttemberg.de/de/innovation/schluesseltechnologien/industrie-40/lernfabrik-40
http://www.fortbildung-bw.de
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tert und die Weiterbildungsaktivitäten verstärkt werden. Sie ist ein exemplarisches Beispiel 
für die Nutzung von digitalen Plattformen für eine verbesserte Kooperation und Koordination 
einer großen Akteursgruppe, hier insbesondere der Bildungsanbieter, im Bildungsbereich.

e. Weitere Akteure

Schulen und Bildungspersonal

Formal haben die Schulen und auch die beruflichen Schulen im Besonderen keine eigene ge-
meinsame Interessenvertretung. Die Kommunikation über Chancen und Herausforderungen 
im Zusammenhang mit der Digitalisierung erfolgt zum einen im Rahmen der Bundesländer 
in den zuständigen Landesministerien und den Schulbehörden, die für die Steuerung der Bil-
dungsinhalte sowie die Weiterbildung des Lehrpersonal verantwortlich sind. Darüber hinaus 
formulieren Lehrerverbände, wie z. B. der Verband der Lehrer an beruflichen Schulen in Bay-
ern e. V. (VLB Bayern e. V.)63]), in Baden- Württemberg der Berufsschullehrerverband (BLV)64 
oder auf Bundesebene der Bundesverband der Lehrkräfte für Berufsbildung e. V. (BvLB)65. 
Empfehlungen und Forderungen, die sich auf die Weiterentwicklung der beruflichen Schulen 
bezieht. Daneben weisen auch die Sozialpartner auf dringend notwendige Investitionen für 
die beruflichen Schulen hin (s. o).66 Im Hinblick auf die Weiterqualifizierung des Bildungs-
personals haben die Bundesländer länderübergreifend im Rahmen der GWK gemeinsam mit 
dem Bund bereits im Jahr 2013 in einer Bund-Länder-Vereinbarung die Grundlage für eine 
„Qualitätsoffensive Lehrerbildung“ gelegt. Diese Vereinbarung zielt auf die Förderung von leh-
rerbildenden Hochschulen.67 Diese konnten sich durch Einreichung entsprechender Förder-
konzepte um Fördermittel bewerben. Im Jahr 2019 vereinbarte man dann eine zusätzliche 
Förderrichtlinie zur „Digitalisierung in der Lehrerbildung“ und/oder „Lehrerbildung für die 
beruflichen Schulen“.68

Der BvLB fordert die Ausstattung der beruf-
lichen Schulen mit adäquaten technischen Stan-
dards und die Sicherstellung, dass die Lehrkräfte 
die vorhandenen digitalen Medien und Systeme 
handhaben und pflegen können. Die entspre-
chenden Personalressourcen müssten für die 
Schulen eingeplant und/oder zusätzlich zur Ver-
fügung gestellt werden (vgl. Bundesverband der 
Lehrkräfte für Berufsbildung 2019a; 2019c). Im 
Zusammenhang mit der Novellierung des BBiG im Jahr 2019 wurde zur Rolle der beruflichen 
Schulen angemerkt, dass „der Blick der Bundesebene in Fragen der Berufsbildung zu sehr 
auf den Dualpartner Betrieb gerichtet sei“ (ebd. 2019b). Auch wird auf die Verpflichtung zur  

63  Weitere Informationen zum Verband der Lehrer an beruflichen Schulen in Bayern e. V.s. URL: https://
www.vlbbayern.de (Stand: 14.04.2020).

64 Weitere Informationen zum Berufsschullehrerverband s. URL: https://blv-bw.de (Stand: 14.04.2020).
65 Weitere Informationen zum BvLB s. URL: https://www.bvlb.de (Stand: 14.04.2020).
66  Es gibt in Deutschland auch einen Bundesverband Deutscher Berufsausbilder e. V. (BDBA). Allerdings 

hat er sich zu Fragen der Digitalisierung nicht geäußert. Vgl. URL: https://bdba.de/index.php?id=7 
(Stand: 15.05.2020).

67  Weitere Informationen zur Bund-Länder-Vereinbarung s. URL: https://www.gwk-bonn.de/fileadmin/
Redaktion/Dokumente/Papers/Bund-Laender-Vereinbarung-Qualitaetsoffensive-Lehrerbildung.pdf 
(Stand: 14.04.2020).

68  Richtlinie zur Förderung von Projekten in der „Qualitätsoffensive Lehrerbildung“ s. URL: https://www.
bmbf.de/foerderungen/bekanntmachung-2097.html (Stand: 14.04.2020). Verfassungsrechtliche 
Grundlage der Vereinbarung zwischen Bund und Ländern ist Art. 91b GG.

Der Bundesverband der Lehrkräfte 
für Berufsbildung e. V. (BvLB) ver-
tritt die beruflichen Interessen von 
ca. 38.000 Lehrerinnen und Lehrer 
in der Berufsbildung. Er ging im Jahr 
2018 aus einer Verschmelzung von 
zwei Vorgängerorganisationen hervor 
(Stand April 2020).

https://www.vlbbayern.de
https://www.vlbbayern.de
https://blv-bw.de
https://www.bvlb.de
https://bdba.de/index.php?id=7
https://www.gwk-bonn.de/fileadmin/Redaktion/Dokumente/Papers/Bund-Laender-Vereinbarung-Qualitaetsoffensive-Lehrerbildung.pdf
https://www.gwk-bonn.de/fileadmin/Redaktion/Dokumente/Papers/Bund-Laender-Vereinbarung-Qualitaetsoffensive-Lehrerbildung.pdf
https://www.bmbf.de/foerderungen/bekanntmachung-2097.html
https://www.bmbf.de/foerderungen/bekanntmachung-2097.html
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Lernortkooperation hingewiesen. Es sollte deshalb in der Novellierung die gemeinsame Ver-
antwortung für die Ausbildung „stärker zum Ausdruck kommen“ (vgl. ebd.). Dies wurde je-
doch nicht umgesetzt. 

Unzufrieden mit der Rolle bzw. der formalen 
Vertretung der Lehrkräfte in den Steuerungspro-
zessen der Bildungspolitik zeigt sich der Verband 
Bildung und Erziehung (VBE). Im Zusammen-
hang mit der Diskussion um einen nationalen 
Bildungsrat (s. o.) fordert er auch die Berück-
sichtigung der Interessen von Lehrkräften und 
die Beteiligung der Verbände (vgl. Verband 
Bildung und Erziehung 2018). Regelmäßige 
repräsentative Umfragen des VBE zur Berufszu-
friedenheit der Lehrkräfte zeigen, dass sich ein 

großer Teil der Schulleitungen von allgemeinbildenden Schulen dadurch belastet fühlt, dass 
Politikerinnen und Politiker bei ihren Entscheidungen den tatsächlichen Schulalltag nicht aus-
reichend beachten (82 % sowohl in 2020 als auch in 2018) (vgl. Forsa 2018; Forsa 2020). Es 
ist zu vermuten, dass die Eischätzungen für die beruflichen Schulen vergleichbar sind. 

Darauf deutet auch das Interview mit dem Leiter eines Bildungszentrums hin, das unter-
schiedliche Schulformen unter einem Dach vereint. Allerdings sieht er darüber hinaus weitere 
Herausforderungen für die beruflichen Schulen durch die Digitalisierung. Er nennt zum einen 
die Frage nach der „richtigen“ und passenden technischen Ausstattung, die insbesondere auch 
davon abhängig ist, welchen Bedarf die Betriebe der Region haben, deren Auszubildende dort 
die berufliche Schule besuchen. Aber auch die Qualifizierung des Lehrpersonals und die Frage 
des Umgangs mit zunehmender Arbeitsbelastung durch neue und zusätzliche Aufgaben der 
Lehrkräfte brauchten Lösungen. Die Vereinbarung bisheriger Lehrtätigkeit mit eigener Fort- 
und Weiterbildung sowie ein erhöhtes Maß an notwendiger Kooperation und Kommunikation 
mit den Betrieben, aber auch mit den Auszubildenden bei gleichbleibender Arbeitszeit seien 
nicht oder kaum miteinander zu vereinbaren. Viel hänge von der Eigeninitiative der Lehrkräfte 
ab. Der Interviewpartner schildert die Initiativen seiner Schule, die Betriebe der Region stärker 
einzubinden und die Kommunikation zwischen Schule und Ausbildungsbetrieben zu verbes-
sern. Er hat jedoch bisher die Erfahrung gemacht, dass diese Angebote nicht oder kaum ange-
nommen werden (vgl. Interviewpartner D_BP).

Insgesamt macht die technologische Entwicklung in den Betrieben und den beruflichen 
Schulen eine Intensivierung der Kooperation und Kommunikation der beruflichen Schulen mit 
den anderen Akteuren im Bereich der Umsetzung der Berufsbildung dringender (vgl. Henke/
Willmann/Böhne 2018). Hierzu gehört auch die Kooperation mit anderen berufsbildenden 
Schulen und die Einrichtung von Kompetenzzentren in den Schulen, z. B. für den Bereich Me-
chatronik- und Robotiksysteme. Viele Unternehmen seien ebenfalls noch auf dem Weg, ihren 
Umgang mit den technologischen Veränderungen zu finden. Eine verbesserte Kommunikation 
und ein verbesserter Informationsaustausch seien deshalb für beide Partner der Ausbildung 
sinnvoll (vgl. Interviewpartner D_BP). 

Im Interview mit einer Mitarbeiterin einer Schulbehörde wurde u. a. nach der Zufrieden-
heit mit der Kooperation im Rahmen der Entwicklung bzw. Neuordnung von Ausbildungsbe-
rufen gefragt. Sie war beispielweise bei der Entwicklung des neuen Ausbildungsberufs Kauf-
mann/-frau für E-Commerce als Vertreterin der Kultus- bzw. Schulseite beteiligt. Man sehe 
sich dabei durchaus mit der „Bundesseite auf Augenhöhe“ und man sei frühzeitig und gut in 
den Prozess einbezogen worden, was auch üblich sei. Wie gut insbesondere neue Ausbildungs-
berufe durch die Berufsschulen angenommen und angeboten werden, sei unterschiedlich. Den 

Der Verband Bildung und Erziehung 
(VBE) vertritt als Gewerkschaft die 
Interessen von ca. 164.000 Päd-
agoginnen und Pädagogen – aus 
vorschulischem Bereich, Primarstufe, 
Sekundarstufen I und II und dem 
Bereich der Lehrerbildung – in allen 
Bundesländern (Stand April 2020).

Siehe URL: https://www.vbe.de 
(Stand: 28.08.2020)

https://www.vbe.de
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Kaufmann/die Kauffrau für E-Commerce hätten viele beruflichen Schulen gerne angeboten. 
Insgesamt werde die Umsetzung von Veränderungen von AO in den Schulen nicht als proble-
matisch gesehen (vgl. Interviewpartner D_L1).

Die Auszubildenden/die Lernenden 

„Die Erfahrungen junger Menschen, insbesondere aus der Generation Y und Z, sind in der 
deutschen Bildungsdiskussion oft ein blinder Fleck“ (Deutscher Bundestag 2019b), so der 
Vorsitzende der Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages Dr. Stefan Kaufmann von 
der CDU/CSU-Fraktion. Im Rahmen der Arbeit der Enquete-Kommission „Berufliche Bildung 
in der digitalen Arbeitswelt“ des Deutschen Bundestages (s. o.) wurde deshalb auch versucht, 
mehr aus der Perspektive, von den Erwartungen und Erfahrungen der Auszubildenden zu er-
fahren. Dafür wurde die Online-Plattform „zukunftsdialog-ausbildung“69 ins Leben gerufen, 
über die Interessierte ihre Meinung zu verschiedenen Fragestellungen abgeben konnten. Diese 
sollen nun ausgewertet werden und in die Arbeit der Kommission einfließen. Auch eine Anhö-
rung einzelner Auszubildender an einer Ausschusssitzung fand statt.

Im Übrigen sehen sich insbesondere die Ge-
werkschaften als Vertretung der Interessen der 
Auszubildenden und auch der Beschäftigten im 
Hinblick auf Weiterbildung (s. o.). Einen eigenen 
Verband oder eine Lobbyorganisation haben die 
Auszubildenden nicht. Die Gewerkschaften neh-
men im Rahmen ihrer Rolle bei der Gestaltung 
der beruflichen Bildung auch in Anspruch, die 
Interessen der Auszubildenden zu vertreten, z. B. 
durch die DGB-Jugend. Die Gewerkschaftsju-
gend stellt zahlreiche Forderungen auf, um Aus-
bildungen auf die Digitalisierung und den damit 
einhergehenden Herausforderungen vorzuberei-
ten. Anpassungen von Ausbildungsinhalten und 
Umgestaltung neuer Berufe seien zwar notwendig, jedoch spricht sich die Gewerkschaft deut-
lich gegen Modularisierungen („Schmalspurausbildungen“) und Ausweitungen zweijähriger 
Ausbildungsberufe aus. Moderne Lehr- und Lernmethoden sowie hochwertige Ausbildungs-
bedingungen werden sowohl in Ausbildungsbetrieben als auch in den betrieblichen Schulen 
benötigt. In diesem Zusammenhang sei darauf zu achten, dass sich der theoretische Unter-
richt auf einem gleichen Niveau befindet wie die technische Entwicklung in den Unternehmen. 
Darüber hinaus werden Investitionen in die Ausstattung der Berufsschulen (Sanierungen der 
Schulgebäude, zeitgemäße technische Ausstattung, Ausbau der digitalen Infrastruktur, Bereit-
stellung digitaler Lernmedien, ausreichend personelle Ressourcen) als dringend erforderlich 
erachtet. Die Notwendigkeit dieser Forderungen drückt sich in den Ergebnissen der Bewertung 
der Ausbildungsqualität aus. Die Mehrheit der befragten Auszubildenden erachtet die Aspekte 
der Digitalisierung und Automatisierung in ihrer Ausbildung als „sehr wichtig“ (24,7 %) oder 
„wichtig“ (54,5 %). Keinerlei Bedeutung haben diese Themen für lediglich 2,7 Prozent. Nur 
die Hälfte (54,1 %) der Befragten gab an, dass sie in ihrer Ausbildung gezielt für die Nutzung 
digitaler Technologien qualifiziert werden. Bemerkbar macht sich dies auch in der Bewertung 
zu der technischen Ausstattung der Berufsschulen: Fast ein Drittel der Befragten empfindet die 
digitale Ausstattung als „ausreichend“ oder „mangelhaft“ (vgl. Deutscher Gewerkschafts-
bund 2019a). 

69 Plattform s. https://www.zukunftsdialog-ausbildung.de (Stand: 15.04.2020).

Die DGB-Jugend ist die Jugend-
organisation des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes (DGB) und vertritt 
nach eigenen Angaben die Interes-
sen junger Menschen im Zusammen-
hang mit Ausbildung, Praktikum und 
Job. Es sind in ihr alle jungen Mit-
glieder der acht DGB-Gewerkschaf-
ten organisiert. Das sind ca. 500.000 
Personen bis 27 Jahre (Stand: April 
2020).

Siehe URL: https://jugend.dgb.de 
(Stand: 28.08.2020)

https://www.zukunftsdialog-ausbildung.de
https://jugend.dgb.de
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Auch Jugend- und Auszubildendenvertretun-
gen (JAV) sind auf betrieblicher Ebene Akteure, 
die die Interessen der Auszubildenden vertreten. 
So hat beispielsweise die entsprechende Vertre-
tung beim Werkzeugmaschinen- und Laserspezi-
alist Trumpf im Rahmen ihres Konzeptes „Vision: 
Ausbildung 2025“ spezifisch die Perspektive der 
Auszubildenden mittels Diskussionen und Ein-
zelgesprächen ermittelt, was sich im Rahmen der 
Industrie 4.0 in der Ausbildung verändern muss. 
Die Auszubildenden bezeichnen sich selbst in 

diesem Konzept als „Digitale Generation mit eigenen Wünschen“ (IG Metall 2016, S. 19). So 
fordern sie u. a., gemeinsame Projekte mit Auszubildenden und Studierenden anzustoßen 
und die Rolle der Ausbildenden als Begleiter/-innen und Coaches zu stärken (vgl. Deutscher 
Gewerkschaftsbund 2019a). Insgesamt wird ein verstärkter Einfluss der Jugend- und Ausbil-
dungsvertretungen gefordert (vgl. IG Metall 2016, S. 18ff.).

f.  Ansätze zur Verbesserung der Flexibilität der Berufsbildung – Agiles Verfahren und 
Zusatzqualifikationen

Vor dem Hintergrund der tiefgreifenden und dynamischen technologischen Veränderungen 
in den Arbeitsprozessen durch die Digitalisierung gerieten in Deutschland, ebenso wie der 

Schweiz, insbesondere die Frage nach der Pas-
sung der Ausbildungsberufe zu den Bedarfen des 
Arbeitsmarktes in das Blickfeld (vgl. Conein/Zin-
ke 2019; Esser u. a. 2016; Zinke 2018b)70 und 
die Frage, inwieweit die Gestaltungs- und An-
passungsprozesse dynamisch und flexibel genug 
sind. Die Flexibilität des Aktualisierungsprozes-
ses der AO haben die Sozialpartner im Rahmen 
eines sogenannten agilen Verfahrens überprüft 
(s. u. (1)). Eine zusätzliche Flexibilisierung der 
beruflichen Erstausbildung ermöglichen die so-
genannten Zusatzqualifikationen (s. u. (2)). Bei-
de Entwicklungen können Auswirkungen auf die 
bisherige Akteurskonstellation haben. 

(1)  Im Jahr 2016 haben die Sozialpartner der Metall- und Elektroindustrie (M&E) eine Ver-
einbarung geschlossen, auf deren Grundlage sie gemeinsame Handlungsempfehlungen 
zum Thema Ausbildung und Qualifizierung für Industrie 4.0 entwickelt haben (vgl. Ge-
amtmetall u. a. 2017). Im Rahmen dieser gemeinsamen Arbeit stellen die Sozialpartner 
fest, dass für den Bereich der M&E bereits moderne, prozessorientierte und gestaltungs-
offene Ausbildungsordnungen und schulischen Rahmenlehrpläne existieren. Allerdings 
sehen sie entsprechenden Informationsbedarf vonseiten zahlreicher Betriebe sowie die 
Notwendigkeit von Praxishilfen, damit diese ihre Qualifikationsanforderungen in der Aus-

70   Zum Berufescreening s. URL: https://www.bibb.de/de/119072.php (Stand: 12.05.2020). Im Rahmen 
des Berufe- und Branchenscreenings wurden im Zeitraum 2016 bis 2018 insgesamt 14 Ausbildungs-
berufe auf Veränderungen, die durch die Digitalisierung verursacht wurden, untersucht und Hand-
lungsempfehlungen entwickelt.

Die Jugend- und Auszubildenden-
vertretung (JAV) ist die Vertretung 
der Jugendlichen unter 18 Jahren 
und der zur Berufsausbildung Be-
schäftigten (Auszubildende, Prak-
tikanten, Werkstudenten) unter 
25 Jahren in einem Betrieb oder 
einer Behörde in Deutschland (vgl. 
§60ff. Betriebsverfassungsgesetz – 
BetrVG) (Stand April 2020).

Ausbildungsordnungen sind grund-
sätzlich technikoffen formuliert und 
insofern flexibel gestaltet. Eine auf-
wendige Neuordnung von Berufen 
ist deshalb häufig nicht notwendig. 
Auch gibt es zusätzliche Möglichkei-
ten für weitere Flexibilisierung und 
Anpassung an Veränderungen in be-
trieblichen Prozessen oder an tech-
nologische Weiterentwicklungen. 
So können Änderungen an Berufs-
bildpositionen (Bbp) vorgenommen 
sowie eine weitere und kurzfristige 
Differenzierung der Ausbildung durch 
Wahlqualifikationen und Zusatzqua-
lifikationen (s. u.) geleistet werden. 

https://www.bibb.de/de/119072.php
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bildung auch umsetzen können. Gefordert wird auch, dass in den Ordnungsmitteln, d. h. 
die AO und Rahmenlehrpläne, der generelle Umgang mit digitalen Technologien, digitalen 
Arbeitsmitteln und -formen eine herausgehobene Positionierung haben sollte (vgl. Gerdes 
2017; Müller 2018). 
Um sicherzustellen, ob ein Bedarf an Neuordnung und/oder Anpassung der curricularen 
Grundlagen der beruflichen Erstausbildung der M&E-Berufe besteht, haben die Sozialpart-
ner verabredet, ein regelmäßiges Monitoring durchzuführen und jährlich die Standards 
der Berufe zu überprüfen (vgl. Geamtmetall u. a. 2017, S. 15). Diese Verabredung ist ein 
sozialpartnerschaftliches Novum und verdeutlicht die Sicht der Sozialpartner auf ihre Rol-
le und Verantwortung. 
Die sozialpartnerschaftliche Vereinbarung von 2017 war auch Grundlage und Ausgangs-
punkt für eine Novellierung der insgesamt elf Ausbildungsberufe der M&E-Industrie, die 
nicht dem sonst üblichen Prozedere einer Überarbeitung von AO entspricht. Sie wurde im 
Rahmen eines „agilen Verfahrens“ durchgeführt, das sich insbesondere durch die unab-
hängige Selbstorganisation der Sozialpartner auszeichnet und u. a. die sonst übliche Ein-
beziehung der Expertise des BIBB formal nicht vorgesehen hat (vgl. Gerdes 2017; Müller 
2018). Das sogenannte agile Verfahren markiert in deutlicher Weise die Gestaltungshoheit 
der Sozialpartner für die Ausbildungsinhalte. Ob und inwieweit die Sozialpartner ein ver-
gleichbares Vorgehen in anderen Branchen ebenfalls wählen werden, bleibt abzuwarten. 
Allerdings äußert sich der Interviewpartner, ein Gewerkschaftsmitglied, dass dies derzeit 
nicht geplant ist (vgl. Interviewpartner D_Gew). 

(2)  Je nach Sektor hat die Digitalisierung teilweise gravierende Auswirkungen auf die forma-
le Ausbildung, insbesondere auf die Frage der Neuordnung bestehender sowie der Ent-
wicklung neuer bzw. neu zugeschnittener Ausbildungsberufe (vgl. Becker/Windelband 
2018; Zika u. a. 2019a; Zinke 2018a). Die Herausforderung besteht darin, mit der Ge-
schwindigkeit der Veränderungen der angewendeten Technologien in den Betrieben und 
Arbeitsprozessen Schritt zu halten, denn ein Neuordnungsverfahren braucht Zeit und die 
vorhandenen Regelungen über die Ausbildungsberufe existieren weiter. Als ein Lösungs-
ansatz wird ein Stufenverfahren vorgeschlagen (vgl. Zinke 2018a). Darin spielen die Zu-
satzqualifikationen eine wichtige Rolle, indem sie die Qualifikationsanforderungen der Be-
triebe aufgreifen und dadurch die Flexibilität in der Ausbildung erhöhen. Sie ermöglichen 
den Betrieben eine kurzfristige und bundeseinheitliche Erweiterung ihrer Ausbildung (vgl. 
ebd.). Die Zusatzqualifikationen werden nach Einschätzung von Zinke (ebd.) künftig sogar 
zu notwendigen Kernqualifikationen, die zum beruflichen Fundament zu zählen sind. Das 
bedeutet eine neue Qualität für die bisher eher unbeachteten Zusatzqualifikationen nach 
§ 5 Abs. 2 Nr. 5 BBiG. Auch die BDA sieht in den Zusatzqualifikationen ein Instrument, damit 
Ausbildungsinhalte mit den digitalen Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt mithalten 
können (vgl. Bundesvereinigung der deutschen Arbeitgeberverbände 2017).
Eine Zusatzqualifikation kann von jedem Akteur der beruflichen Bildung entwickelt wer-
den, z. B. von Unternehmen, Betrieben, Kammern, Bildungsanbietern etc. Es gibt zwar 
eine Qualitätscheckliste für die Entwicklung von Zusatzqualifikationen (vgl. Jobstarter 
2017), jedoch keine formalen Vorgaben für das Entwicklungsverfahren und der zu betei-
ligenden Parteien. Insbesondere die staatlichen Stellen spielen grundsätzlich erst einmal 
keine Rolle. Sowohl der zeitliche Umfang als auch das Prüfungsverfahren sowie die Prüfun-
gen selbst können individuell und flexibel gestaltet werden. Wichtig ist nur, dass es einen 
zuvor konkret festgestellten Bedarf für eine Zusatzqualifikation gibt. Spielen Zusatzquali-
fikationen künftig eine zentrale Rolle dabei, die Ausbildung inhaltlich aktuell zu halten, 
bedeutet dies eine Verlagerung der Akteurskonstellation vom formalisierten Prozess der 
Entwicklung von Ausbildungsordnungen hin zu einer Stärkung eines weitgehend ungere-
gelten, stark von Kammern, Verbänden sowie einzelner großer Unternehmen dominierten 
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Prozesses. Dies hätte eine einschränkende Wirkung auf die Rolle der staatlichen Akteure 
des Berufsbildungssystems zur Folge, da sie bei der Entwicklung von Zusatzqualifikationen 
formal zunächst einmal nicht einzubeziehen sind.
Der Umfang der möglichen Auswirkungen auf die Akteurskonstellation kann dabei vari-
ieren, je nachdem, welche Form von Zusatzqualifikation entwickelt werden soll. Becker/
Windelband 2018 differenzieren zwischen den „kodifizierten“ Zusatzqualifikationen und 
den anderen weitaus zahlreicheren Zusatzqualifikationen, die, in Bezug auf die berufliche 
Erstausbildung, eher eine lose Spezialisierung oder themenbezogene Ergänzung darstel-
len. Erstere werden auch als Wahlqualifikationseinheiten oder Wahlqualifikationen be-
zeichnet und haben einen engen Bezug zum Ausbildungsberuf. Kodifizierte Zusatzqualifi-
kationen, die die Auszubildenden pflichtmäßig mit ihrer Ausbildung absolvieren müssten, 
könnten dazu führen, dass aufgrund der hohen Zahl der betroffenen Auszubildenden hier-
für andere berufsschulische Kapazitäten oder auch neue überbetriebliche Bildungseinrich-
tungen notwendig werden. Eine Folge, die im Hinblick auf die Finanzierungsfrage, Länder 
und Bund treffen würde. Auch wäre denkbar, dass gerade große Unternehmen diese Ge-
staltungsmöglichkeit nutzen und es so zu einer Verschiebung innerhalb des Unternehmer- 
bzw. Arbeitgeberlagers zulasten der Interessen der KMUs kommt.

3.2.3 Zusammenfassung und Auswertung

a. Thematische Schwerpunkte der Empfehlungen und Forderungen

Auch in Bezug auf Deutschland sprechen die Akteure eine große Bandbreite von Aspekten der 
beruflichen Bildung an, die durch die technologischen Veränderungen tangiert werden und 
wo aus ihrer Sicht Handlungsbedarf besteht. Es werden überwiegend die gleichen Aspekte 
thematisiert, ihre Schnittmenge ist groß und sie ähneln denen in der Schweiz (s. o.). Die Emp-
fehlungen und Forderungen beziehen sich insbesondere auf die Frage des Ausbaus der Weiter-
bildung, der Fortbildung des Lehrpersonals, der Ausstattung der Bildungseinrichtungen, der 
digitalen Lehr- und Lernmittel sowie auf neue didaktische Ansätze. Auch die Frage nach den 
erforderlichen beruflichen Kompetenzen der Zukunft wird gestellt; ob und inwieweit sich das 
Kompetenzset, das in der beruflichen Bildung erworben wird, verändert und angepasst wer-
den muss. In Bezug auf Struktur und Organisation der beruflichen Erstausbildung wird vor 
allem die Frage nach der Flexibilität der AO und der Ordnungsmittel insgesamt sowie nach der 
Rolle von Zusatzqualifikationen als ein mögliches Flexibilisierungsinstrument gestellt. Dabei 
ist weitgehend Konsens, dass Letztere aufgrund ihrer technologieoffenen Formulierungen in 
der Regel ausreichend flexibel sind und die Anpassung des Ausbildungsalltags an technologi-
sche Veränderungen ermöglichen. 

Mit zwei Ausnahmen werden keine fundamentalen Auseinandersetzungen oder gegen-
sätzliche Positionen zwischen den Akteuren in Deutschland sichtbar. Zum einen betrifft dies 
das Feld des Bildungsföderalismus. Hier kristallisieren sich sowohl am Thema Nationaler Bil-
dungsrat als auch in der Debatte um den DigitalPakt Schule die sensiblen Kontroversen zwi-
schen Bund und Bundesländern. In Bezug auf die Stärkung und den Ausbau der betrieblichen 
Weiterbildung werden unterschiedliche Positionen der Sozialpartner erkennbar, die auf künf-
tiges Konfliktpotenzial im Hinblick auf die finanzielle Lastenverteilung schließen lassen. Hier-
von sind unmittelbar die Betriebe auf der einen Seite und die Beschäftigten auf der anderen 
Seite betroffen.
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b.  Relevanz der Empfehlungen und Forderungen für die Akteurskonstellation und  
Rolle der Akteure

Auf Ebene der nationalen Steuerung des deutschen Bildungssystems hat sich durch den Digi-
talPakt Schule trotz der Änderung des Grundgesetzes nichts an der Zuständigkeit der Länder 
im Hinblick auf die inhaltliche Verantwortung für das Schulwesen geändert. Allerdings hat die 
Begleitdebatte verdeutlicht, wie gerade durch die technologischen Veränderungen der Anpas-
sungsdruck auf das Bildungssystem gestiegen ist und dass die einzelnen Akteure sowohl auf 
staatlicher als auch auf Umsetzungsebene in den Schulen die Folgen der Digitalisierung nur 
gemeinsam bewältigen können. Durch den DigitalPakt Schule ist eine Finanzierung notwen-
diger Investitionen in den Schulen durch den Bund ermöglicht worden, der Bund hat Kompe-
tenzen hinzugewonnen. Die Einrichtung eines nationalen Bildungsrates ist am Widerstand der 
Länder gescheitert.

Was die Perspektive der Gewerkschaften angeht, so sehen diese auch weiterhin die Not-
wendigkeit für eine stärker institutionalisierte Zusammenarbeit auf nationaler Ebene. Für den 
Bereich der Weiterbildung, dem alle Akteure in ihren Handlungsempfehlungen eine große Be-
deutung beimessen, fordern sie die Einrichtung eines nationalen Weiterbildungsrates. 

Zum ersten Mal beschäftigt sich auch die Legislative im Rahmen einer Enquete-Kommission 
mit einem Bildungsthema.71 Enquete-Kommissionen ermöglichen es dem Parlament, vor allem 
wissenschaftliche und gesellschaftliche Expertise zu zentralen und komplexen Fragestellun-
gen hinzuzuziehen. Im Gegensatz zu regulären Ausschüssen bereiten sie keine Entscheidungs-
findung vor, sondern beleuchten divergierende Standpunkte zu ausgewählten Sachgebieten 
und sensibilisieren die Öffentlichkeit für die von ihnen bearbeiteten Themen. Dass der Deut-
sche Bundestag im Juni 2018 die Kommission „Berufliche Bildung in der digitalen Arbeits-
welt“ konstituiert hat, spiegelt die gesellschaftliche Relevanz sowohl der beruflichen Bildung 
als auch die der Digitalisierung wider. Die Handlungsempfehlungen der Kommission haben 
zwar keinen verpflichtenden Charakter für die Exekutive, und schon gar nicht für die Länder 
und Sozialpartner, gleichwohl sind sie als die Stimme des Parlaments im öffentlichen Diskurs 
über Richtungsentscheidungen bedeutsam.

In einer bisher einzigartigen Weise haben die Sozialpartner der M&E ihre zentrale Rolle 
bei der Neuentwicklung und Aktualisierung der Ausbildungsordnungen demonstriert. In der 
Form eines sogenannten agilen Verfahrens wurde von ihnen außerhalb des bisher etablierten 
Prozesses die Anpassungsfähigkeit der Berufsbildungsinhalte der einschlägigen Ausbildungs-
berufe überprüft. Dieses gemeinsame Vorgehen unterstreicht die inhaltliche Gestaltungsmacht 
der Sozialpartner und hat zudem nach Angaben eines Interviewpartners zu einer neuen Form 
von gegenseitigem Vertrauen geführt (vgl. Interviewpartner D_Gew).

Im Zuge der Debatte um Stärkung und Ausbau der beruflichen Weiterbildung zeichnet sich 
ab, dass die Beschäftigten ihre Weiterbildungsaktivitäten zum Erhalt der Beschäftigungsfähig-
keit erhöhen sollen. Die Verantwortung für den Erhalt der Beschäftigungsfähigkeit liegt zu-
nächst bei jedem/jeder Einzelnen, was bedeutet, dass die Transparenz des weitgehend ungere-
gelten Weiterbildungsmarktes und die Sicherung der Qualität der Angebote noch dringendere 
Handlungsfelder werden. Nur mit der Möglichkeit, die passenden und qualitätsgesicherten 
Angebote identifizieren zu können, kann auf Dauer der Weiterbildungs„verpflichtung“ sinn-
voll nachgekommen werden. Ein Beispiel, wie die Transparenz im Weiterbildungsmarkt für 
Interessierte erhöht werden kann, ist die Weiterbildungsplattform „Netzwerk Fortbildung“ in 

71  Die Einrichtung von sogenannten Enquete-Kommissionen wurde durch eine Änderung der Geschäfts-
ordnung des Deutschen Bundestags ermöglicht. Seit Einführung des Instruments 1969 gab es insge-
samt 30 Enquete-Kommissionen.
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Baden-Württemberg, die seit 2011 den Zugang zu Weiterbildung erleichtern und die Weiter-
bildungsaktivitäten verstärken soll. 

Die zunehmende Eigenverantwortung erhöht gleichzeitig den Bedarf daran, die Interessen 
der Weiterbildungsteilnehmer/-innen zu bündeln und zu vertreten. Diese Rolle übernehmen 
derzeit insbesondere die Gewerkschaften. Da jedoch auch die Unternehmen ein vitales Inte-
resse an hoch- und zeitgemäß beruflich qualifizierten Mitarbeitern/Mitarbeiterinnen haben, 
sind sie bereit ebenfalls ihren Beitrag zu leisten. Eine künftige finanzielle und zeitliche Lasten-
teilung wird zwischen den Sozialpartnern noch kontrovers diskutiert. Die Gewerkschaften se-
hen sich auch als Interessenvertretung der Auszubildenden; Gleiches gilt in den Betrieben für 
die Jugend- und Ausbildungsvertretungen. Sie setzen sich dafür ein, dass die Auszubildenden 
als Akteure in der Industrie und Berufsbildung 4.0 wahrgenommen werden.

Die Rolle der beruflichen Schulen im Zuge der Digitalisierung wird auch in Deutschland 
aufgeworfen. Sowohl im Zusammenhang mit der Novellierung des BBiG im Jahr 2019 als auch 
der Debatte um den Nationalen Bildungsrat im selben Jahr wurde insbesondere von den Leh-
rerverbänden eine stärkere unmittelbare Beteiligung des Bildungspersonals an bildungspoliti-
schen Entscheidungen gefordert. 

Auf Länderebene gibt es einige Initiativen, die den beruflichen Schulen helfen sollen, den 
technologischen Anschluss halten zu können. Bemerkenswert ist im Hinblick auf die Rolle der 
Akteure das baden-württembergische Modell der Lernfabriken 4.0. Lernfabriken 4.0 ist eine 
akteursübergreifende Initiative, die den berufsschulischen Teil der dualen Ausbildung betrifft. 
Sie ist eine Vernetzung des schulischen Teils mit der Praxis, eine Art zusätzliche Praxisver-
knüpfung innerhalb der ohnehin praxisorientierten dualen Ausbildung. Allerdings finden sich 
in den Lernfabriken nicht zwei oder drei Akteure zusammen, sondern eine Vielzahl, abhängig 
von den regionalen wirtschaftlichen/betrieblichen Gegebenheiten, und sie sind offen für die 
Kooperation mit Fachhochschulen. Die Lernfabriken 4.0 sind ein neuartiges Konglomerat von 
Akteuren im Kontext der Berufsfachschulen und bilden die Notwendigkeit von neuen Koopera-
tionen ab, auch über Bildungsbereichsgrenzen hinweg, um die vielfältigen Herausforderungen 
für die berufliche Bildung durch die technologischen Veränderungen zu meistern. 
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4 Vergleich der Ergebnisse Deutschland/Schweiz

Die Rolle der staatlichen Akteure sowie der Sozialpartner

Im Gegensatz zur Schweiz liegen die rechtliche Zuständigkeit und die politische Verantwor-
tung für die Steuerung des Bildungssystems in Deutschland bei den Ländern. Lediglich für 
den betrieblichen Teil der dualen Ausbildung sowie die Weiterbildung liegt sie beim Bund. 
Allerdings gibt es unterhalb der Ebene des grundgesetzlich geregelten Bildungsföderalismus 
zahlreiche Instrumente, die eine Bund-Länder-Kooperation in Bildungsfragen ermöglichen 
(Beispiele s. o.). 

In der Schweiz sind die OdA zentrale Akteure bei der Gestaltung der beruflichen Bildung. 
In Deutschland sind die nicht staatlichen Partner die Arbeitgeberverbände und die Gewerk-
schaften. Sie gemeinsam stellen die drei kollektiven Steuerungsakteure dar (vgl. Ebner/Ni-
kolai 2010). Die Sozialpartner sind auf allen berufsbildungspolitischen Ebenen und berufs-
bildungsgestaltenden Gremien in Deutschland vertreten.72 Der Begriff der Sozialpartnerschaft 
in der beruflichen Bildung in Deutschland ist nicht identisch mit dem Begriff der Verbundpart-
nerschaft in der Schweiz.

Die Einbeziehung der Sozialpartner findet darüber hinaus in einer Vielzahl von gemein-
samen Initiativen statt. Diese Formen der Kooperation im Sinne einer Public-private-Part-
nership sind Zeichen für die Bereitschaft der beteiligten Akteure, sich für gemeinsame Ziele 
einzusetzen. In den Aushandlungsprozessen im Vorfeld werden die unterschiedlichen Inter-
essen gegeneinander abgewogen und Kompromisse ausgehandelt. Die Ergebnisse bedeuten 
eine freiwillige – im Sinne einer gesetzlichen Freiwilligkeit – Selbstverpflichtung, die jedoch 
gerade dadurch einen gewissen Druck auf Erfüllung der eingegangenen Verpflichtungen auf-
seiten der Partner erzeugt. Auch im Bereich der beruflichen Bildung, bei deren Gestaltung die 
Sozialpartner eine rechtlich verankerte Rolle spielen73, sind diese Formen der Kooperation in 
Deutschland seit Jahrzehnten erprobt, u. a. im Rahmen des Ausbildungspaktes oder der Al-
lianz für Ausbildung (s. o.) Diese Form der Kooperationsmöglichkeit sichert eine besondere 
Flexibilität des Systems. Die beiden staatlichen Akteure, d. h. der Bund und die Länder, sowie 
die Sozialpartner verständigen sich vor dem Hintergrund sich verändernder Rahmenbedin-
gungen auf gemeinsame Positionen und bildungspolitische Zielsetzungen. Im Kontext der Di-
gitalisierung ist dies beispielsweise die Nationale Weiterbildungsstrategie. Allerdings werden 
immer wieder Ansätze ins Spiel gebracht, in neuen nationalen Gremien die Abstimmung über 
bildungspolitische Entscheidungen zu institutionalisieren und zu verstetigen. Stichworte sind 
hier der Nationale Bildungsrat oder die Forderung der Gewerkschaften nach einem nationalen 
Weiterbildungsrat. 

Auch in der Schweiz wird das Zusammenwirken der Akteure auf Ebene der nationalen Ge-
staltung der beruflichen Bildung regelmäßig überprüft und ihr Gelingen hinterfragt. Grund-
lage der bildungspolitischen Steuerung ist die Verbundpartnerschaft, die aus dem Bund, den 
Kantonen sowie den OdA besteht. Ihre Bedeutung wird durch die prominente Erwähnung 

72  Der Begriff „Sozialpartnerschaft“ stammt aus dem Kontext der Sozialen Marktwirtschaft im Sinne der 
Überwindung des Klassenkampfes Anfang des 20. Jahrhunderts. Heutzutage beschreibt er die Ko-
operation der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände als Tarifpartner im Zusammenhang mit der 
Gestaltung der allgemeinen Arbeits- und Entlohnungsbedingungen.

73  Gleichzeitig wird über den Hauptausschuss des BIBB auch formalgesetzlich die partnerschaftliche 
Steuerung der beruflichen Bildung abgesichert, allerdings haben die Entscheidungen des Ausschusses 
lediglich Empfehlungscharakter.
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gleich am Anfang des BBG unterstrichen. Insbesondere die Rolle des Bundes wird immer 
wieder hinterfragt. Einerseits wird sie als zu dominant wahrgenommen, andererseits werden 
Handlungsdefizite ausgemacht. Trotz der kontinuierlichen kritischen Auseinandersetzung mit 
der Form des Umgangs innerhalb der Verbundpartnerschaft, der Interpretation und des Zu-
rechtruckelns der Rollen wird die Kooperation der drei Akteure von der Überzeugung getra-
gen, dass diese gemeinsame Verantwortung die Grundlage für den Erfolg der schweizerischen 
Berufsbildung ist. In allen Experteninterviews wurde dies jeweils besonders hervorgehoben.

Insbesondere in der Strategie Berufsbildung 2030 wird die Stärke des schweizerischen Go-
vernance-Ansatzes sichtbar. Nicht nur, dass sie als Plattform für die Überprüfung der Steue-
rungsmechanismen genutzt wird. Es werden auch vielfältige Aspekte der beruflichen Bildung 
thematisiert und diskutiert. Sie ist die Grundlage für zahlreiche Projekte und erweitert den 
Akteurskreis über die Verbundpartner hinaus auf die Wissenschaft, auf Bildungseinrichtungen 
und die Öffentlichkeit insgesamt. 

Bezogen auf das gesamte Bildungssystem ermöglicht der kohärente, die Bereiche Bildung, 
Forschung und Innovation umfassende Ansatz, die sogenannte BFI-Strategie, eine national ab-
gestimmte Betrachtung und Analyse über die Grenzen der Bildungsbereiche hinaus. Die Zu-
sammenhänge zwischen den Bildungsbereichen und ihre Schnittstellen sowie die Verbindun-
gen zu den Bereichen Forschung und Innovation erleichtern einen konzertierten Umgang mit 
Megatrends wie Digitalisierung und ihren Auswirkungen. 

In Deutschland finden eine große Anzahl von Aktivitäten im thematischen Zusammenhang 
von beruflicher Bildung und Digitalisierung statt. Zeitnah mit der Arbeit an einer Novellierung 
des BBIG, die seit Januar 2020 in Kraft ist, begann die Arbeit der Enquete-Kommission des 
Deutschen Bundestages „Berufliche Bildung in der digitalen Arbeitswelt“ im Sommer 2018. Im 
Rahmen der Kommission werden Befragungen von Expertinnen und Experten aus allen Berei-
chen der Berufsbildung, von Unternehmen, beruflichen Schulen sowie Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftlern aus dem In- und Ausland durchgeführt. Auch die Auszubildenden selbst 
wurden einbezogen und über eine digitale Plattform um ihre Meinung gefragt. 

Es wurde eine Nationale Weiterbildungsstrategie entwickelt und zahlreiche Förderpro-
gramme wurden lanciert, die unmittelbar oder mittelbar z. B. durch eine Unterstützung des 
Mittelstandes und des Handwerks die berufliche Bildung stärken sollen. Eine gesamtnationale 
Abstimmung oder Koordination der Aktivitäten ist jedoch nur begrenzt möglich und muss auf 
einer Koordinationsbereitschaft der Länder und des Bundes basieren. Es gibt jedoch durchaus 
bildungsbereichsübergreifende Ansätze, wie das BMBF sie bereits 2016 in einem Strategie-
papier formuliert und Initiativen angekündigt hat, so z. B. den Ausbau eines bildungsbereichs-
übergreifenden Rahmenprogramms „Digitale Medien in der Bildung“. Gleichzeitig wird ein-
schränkend deutlich gemacht, dass die Länder im Rahmen der KMK ihrerseits eine Strategie 
„Bildung in der digitalen Welt“ mit einem Schwerpunkt im schulischen und hochschulischen 
Bereich erarbeiten (vgl. Bundesministerium für Bildung und Forschung 2016). Einen bil-
dungsbereichsübergreifenden Ansatz gibt es im Rahmen des DigitalPakts Schule, da die Finan-
zierung alle schulischen Einrichtungen, so auch die beruflichen Schulen, umfasst.

Insgesamt erleichtert eine koordinierte nationale Steuerung eines Bildungssystems, dass 
Wechselwirkungen zwischen den Bildungsbereichen selbstverständlicher mitgedacht werden 
und frühzeitig in bildungspolitischen Entscheidungsprozessen Berücksichtigung finden. Ins-
besondere an den „Rändern“ oder den sich teilweise auflösenden Grenzen zwischen den Bil-
dungsbereichen sind bildungsbereichsübergreifende Entscheidungen zu treffen. Dies wird bei-
spielsweise bei den dualen Studiengängen sichtbar oder gar, wenn, wie im Koalitionsvertrag 
von 2018 formuliert wurde „wir hochschulisches und berufsbildendes Lernen in gemeinsamen 
Qualifizierungsangeboten zusammenführen und so die Übergänge zwischen der beruflichen 
und der akademischen Bildung besser gestalten“ (CDU/CSU/SPD 2018). Eine gesamtnatio-



4  Vergleich der Ergebnisse Deutschland/Schweiz WDP 224 63

nale Koordination erscheint vor diesem Hintergrund wünschenswert, um eine nachhaltige bil-
dungspolitische Strategie entwickeln und umsetzen zu können. 

In der Schweiz wird die Rolle der Unternehmen bei der Gestaltung der BiVos thematisiert. 
Es wird vorgeschlagen, die Expertise forschungsnaher und innovativer Unternehmen stärker 
systematisch zu nutzen. Ob und wie dies umgesetzt werden soll, ist noch offen. Sicherlich wer-
den die OdA hierüber mitentscheiden, denn sie sind die zentralen Akteure bei der Gestaltung 
der Bildungsinhalte. Auch in Deutschland stellt sich die Frage nach der Rolle gerade der gro-
ßen Unternehmen mit ihren beträchtlichen Ressourcen im Ausbildungsbereich. Sie haben die 
Möglichkeit, z. B. über Zusatzqualifikationen, ihren Handlungsspielraum, den sie durch die 
technologieoffenen AO bereits haben, noch zu erweitern. Im Gegensatz zu kleinen oder kleins-
ten Ausbildungsbetrieben verfügen sie über die Kapazitäten, die Ausbildung in ihren Unter-
nehmen noch stärker an den sich verändernden Kompetenzbedarf anzupassen, aber auch die 
kontinuierliche Weiterqualifizierung ihrer Mitarbeiter/-innen sicherzustellen (zum Einfluss 
der Unternehmensgröße auf die Ausprägung der Berufsbildungssysteme (vgl. Ebner/Nikolai 
2010). Dadurch entstehende innovative Ansätze können Impulse für die künftige Gestaltung 
der AO sein (für den Automobilsektor vgl. Zinke u. a. 2017). 

Die Rolle der Gewerkschaften in der beruflichen Bildung ist in Deutschland fest etabliert. 
Als einer der beiden Sozialpartner sind sie in allen relevanten Gremien und Initiativen der 
Public-private-Partnership einbezogen, sowohl auf nationaler als auch regionaler und lokaler 
Ebene. Nicht zuletzt sind sie an den zentralen Gestaltungsprozessen, insbesondere der Ent-
wicklung der AO, beteiligt. Im Bereich der dualen Studiengänge sieht dies jedoch durchaus 
anders aus. Die Wachstumstreiber in diesem boomenden Bildungsfeld waren in den letzten 
Jahren im Bereich des Erststudiums insbesondere die praxisintegrierenden Studiengänge und 
die privaten Fachhochschulen (vgl. Bundesinstitut für Berufsbildung 2017a; 2018). Hier 
liegt die Gestaltungsmacht über die Studieninhalte bei den Bildungsanbietern, häufig in Ko-
operation mit Unternehmen. Zusätzlich ist im Hinblick auf das zentrale Handlungsfeld der Ge-
werkschaften, der Unternehmens- und Betriebspolitik eine besondere Herausforderung ent-
standen, ihre Stärke und Einflussmöglichkeit zu sichern. Der wirtschaftliche Strukturwandel 
erfordert es, ihre Präsenz in den Branchen und Betrieben auszubauen, wohin sich der Großteil 
der Beschäftigung verlagert hat. Dies gilt insbesondere für die Bereiche des privaten Dienst-
leistungssektors sowie der produzierenden Klein- und Mittelbetriebe (vgl. Haipeter 2019).

Die Rolle der Gewerkschaften im Bereich der beruflichen Bildung kann sowohl in Deutsch-
land als auch in der Schweiz als Sprachrohr und Interessenvertretung für die Auszubildenden 
an Bedeutung zunehmen. Die jungen Menschen sind in ihrer Ausbildung unmittelbar von den 
technologischen Veränderungen in den Unternehmen betroffen und müssen mit neuen und 
anderen Lehr- und Lernformen zurechtkommen. Eine eigene Interessenvertretung haben sie 
jedoch nicht. Auch könnte die Schere zwischen den Lernergebnissen und Kompetenzprofilen 
der Auszubildenden aufgrund sehr divergierender Digitalisierungsniveaus der Ausbildungsbe-
triebe verstärkt auseinandergehen. Zwar stellen die AO die Mindeststandards für die betrieb-
liche Ausbildung sicher und auch über die ÜBS wird ein mögliches Niveaugefälle abgemildert, 
gleichwohl besteht aber ein erhebliches Interesse der Auszubildenden daran, dass sicherge-
stellt ist, dass die Unterschiede nicht zu groß werden. 

Insbesondere aber für die Beschäftigten im Zusammenhang mit der wachsenden Notwen-
digkeit für Weiterbildung sind die Gewerkschaften eine wichtige Interessenvertretung. Und 
zwar nicht nur in den Unternehmen, in denen die Gewerkschaften über Betriebsräte vertreten 
sind, oder über Tarifverträge, wo sie in der Mitverantwortung stehen. Sie sind gerade in Be-
trieben ohne Betriebsrat oder tarifliche Bindung wichtig, wo die Beschäftigten hier nicht über 
eine eigene Interessenvertretung verfügen. Da davon auszugehen ist, dass die Bedeutung von 
Weiterbildung zum Erhalt der Beschäftigungsfähigkeit weiter zunehmen wird, gewinnen The-
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men wie Qualitätssicherung und Transparenz des privatwirtschaftlich organisierten Weiter-
bildungsmarktes an Dringlichkeit, ebenso wie die Frage nach finanzieller Förderung sowie der 
bezahlten Freistellung von Beschäftigten für Weiterbildungsaktivitäten. 

Die Rolle der Schulen und des Lehr- und Bildungspersonals 

Alle Akteure sehen dringenden Handlungsbedarf für den Bereich der beruflichen Schulen, ob 
dies die technische Ausstattung betrifft, die Lehr- und Lernkonzepte, die digitales Lernen erst 
sinnvoll und erfolgreich machen, die Entwicklung von Berufsschulen zu Kompetenzzentren 
oder die Weiterqualifizierung des Bildungspersonals. Ihre Interessen werden in Deutschland, 
ähnlich wie in der Schweiz, über die Kultus- und Schulbehörden der Länder vertreten, ebenso 
wie durch die Lehrerverbände und die einschlägigen Gewerkschaften. Dem Hauptausschuss 
des BIBB gehören sowohl die Länder als auch die Gewerkschaften an, insofern sind die Inter-
essen der beruflichen Schulen zumindest mittelbar vertreten. Auch im Rahmen der Ordnungs-
arbeit, d. h. der Neu- oder Änderungsordnung von Ausbildungsberufen fließen die Vorschläge 
der Beauftragten der Länder mit ein (vgl. Bundesinstitut für Berufsbildung 2009; 2020). 

Diese „indirekte Vertretung der berufsbildenden Schulen über die Länder wird jedoch auch 
problematisiert. „Bildungspolitisch befinden sich die berufsbildenden Schulen im Abseits“, so 
z. B. Rauner (2017). Er kritisiert, dass die beruflichen Schulen als „Juniorpartner“ der dualen 
Berufsausbildung wahrgenommen würden. Zwar ist zu berücksichtigen, dass im Rahmen der 
dualen Ausbildung ca. 70 Prozent der Lernzeiten in den Betrieben stattfinden. Gleichwohl ist 
aber eine erfolgreiche Ausbildung auf eine funktionierende Lernortkooperation angewiesen 
und die Sicherstellung leistungsstarker Berufsschulen erforderlich (vgl. die Einschätzungen 
der Interviewpartner oben). Die Initiative Lernfabriken 4.0 in Baden-Württemberg ist ein Bei-
spiel dafür, wie die Länder versuchen, die beruflichen Schulen zu stärken. Die Vernetzung mit 
Betrieben, Unternehmen und Fachhochschulen in der jeweiligen Region und die Bildung von 
gemeinsamen Lehr- und Lernplattformen ermöglichen direkte und gegenseitige innovative Im-
pulse. Vergleichbare Ansätze gibt es auch in der Schweiz in den Kantonen. 

Schlussbemerkungen

Die Frage nach Stärken und Schwächen nationaler Steuerungsmechanismen von Bildungs- 
bzw. Berufsbildungssystemen ist kein neues Thema und nicht erst mit der Digitalisierung ent-
standen. Aber gerade in Zeiten intensiver und nachhaltiger Veränderungen in technologischer 
oder auch gesellschaftlicher Hinsicht, Stichwort: Migration, erhalten diese Fragen besonde-
re Aktualität. Wie reagieren die Systeme? Sind sie flexibel? Verändern sie sich und, wenn ja, 
wie? Für Deutschland, aber auch für die Schweiz ist nicht erkennbar und auch nicht zu er-
warten, dass sich die Steuerungsstrukturen grundlegend verändern. Beide Systeme gelten 
grundsätzlich als besonders erfolgreich, was sich insbesondere an der hohen Quote der Teil-
nehmer/-innen an der dual/trial gestalteten beruflichen Ausbildung zeigt. Auch die niedrige 
Jugendarbeitslosigkeit wird ihnen teilweise zugeschrieben. Die positive Wechselwirkung mit 
der Ökonomie ist ein starkes Indiz für eine gut austarierte Steuerung, die unter Einbeziehung 
der vier großen Akteure, dem Bund, den Ländern bzw. Kantonen sowie den Arbeitgebern und 
den Gewerkschaften, erfolgt, wobei die Rollen der vier Akteure durchaus unterschiedlich aus-
gestaltet sind. 

Man ist sich in beiden Systemen allerdings des weiteren Handlungsbedarfs bewusst, der 
notwendig ist, um auch künftig das berufliche Bildungssystem attraktiv und wettbewerbsfähig 
zu halten. Im Rahmen dieses Projekts über die Rolle der Akteure in Zeiten der Digitalisierung 
konnte insbesondere eine Intensivierung der Kooperation zwischen den Akteuren festgestellt 
werden, verbunden mit der Diskussion um eine Neujustierung der Rolle einzelner Akteure.
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In beiden Ländern ist der gemeinsame Nenner zahlreicher Aktivitäten und Initiativen bei 
der Governance der beruflichen Bildung im Kontext der Digitalisierung die verstärkte Vernet-
zung zwischen den Akteuren. Die Größe der Herausforderungen hat nicht nur zu zahlreichen 
Initiativen der einzelnen Akteure geführt, sondern auch zu der Erkenntnis, dass sie nur ge-
meinsam bewältigt werden können. Die nationale Strategie Berufsbildung 2030 in der Schweiz 
ist ein eindrucksvolles Beispiel für eine Kooperation über die kleine Gruppe der formalrecht-
lichen Gestaltungsakteure (Bund, Kantone, OdA) hinaus. In Deutschland hat eine gemeinsame 
Änderung des Grundgesetzes durch den Bund und die Länder die Finanzierungsmöglichkeiten 
des Bundes im Bereich der Bildung erweitert. Das Scheitern der Einrichtung eines nationalen 
Bildungsrates in Deutschland hat allerdings auch die Grenzen des Kooperationswillens deut-
lich gemacht. 

In beiden Ländern wird die Frage nach einer Stärkung der Mitsprachemöglichkeiten und 
insofern auch nach der Rolle des Lehr- und Bildungspersonals, der beruflichen Schulen und 
einzelner großer innovativer Unternehmen gestellt. Das agile Verfahren in Deutschland ist 
ein Beispiel für eine Initiative der Sozialpartner, ihre Gestaltungsrolle gemeinsam zu nutzen 
und ihren Gestaltungswillen deutlich zu machen. Die Kantone in der Schweiz entwickeln neue 
gemeinsame Kommunikationsplattformen für die beruflichen Schulen, Betriebe, üK und Aus-
zubildenden und unternehmen zusätzliche Anstrengungen, ihre Bildungsinitiativen stärker 
untereinander abzustimmen. Gleichzeitig entwickeln aber auch einzelne Akteure Initiativen, 
die systemische Impulse in die berufliche Bildung geben und zu einer größeren Anpassungs-
fähigkeit der beruflichen Bildung führen, z. B. die Umschulungsinitiative des Unternehmens-
verbandes Swissmem, die Modularisierungsstrategie von ICT-Berufsbildung in der Schweiz 
oder die Lernfabriken 4.0 in Baden-Württemberg. Diese vielfältigen innovativen Ansätze gilt 
es systematisch aufzugreifen, ihr Potenzial zu analysieren und den Wirkungskreis systemisch 
auszubauen. 

Die Berufsbildungssysteme in Deutschland und der Schweiz basieren auf einer unter-
schiedlichen Verteilung der staatlichen Steuerungsmacht. Beide pflegen jedoch eine intensive 
Kooperation der staatlichen Akteure mit den Arbeitgebern und den Gewerkschaften. Diese er-
laubt und ermöglicht es, Impulse aus der Praxis für die Gestaltung und Umsetzung der Systeme 
aufzugreifen, und sichert ein hohes Maß an Flexibilität, um die berufliche Bildung an wirt-
schaftliche, technologische und gesellschaftliche Veränderungen entsprechend anzupassen. 
Dies gilt auch für die Herausforderungen durch die Digitalisierung. Kleinere Veränderungen in 
den jeweiligen Akteurskonstellationen scheinen hier jedoch ausreichend. Die nicht staatlichen 
Akteure entwickeln im Kontext der Digitalisierung jeweils eigene Initiativen, die durch mehr 
oder weniger überspannend koordinierte staatliche bildungs-, arbeitsmarkt- und wirtschafts-
politische Initiativen gefördert, ergänzt oder auch initiiert werden. Das insgesamt flexible Ge-
füge, das durch die Beteiligung unterschiedlicher staatlicher und nicht staatlicher Akteure ent-
steht, scheint die Zukunftsfähigkeit und Attraktivität der Berufsbildungssysteme sicherstellen 
zu können und kann als eine besondere Stärke der beiden Systeme verstanden werden. 

Gleichwohl erfordert die Abstimmung von bildungspolitischen Maßnahmen in Deutsch-
land ein höheres Maß an politisch gutem Willen und Koordinationsaufwand der staatlichen 
Akteure im Vergleich zur Schweiz, in der das Zusammendenken des gesamten Bildungssys-
tems institutionell und gesellschaftlich fest etabliert ist. Gerade in Zeiten, in denen neue Bil-
dungs- und Qualifizierungsangebote entstehen, die über die Grenzen einzelner Bildungsberei-
che hinausgehen und ein positives Zeichen für Dynamik und Anpassungsfähigkeit sind, wird 
im Hinblick auf die Wechselwirkung von Maßnahmen eine koordinierte und systematisierte 
bildungsbereichsübergreifende Zusammenarbeit der staatlichen Akteure dringender.
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Im Zusammenhang mit der digitalen Entwicklung haben sich im Bereich der Berufsbildung 
in besonderem Maße aber auch neue Akteure ins Spiel gebracht. Dabei sind sie selbst gar 
nicht unbedingt „neu“, neu ist jedoch der Grad ihrer Aktivität, ihrer Medienpräsenz und ihrer 
wachsenden bildungspolitischen Beachtung durch Beteiligung an Public-private-Partnership-
-Aktivitäten. Dabei handelt es sich um Unternehmen der Privatwirtschaft wie Beratungsge-
sellschaften und in zunehmenden Maße auch Stiftungen. Sie greifen verstärkt Bildungs- und 
Qualifizierungsthemen auf. Dadurch stellt sich beispielsweise die Frage nach der Legitimation 
z. B. großer Stiftungen in ihrer Funktion als bildungspolitische Akteure (vgl. Höhne 2012) 
und der Problematik ihres Engagements. Künzli/Weber 2016 thematisieren einen Aufstieg 
der „politiknahen Wissenschaft“ ganz allgemein. Diese hat nach ihrer Auffassung im Rahmen 
der politischen Steuerung in allen Bereichen an Bedeutung zugenommen, so auch im Bereich 
der Bildung. Ihr käme im Rahmen der sogenannten evidenzbasierten Politik eine wachsende 
Bedeutung zu, weil diese wissenschaftliche Grundlageninformationen und verlässliche statis-
tische Daten erfordert. Das Bildungsmonitoring von Entwicklungen über Jahre hinweg sei ein 
unverzichtbares Instrument geworden, wodurch auch Wissenschaftler/-innen zunehmend zu 
Akteuren in den administrativen und bildungspolitischen Steuerungsgremien geworden seien. 
Nach Auffassung von Künzli/Weber (2016) ist der Aufstieg der Wissenschaft als Akteurin mit 
einer abnehmenden Bedeutung der politischen Öffentlichkeit bzw. der öffentlichen Meinungs-
bildung für die maßgeblichen Steuerungsprozesse verbunden. Es gäbe in der Schweiz dadurch 
einen „substantiellen Mentalitätswechsel in der traditionell basisdemokratisch geprägten und 
mit Laiengremien operierenden schweizerischen Bildungspolitik und -administration“ (ebd., 
S. 128).

Nach Förschler (2018) operieren Akteure wie Stiftungen und Lobbygruppen in der Regel 
außerhalb formaler politischer Strukturen, ihr Einfluss ist daher wenig sichtbar, jedoch wirkt 
dieser durch „Expertenwissen“, indem sie in Form von Studien, Gutachten etc. das Agenda-
Setting in öffentlichen oder fachlichen Diskursen mitbestimmen. Auch über die Finanzierung 
oder Förderung von Initiativen greifen sie faktisch in die Bildungssysteme ein und gestalten sie 
dadurch mit. Insgesamt beobachtet Förschler seit 2016 eine starke Zunahme von Konferenzen, 
Projekten und Veröffentlichungen dieser „neuen“ nicht staatlichen intermediären Akteure im 
Bereich der (Berufs-)Bildung. 

Einflussreiche Netzwerke von staatlichen und nicht staatlichen bzw. kommerziell ausge-
richteten Akteuren sind im Zuge der digitalen Entwicklung auch entstanden (s. Zusammen-
stellung Förschler 2018, S. 43). Ein Beispiel ist das Bündnis für Bildung (BfB; gegründet 
2012), ein gemeinnütziger Verein, der es sich zum Ziel gesetzt hat, „den digitalen Wandel beim 
Lehren und Lernen zu unterstützen“ (Bündnis für Bildung 2020), ist. Unter dem Dach des 
BfB versammeln sich (IT-)Unternehmen (z. B. Microsoft, Intel, HP Inc., Didacta Verband e. V., 
Bechtle AG, LEGO Education), Verlage (z. B. Cornelsen, Ernst Klett Verlag GmbH), Startups, 
Verbände (z. B. der Verband Bildung und Erziehung, Verband Bildungsmedien e. V., das Zen-
trum für Lehrerinnen- und Lehrerbildung, der Bayerische Philologenverband), Bildungsinsti-
tute sowie Vertreter der öffentlichen Hand (z. B. die Berliner Senatsverwaltung für Bildung, 
Jugend und Familie, das Finanzministerium Sachsen-Anhalt, die Stadt Nürnberg), „die sich 
besonders für die Entwicklung und Umsetzung von Standards und Referenzlösungen für Bil-
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dung und Infrastrukturen in Lehr- und Lernumgebungen engagieren“ (ebd.). Das BfB gilt als 
das größte und medial aktivste Netzwerk im Bereich der Digitalisierung der Bildung. Es ist auf-
grund der gebündelten Expertise ein aktiver Partner bei der Gestaltung von Bildung geworden, 
der sowohl auf Schul- als auch auf politischer Ebene involviert ist. Es erarbeitet handlungsori-
entierte Leitfäden für Schulen und Lehrkräfte zur Erstellung medienpädagogischer Konzepte 
und bringt sich aktiv in das Schulgeschehen ein (vgl. Förschler 2018, S. 45).

Vergleichbar ist der von Microsoft im Jahr 2015 initiierte sogenannte Digitale Bildungspakt. 
Er vereint u. a. das BfB, den Didacta Verband e. V., die Gesellschaft für Informatik, die Initiative 
D 21, aber auch einzelne öffentliche Akteure wie den Deutschen Städte- und Gemeindebund 
(DStGB). Er sieht sich als ein strategisches Gremium, das ein „digitales Wirtschaftswunder in 
Deutschland möglich“ machen möchte (Digitaler Bildungspakt 2020). Die Netzwerkmitglie-
der entfalten umfangreiche mediale Aktivitäten, wie Pressemitteilungen, Studienergebnisse 
und Positionspapiere.

Auch der im Jahr 2016 gegründete Verein Forum Bildung Digitalisierung e. V. (fbd)74, mit 
den Gründungsmitgliedern Robert Bosch Stiftung, Siemens Stiftung, Deutsche Telekom Stif-
tung sowie Bertelsmann Stiftung und später weiteren hinzugewonnenen Stiftungen verfügt 
über große Ressourcen für Experten- und Medienarbeit. Er konnte seinen Einfluss unmittelbar 
durch die Zusammenarbeit und den Austausch mit dem BMBF in der Bildungsoffensive mani-
festieren, mit der das Ministerium „gemeinsam Lösungsansätze und praxistaugliche Konzep-
te“75 entwickeln will. Dabei spielen insbesondere die Technologieunternehmen eine zentrale 
Rolle. Die sogenannte EdTech, die Education Technology-Industrie, knüpft zunehmend durch 
die Bereitstellung ihrer Produkte in Schulen, das Angebot von Lehr- und Lernmaterialien und 
die Entwicklung von produktbezogenen, arbeitsmarktrelevanten Zertifikaten Verbindungen 
zum Bildungssektor. 

Zur Stärkung der digitalen Kompetenzen in den Betrieben kooperiert die IHK für Mün-
chen und Oberbayern mit Google.76 Im Projekt „Zukunftsoffensive: Basisbox“ sind auch die 
IHK Düsseldorf, die Gewerkschaft ver.di und das Fraunhofer Institut für Arbeitswirtschaft und 
Organisation (IAO) mit dabei.77 Diese Formen der Zusammenarbeit werden seitens der staat-
lichen Akteure begrüßt und aktiv betrieben. Sowohl KMK als auch BMBF äußern die Absicht, 
mit privater/privatwirtschaftlicher Seite zusammenzuarbeiten und auf die Expertise zahlrei-
cher nicht staatlicher Organisationen wie Wissenschaft, Wirtschaft, Verbänden und Stiftungen 
zurückzugreifen (vgl. Bundesministerium für Bildung und Forschung 2016; Kultusminis-
terkonferenz 2016). Es wird der Bedarf an einem koordinierten Handeln aller Akteure ge-
sehen. 

Für die berufliche Bildung sind das Engagement und der Einfluss nicht staatlicher Akteu-
re nichts Neues, im Gegenteil bestimmen Unternehmen, Unternehmensverbände, Kammern 
und Gewerkschaften die Bildungsinhalte partnerschaftlich mit. Formen von Public-private-
Partnership sind ein systemimmanentes Merkmal der beruflichen Bildung sowohl in Deutsch-
land als auch in der Schweiz. Die Betriebe und Unternehmen stellen am Lernort Betrieb ihre 
IT-Technologien und -Ausstattungen als Lerninstrumente zur Verfügung. Gerade in techno-
logieaffinen Unternehmen führt das dazu, dass die Auszubildenden mit aktueller Hard- und 

74  Weitere Informationen zum fbd s. URL: https://www.forumbd.de (Stand: 28.08.2020).
75  Weitere Informationen zur Bildungsoffensive s. URL: https://www.bildung-forschung.digital/files/Bil-

dungsoffensive_fuer_die_digitale_Wissensgesellschaft.pdf, S. 31 (Stand: 28.08.2020).
76  Pressemitteilung zum Kooperationsstart von IHK und Google s. URL: https://www.ihk-muenchen.de/

de/Presse/News/News-Detailseite-(überregional)_23424.html (Stand: 25.05.2020).
77  Zukunftsoffensive: Basisbox s. URL: https://learndigital.withgoogle.com/zukunftswerkstatt/courses/in-

itiative/basisbox (Stand: 25.05.2020).
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https://www.bildung-forschung.digital/files/Bildungsoffensive_fuer_die_digitale_Wissensgesellschaft.pdf
https://www.ihk-muenchen.de/de/Presse/News/News-Detailseite-(überregional)_23424.html
https://www.ihk-muenchen.de/de/Presse/News/News-Detailseite-(überregional)_23424.html
https://learndigital.withgoogle.com/zukunftswerkstatt/courses/initiative/basisbox
https://learndigital.withgoogle.com/zukunftswerkstatt/courses/initiative/basisbox
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Software arbeiten und unmittelbar in neue digital organisierte Arbeitsprozesse hineinwachsen 
können. 

Überbetriebliche Bildungseinrichtungen und berufliche Schulen müssen ihrerseits jedoch 
dafür sorgen, dass die Auszubildenden in Betrieben und Unternehmen, die eher technologie-
fern sind, ebenfalls die Grundlagen der neuen sogenannten Digitalkompetenzen erwerben 
können. Für den berufsschulischen Bereich stellen sich deshalb dieselben Herausforderungen 
wie für die allgemeinbildenden Schulen. Auch hier stellt sich die Frage nach einer Verände-
rung der Akteurskonstellation durch einen möglicherweise notwendigen Einfluss der techno-
logischen Expertise von EdTech-Unternehmen für die Bereitstellung von Lehr- und Lernmate-
rialien als Fortbildungsanbieter für das Lehrpersonal oder Sponsor für digitale Projekte und 
sonstige Aktivitäten.78 Auch hier kommt den nicht staatlichen Akteuren möglicherweise eine 
neue privilegierte Rolle zu, die den technologischen Wandel in einigen Bereichen der Bildung 
teilweise überhaupt erst ermöglichen oder dann beschleunigen kann. Die Notwendigkeit eines 
Digitalpaktes für Schulen hat verdeutlicht, dass die notwendigen staatlichen Ressourcen zu-
mindest auf der zuständigen Ebene der Länder limitiert sind und der Ressourcenbedarf ander-
weitig abgedeckt werden muss. 

78  Beispielsweise für Microsoft s. URL: https://www.microsoft.com/de-de/education/school-leaders/de-
fault.aspx (Stand: 15.07.2019).

https://www.microsoft.com/de-de/education/school-leaders/default.aspx
https://www.microsoft.com/de-de/education/school-leaders/default.aspx
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Anhang

Übersicht Interviewpartner

Deutschland

Schweiz

Akteur Institution Code

Land Nordrhein-Westfalen (NRW) D_L1

Land Niedersachsen D_L2

Lehrkräfte
Bundesverband der Lehrkräfte für 
Berufsbildung e.V. (BvLB)

D_BP

Gewerkschaft Deutscher Gewerkschaftsbund D_Gew

Arbeitgeber(-verband)
Bundesvereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände 

D_AG

Handwerkskammer Handwerkskammer (HWK) Koblenz D_AG/K

Gewerkschaft IG Metall D_Gew

Bund
Bundesministerium für Bildung und 
Forschung (BMBF)

D_B

Akteur Institution Code

Verband/OdA Swissmem CH_OdA

Kanton Kanton Bern CH_K

Kanton Kanton Lutzern CH_K

Verband Schweizerischer Gewerbeverband CH_OdA

Arbeitgeber(-verband) Schweizerischer Arbeitgeberverband CH_A

Verband/OdA ICT-Berufsbildung Schweiz CH_OdA

Lehrkräfte BCH Schweiz (Berufsbildung Schweiz) CH_BP

Gewerkschaft Travail.Suisse CH_Gew
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Abstract

Sowohl in der Schweiz als auch in Deutsch-
land reagieren die Akteure der beruflichen 
Bildung mit zahlreichen Initiativen und Pro-
grammen auf die gravierenden technolo-
gischen Veränderungen. In diesem Bericht 
werden die Auswirkungen auf die jeweiligen 
nationalen Governancestrukturen und Steu-
erungsmechanismen anhand einer Analyse 
der Rolle der Akteure in den Berufsbildungs-
systemen und der Form ihrer Kooperation 
untersucht. Dabei kann festgestellt werden, 
dass sich trotz vieler Ähnlichkeiten der bei-
den Systeme die Unterschiede bei der Ver-
teilung der staatlichen Steuerungsmacht, 
insbesondere bei der Abstimmung von bil-
dungspolitischen Entscheidungen, im Kon-
text der Digitalisierung deutlich bemerkbar 
machen.

In both Switzerland and Germany, stake-
holders in vocational education and training 
(VET) are  responding to the serious tech-
nological changes with numerous initiatives 
and programmes. This report examines the 
impact on the respective national govern-
ance structures and steering mechanisms by 
analysing the role of the actors and the form 
of their cooperation. It can be stated that de-
spite many similarities between the systems, 
the differences in the distribution of state 
steering power, especially in the coordination 
of education policy decisions, are clearly no-
ticeable in this context.
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gravierenden technologischen Veränderungen. In diesem Bericht werden 
die Auswirkungen auf die jeweiligen nationalen Governancestrukturen 
und Steuerungsmechanismen anhand einer Analyse der Rolle der Akteure 
in den Berufsbildungssystemen und der Form ihrer Kooperation unter-
sucht. Dabei kann festgestellt werden, dass sich trotz vieler Ähnlichkeiten 
der beiden Systeme die Unterschiede bei der Verteilung der staatlichen 
Steuerungsmacht, insbesondere bei der Abstimmung von bildungspoliti-
schen Entscheidungen, im Kontext der Digitalisierung deutlich bemerkbar 
machen.
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